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10/2022 SCHNELLDIENST
Wie groß ist der Gender Gap? Anspruch und 
Wirklichkeit der Gleichstellungspolitik

Die Rolle von Frauen in der Gesellschaft befindet sich im Wan-
del. Das zeigt sich unter anderem daran, dass Frauen mehr am 
Arbeitsmarkt teilnehmen. Jedoch hinken die Ergebnisse, die 
sie mit ihrer Berufstätigkeit erzielen, denen der Männer noch 
erheblich hinterher. Frauen verdienen im Durchschnitt weni-
ger als Männer. Auch gibt es immer noch die »gläserne Decke«, 
weshalb Frauen in Führungspositionen in Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft weiterhin prozentual unterrepräsentiert sind. 

Unsere Autor*innen zeigen im aktuellen ifo Schnelldienst, wie 
es gegenwärtig um die Lücke zwischen den Einkommen von 
Männern und Frauen steht: Direkt nach Eintritt in den Arbeits-
markt haben sich die Unterschiede deutlich verringert. Über 
das Erwerbsleben hinweg nehmen sie jedoch stark zu, was sich 
dann auch im Renteneinkommen widerspiegelt.

Die Gründung einer Familie spielt eine entscheidende Rolle für 
die Entwicklung der Lücke. Sie vergrößert sich, sobald Kinder 
geboren werden und wenn die Arbeitsteilung in Familien tra-
ditionell bleibt – noch immer liegt die Hauptverantwortung 
der Sorgearbeit bei den Frauen. Und die Corona-Pandemie hat 
diese Lage noch verschlechtert.

Zudem untersuchen wir, ob falsche Anreizsysteme, gesell-
schaftliche Normen und unterschiedliches Risikoverhalten 
die Kluft zwischen den Geschlechtern mitverursachen. Könn-
ten Lohntransparenz und Quotenregelungen den Gender Gap 
verringern?

Auf unserer Website finden Sie weitere Beiträge 
zur Gender Economics:

https://www.ifo.de/themen/gender-economics

https://www.ifo.de/themen/gender-economics
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Wie groß ist der Gender Gap?  
Anspruch und Wirklichkeit der  
Gleichstellungspolitik
Deutschland hat in vielen Bereichen der Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau in 
den letzten Jahrzehnten Fortschritte gemacht. Die Rolle von Frauen in der Gesellschaft 
hat sich stark gewandelt, Frauen nehmen immer mehr am Arbeitsmarkt teil. Trotz die-
ser positiven Entwicklung unterscheiden sich die Arbeitsmarktergebnisse von Frauen und 
Männern noch erheblich. Sie sind im Beruf oft benachteiligt und verdienen im Durch-
schnitt weniger als Männer. Vor allem sind Frauen in Führungspositionen in Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft wenig vertreten. Welche Politikmaßnahmen könnten die 
weiterhin vorhandenen Defizite in der Gleichberechtigung der Geschlechter beseitigen?

Andreas Peichl und Britta Rude

Das geschlechtsspezifische Einkommensgefälle entlang der 
Einkommensverteilung in Deutschland

Durchschnittlich verfügen Frauen immer noch über 
weniger Einkommen als Männer (Drechsel-Grau et al. 
2022). Während es mittlerweile ein großes Bewusst-
sein bezüglich des durchschnittlichen Einkommensun-
terschieds zwischen den Geschlechtern gibt, ist we-
niger bekannt, wie dieser nach Einkommensklassen 
und -arten variiert. Dieser Artikel gibt sowohl einen 
kurzen Überblick über die geschlechtsspezifische Ein-
kommenskluft entlang der Einkommensverteilung als 
auch für verschiedene Einkommensarten in Deutsch-
land und zeigt die Entwicklung der Geschlechterkluft 
zwischen 2001 und 2016 auf. Dafür wird eine Kombi-
nation administrativer Daten, Steuerdaten des Tax-
payer-Panels des Statistischen Bundesamts sowie 
Sozialversicherungsdaten des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) herangezogen. Es 
zeigt sich, dass die geschlechtsspezifische Einkom-
menskluft nach Gruppen variiert und sich über die 
Zeit unterschiedlich entwickelt hat. 

DATEN UND METHODIK

Für unsere Analyse verwenden wir die Ergebnisse von 
Drechsel-Grau et al. (2022), die zwei qualitativ hoch-
wertige administrative Datenquellen kombinieren:  
Sozialversicherungsdaten (IAB) und Einkommensteu-
erdaten (TPP). Jeder dieser Datensätze hat für die 
Analyse von Ungleichheitstrends in Deutschland spezi-

fische Vorteile, aber auch einige Schwächen, weshalb 
die Kombination beider Datenquellen eine einzigartige 
Möglichkeit für die Analyse bietet. Aufgrund der Da-
tenschutzbestimmungen in Deutsch-
land ist es jedoch nicht erlaubt, 
die einzelnen Mikrodaten direkt 
miteinander zu verknüpfen. Da-
her verwenden Drechsel-Grau 
et al. (2022) hierfür nicht-para-
metrische Matching-Techniken. 

Die erste Datenquelle, die wir 
als IAB-Daten bezeichnen, sind 
die Integrierten Erwerbsbiogra-
fien (IEB) des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB). 
Die Daten enthalten Informationen 
über Beschäftigung und Verdienst 
sowie über Arbeitnehmer- und Be-
triebsmerkmale. Dieser Daten-
satz weist jedoch zwei wichtige 
Einschränkungen auf. Erstens 
werden die Arbeitseinkommen 
nur bis zur Beitragsbemessungs-
grenze der Sozialversicherung ge-
meldet. Diese Begrenzung betrifft 
Männer und Frauen in West- und 
Ostdeutschland unterschiedlich, 
wobei westdeutsche Männer am 

leitet das ifo Zentrum für Mak-
roökonomik und Befragungen 
und ist Professor für Volkswirt-
schaft, insbesondere Makroöko-
nomie und Finanzwissenschaft, 
an der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München.

Prof. Dr. Andreas Peichl 

Britta Rude

ist Doktorandin am ifo Zen-
trum für Internationalen In-
stitutionenvergleich und 
Migrationsforschung.
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stärksten betroffen sind, da hier die obersten 10% 
nicht erfasst werden. Zweitens enthalten die IAB-Da-
ten weder Selbständige (rund 4 Millionen) noch Be-
amte (rund 1,9 Millionen).

Die zweite Datenquelle ist das deutsche Taxpay-
er-Panel (TPP), das auf der Grundgesamtheit der Ein-
kommensteuererklärungen basiert. Dieser administ-
rative Datensatz umfasst alle Steuereinheiten, die im 
Zeitraum 2001–2016 in Deutschland Steuererklärungen 
einreichten. Die Beobachtungseinheit ist der Steuer-
zahler, d.h. entweder eine Einzelperson oder ein Ehe-
paar, das eine gemeinsame Steuererklärung abgibt. 
Im letzteren Fall wird das Einkommen auf der Ebene 
der Einzelperson gemessen. Der Datensatz enthält 
alle Informationen, die zur Berechnung der jährlichen 
Einkommensteuer eines Steuerpflichtigen erforder-
lich sind. Da die Daten nicht topcodiert sind, eignen 
sie sich besonders für die Analyse der Ungleichheit 
am oberen Ende der Verteilung. Allerdings fehlen sie 
am unteren Ende der Einkommensverteilung, da Ein-
kommen unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze von 
der Einkommensteuer ausgenommen sind und daher 
nicht in den Daten enthalten sind (wenn der Minijob 
die einzige Einkommensquelle ist). 

Aus Gründen der Vergleichbarkeit mit anderen 
Ländern, die im Rahmen des Projekts Global Repo-

sitory of Income Dynamics (GRID) erfasst werden1, 
konzentrieren sich die Analyse auf Personen im Al-
ter zwischen 25 und 55 Jahren. Wir schließen Arbeit-
nehmer mit schwacher Arbeitsmarktbeteiligung aus 
(Jahreseinkommen niedriger als Teilzeitbeschäftigung 
von einem Vierteljahr zum nationalen Mindestlohn; 
2 300 Euro im Jahr 2018). Alle Einkommen sind mit 
dem Verbraucherpreisindex deflationiert, und die 
Euro-Zahlen im Text, in den Tabellen und in den Ab-
bildungen beziehen sich auf 2018er Euro.

ENTWICKLUNG NACH GRUPPEN UND  
ÜBER DIE ZEIT

Das Einkommensgefälle zwischen Männern und Frauen 
variiert stark nach Einkommensgruppe. Abbildung 1 
verdeutlicht, dass das Einkommensgefälle an den un-
teren und oberen Rändern der Einkommensverteilung 
besonders groß ist. Dies bedeutet, dass besonders 
Frauen, die Teil der Gering- oder Topverdiener sind, 
über weniger Einkommen verfügen als Männer. Wäh-
rend der durchschnittliche geschlechtsspezifische Ein-
kommensunterschied 2016 bei 40,6% lag, nahm er im 
untersten Einkommenszehntel einen Wert von 48,1% 
an, und lag 7,5 Prozentpunkte über dem landesweiten 
Durchschnitt. Bei den Topverdienern (den Verdienern 
des 99,9-Perzentils) lag er 2016 sogar bei 58,4%.

Der Einkommensunterschied zwischen Männern 
und Frauen ist zwischen 2001 und 2016 leicht ge-
stiegen. Wenn man den durchschnittlichen Einkom-
mensunterschied über die Zeit betrachtet, ist dieser 
zwischen 2001 und 2016 leicht gestiegen, von 39,6% 
2001 auf 40,6% 2016 (vgl. Abb. 1). Diese Entwicklung 
ist hauptsächlich von Einkommensunterschieden im 
oberen Viertel der Einkommensverteilung getrieben. 
Im obersten Zehntel lag dieser beispielsweise 2001 
noch bei 34,3% und 2016 hingegen bei 37%. Die Ge-
schlechterkluft ist hier also gestiegen. In der unte-
ren Hälfte der Einkommensverteilung ist sie dage-
gen gefallen (von 38,8% auf 36,4%). Auch im oberen 
0,01-Perzentil ist sie um 5,1 Prozentpunkte gefallen. 
Das ist jedoch nicht der Fall, wenn man das oberste 
0,1-Perzentil betrachtet. 

Nur unter den Angestellten ist das Einkommens-
gefälle zwischen Männern und Frauen zwischen 2001 
und 2016 gefallen. Abbildung 2 zeigt deutlich, dass 
der geschlechtsspezifische Einkommensunterschied 
für Geschäftsführer*innen, Vermieter*innen und Selb-
ständige zwischen 2001 und 2016 gestiegen ist. Nur 
bei den Angestellten ist er gefallen (von 39,1% 2001 
auf 37,5%). Die Geschlechterkluft ist bei den Selbstän-
digen besonders ausgeprägt. Dort lag diese 2016 bei 
51,3%. Dies bedeutet, dass selbständige Frauen durch-
schnittlich nur über die Hälfte des Einkommens ver-
fügen wie selbständige Männer. Am geringsten ist der 
Unterschied hingegen bei den Geschäftsinhaber*in-
nen. Dort lag er 2016 bei knapp einem Drittel.  

1	 Siehe https://www.grid-database.org/.
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FAZIT

Die Analysen zeigen, dass ein differenzierter Blick auf 
die Einkommenskluft zwischen Männern und Frauen 
notwendig ist. Besonders die signifikanten Einkom-
mensunterschiede zwischen Männern und Frauen am 
oberen und unteren Ende der Einkommensverteilung 
sowie bei den Selbständigen sind besorgniserregend. 
Frauen am unteren Ende der Einkommensverteilung 
könnten besonders unter der Geschlechterkluft leiden. 
Die Daten zeigen zudem, dass Frauen durchschnittlich 
im Einkommensgefälle nicht aufholen konnten. Die 
geschlechtsspezifische Einkommenskluft ist zwischen 
2001 und 2016 leicht gestiegen. 

Die Politik sollte auf strukturelle Maßnahmen 
setzen, um die Einkommenskluft zwischen den Ge-
schlechtern zu schließen. Dafür müssen die tiefer-
liegenden Ursachen und nicht nur die Symptome 
bekämpft werden. Mögliche Maßnahmen sind Inves-
titionen in die geschlechterneutrale Pädagogik, vor 
allem während der frühkindlichen Bildung (UNICEF 
2020). Zusätzlich sollte die Infrastruktur bezüglich der 
Kinderbetreuung weiter ausgebaut werden, um die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu erleichtern. 

Auch eine niedrige Grenzbelastung für Zweitverdiener 
durch mehr Individualbesteuerung (z.B. in Form eines 
Real- oder Familiensplittings) gehören auf die Reform- 
agenda (siehe auch Blömer et al. 2021). Mehr Transpa-
renz von Unternehmen zu fordern, könnte auch ziel-
führend sein (Bennedsen et al. 2019). Außerdem soll-
ten Studien gefördert werden, die die Mechanismen 
hinter den aufgezeigten Einkommensunterschieden 
nach Gruppen analysieren. 

REFERENZEN�
Bennedsen, M., E. Simintzi, M. Tsoutsoura und D. Wolfenzon (2019), »Do 
Firms Respond to Gender Pay Gap Transparency?«, NBER Working Paper 
No. 25435, National Bureau of Economic Research.

Blömer, M. J., P. Brandt, F. Dorn, C. Fuest und A. Peichl (2021), »Für 
mehr Beschäftigung und mehr steuerliche Entlastung für Familien: Ein 
Reformvorschlag zur Einkommensbesteuerung«, ifo Schnelldienst 74(10), 
37–49.

Drechsel-Grau, M., A. Peichl, J. F. Schmieder, K. D. Schmid, H. Walz und 
S. Wolter (2022), »Inequality and Income Dynamics in Germany«, Quanti-
tative Economics, im Erscheinen.

UNICEF (2020), Advancing Positive Gender Norms and Socialization 
through UNICEF, verfügbar unter: https://www.unicef.org/eca/me-
dia/16456/file/Advancing_Positive_Gender_Norms_and_Socialization_th-
rough_UNICEF_Programmes%3A_Monitoring_and_Documenting_Chan-
ge_%7C_Executive_Summary.pdf.

Michael Oberfichtner

Erwerbsverläufe von Frauen und Männern 

Die Arbeitsmarktergebnisse von Frauen und Männern 
unterscheiden sich immer noch massiv. Die Erwerbs-
beteiligung von Frauen ist niedriger als die von Män-
nern, beschäftigte Frauen arbeiten im Durchschnitt 
weniger Stunden als Männer, der mittlere Stundenlohn 
lag 2018 bei Frauen 20% unter dem von Männern; und 
auch wenn man berücksichtigt, dass sich die Qualifi-
kationen und Tätigkeiten zwischen Frauen und Männer 
unterscheiden, bleibt ein Lohnunterschied von 6% un-
erklärt (Statistisches Bundesamt 2022; 2022b; 2022c). 
Daher lohnt es sich, die Erwerbsverläufe von Frauen 
und Männern genauer in den Blick zu nehmen. Dieser 
Beitrag zeigt, dass die Geschlechterlohnunterschiede 
beim Eintritt in den Arbeitsmarkt in den letzten zwei 
Jahrzehnten deutlich abgenommen haben. Über das Er-
werbsleben nehmen die Unterschiede jedoch auch bei 
jüngeren Kohorten stark zu, wobei Familiengründungen 
eine entscheidende Rolle spielen. Um die Ursachen da-
für besser zu verstehen, nimmt die aktuelle Forschung 
zunehmend auch eine betriebliche Perspektive ein. 

ENTGELTUNTERSCHIEDE BEIM EINTRITT  
IN DAS ERWERBSLEBEN

Die Erwerbsverläufe von Frauen und Männern lassen 
sich anhand der Paneldaten der SIAB (vom Berge 

2021a) nachvollziehen.1 Abbildung 1 zeigt den mittle-
ren Entgeltunterschied zwischen Frauen und Männern 
beim Eintritt in das Erwerbsleben für Eintritte in den 
Jahren 2000 bis 2019. Als Eintritt in das Erwerbsleben 
betrachten wir dabei die erste sozialversicherungs-
pflichtige Vollzeitbeschäftigung.2 Der unbereinigte 
mittlere Lohnunterschied betrug anfangs 12% und 
sank in diesem Zeitraum fast auf null. Bereinigt man 
den Lohnunterschied um die Ausbildung, die Berufs-
gruppe, die Branche und die Betriebsgröße, betrug 

1	 Die SIAB enthält tagesgenaue Angaben zu Zeiten in sozialversi-
cherungspflichtiger und (seit 1999) geringfügiger Beschäftigung und 
die dazugehörigen Tagesentgelte. Zur Arbeitszeit enthält der Daten-
satz Informationen zu Vollzeit- und Teilzeit-
beschäftigung, jedoch nicht die genaue 
Stundenzahl. Eine vollständige Beschrei-
bung des Datensatzes findet sich in vom 
Berge et al. (2021b). Die Aufbereitung 
des Datensatzes für alle hier berichteten 
Auswertungen basiert auf Dauth und 
Eppelsheimer (2020).

2	 Um sicherzustellen, dass tatsächlich 
der gesamte Erwerbsverlauf beobachtet 
wird, werden Personen, die beim Eintritt in 
den Arbeitsmarkt älter als 30 Jahre sind, 
nicht betrachtet. Weil bei Migrantinnen und 
Migranten keine Informationen zur frühe-
ren Erwerbstätigkeit im Herkunftsland vor-
liegen, werden außerdem werden nur Per-
sonen betrachtet, die bei der ersten 
entsprechenden Beschäftigung die deut-
sche Staatsangehörigkeit haben.

ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Forschungsbereich »Arbeits-
förderung und Erwerbstätigkeit« 
am Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der  
Bundesagentur für Arbeit. 

Dr. Michael Oberfichtner
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der Lohnunterschied 2000 rund 10% und im Jahr 2019 
noch 4%. Der bereinigte Lohnunterschied sank dem-
nach ebenfalls, wenn auch in geringerem Ausmaß. 
Für die Jahre ab 2012 ist es möglich, genauer für die 
Berufsangabe zu kontrollieren, was den unerklärten 
Entgeltunterschied reduziert (nicht in Abb. 1). Für das 
Jahr 2019 beträgt er dann beispielsweise 2%. Damit 
sind die Geschlechterlohnunterschiede zu Beginn des 

Erwerblebens in den letzten zwei Jahrzehnten subs-
tanziell gesunken.  

Neben diesem grundsätzlichen Befund ist auch 
die unterschiedliche Entwicklung des unbereinigten 
und des bereinigten Entgeltunterschieds bemerkens-
wert. Während in den ersten Beobachtungsjahren der 
bereinigte Entgeltunterschied deutlich geringer war 
als der unbereinigte, ist bei den jüngsten Kohorten der 
bereinigte Unterschied größer als der unbereinigte. 
Demnach weisen Frauen beim Arbeitsmarkteintritt 
inzwischen im Durchschnitt vorteilhaftere Merkmale 
auf als Männer. Beispielsweise haben 21% der Frauen, 
die 2019 in den Arbeitsmarkt eingetreten sind, einen 
Hochschulabschluss – aber nur 15% der Männer. 

ENTWICKLUNG IM ERWERBSVERLAUF

Um die Entwicklung der Entgeltunterschiede über 
das Erwerbsleben zu untersuchen, teilen wir im Fol-
genden die Personen nach dem Jahr ihres Eintritts 
in den Arbeitsmarkt in Kohorten ein und verfolgen 
diese Kohorten über die Zeit. Dabei betrachten wir 
die Entwicklung der Erwerbseinkommen für jedes 
Kalenderjahr ab dem Arbeitsmarkteintritt. In diese 
Auswertung gehen alle Personen ein, die im jeweiligen 
Jahr mindestens einen Tag beschäftigt waren, und es 
wird dafür korrigiert, dass Personen in unterschiedli-
chen Jahren unterschiedlich lange beschäftigt waren. 
Dieses Vorgehen bereinigt die Entgelte um Zeiten der 
Nicht-Beschäftigung, z. B. wegen Arbeitslosigkeit oder 
Kindererziehung. Unterschiedlich lange Arbeitszeiten 
(Vollzeit vs. Teilzeit) sind hingegeben Teil des ausge-
wiesenen Unterschieds.3 

Abbildung 2 zeigt die geschlechtsspezifische Ent-
geltlücke für die Eintrittskohorten 2000, 2005, 2010 
und 2015 jeweils vom Arbeitsmarkteintritt bis zum 
Jahr 2019. Bei den Personen, die im Jahr 2000 in den 
Arbeitsmarkt eingetreten sind, steigt die Entgeltlü-
cke über die ersten 20 Jahre im Erwerbsleben stark 
an – von 12% auf 39%. Bei den späteren Eintritts-
kohorten ist zwar der Entgeltunterschied zu Beginn 
des Erwerbslebens geringer, allerdings steigt der Un-
terschied auch bei den späteren Kohorten über die 
nächsten Jahre an: Beispielsweise steigt er bei der 
Eintrittskohorte 2010 von 7% im ersten Jahr auf 21% 
im zehnten Jahr und ist damit fast genauso hoch wie 
bei der Eintrittskohorte 2000 im zehnten Jahr. Bei 
allen betrachteten Kohorten nehmen demnach die 
Geschlechterunterschiede im Verlauf des Erwerbs-
lebens deutlich zu und nähern sich – soweit das bis 
jetzt beobachtbar ist – an.

Die Ausweitung der Geschlechterunterschiede 
beim Entgelt fällt – wie auch die Zunahme der Un-
terschiede bei Stundenlöhnen in Befragungsdaten 
(Schrenker und Wrohlich 2022) – mit dem typischen 
Zeitfenster für Familiengründungen zusammen. Da-

3	  Da Kalenderjahre betrachtet werden, können die Unterschiede 
beim Arbeitsmarkteintritt von denen beim Zeitpunkt des Eintritts 
(vgl. Abb. 1) abweichen. Die Abweichungen sind jedoch gering. 
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ᵃ Unterschied im log-Lohn zwischen Frauen und Männern beim Arbeitsmarkteintritt sowie 95%-Konfidenzintervalle 
basierend auf Regressionen für jedes Eintrittsjahr mit Heteroskedastie-robusten Standardfehlern. Im 
ausgewiesenen Wertebereich entsprechen Unterschiede in log -Punkten prozentualen Unterschieden. Bei der 
Berechnung des bereinigten Entgeltunterschieds werden in die Regressionen Kontrollvariablen für Ausbildung, 
Alter, Berufsgruppe (nach Blossfeld), Firmengröße, Branche und Arbeitsort in Ostdeutschland aufgenommen. In den 
einzelnen Jahren zwischen 12 014 und 16 069 Beobachtungen. Aufgrund einer Änderung des zugrunde liegenden 
Meldeverfahrens, und dadurch häufig fehlenden Angaben, ohne das Jahr 2011.
Quelle: Berechnung des Autors auf Basis des SIAB7519v1.
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ᵃ Entgeltunterschiede zwischen Frauen und Männern relativ zum mittleren Lohn von Männern. Betrachtet wird das 
mittlere Entgelt je Tag in Beschäftigung im jeweiligen Kalenderjahr nach dem Arbeitsmarkteintritt. Das Jahr 0 ist 
das Kalenderjahr des Arbeitsmarkteintritts. Nur Personen, die im jeweiligen Kalenderjahr mindestens einen Tag in 
Beschäftigung waren. 
Quelle: Berechnung des Autors auf Basis des SIAB7519v1. 
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ᵃ Berechnung siehe Abbildung 2. Nur Frauen, bei denen bis zum Ende des Beobachtungszeitraums mit dem 
Verfahren von Müller et al. (2022) keine Geburt identifiziert wird. 
Quelle: Berechnung des Autors auf Basis des SIAB7519v1. 
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her vergleicht Abbildung 3 auf die gleiche Art Männer 
mit Frauen, bei denen im gesamten Beobachtungs-
zeitraum in den administrativen Daten keine Geburt 
identifiziert wird. Auch in diesem selektierten Sample 
zeigen sich Geschlechterlohnunterschiede, und auch 
hier nehmen die sie – mit Ausnahme der unklaren Ent-
wicklung bei der Kohorte 2010 – im Zeitverlauf zu. 
Allerdings sind die Unterschiede im Erwerbsverlauf 
deutlich geringer. 

DER EINFLUSS VON MUTTERSCHAFT

Diese Entwicklung über den Erwerbsverlauf legt ei-
nen ursächlichen Zusammenhang zwischen Fami-
liengründungen und Geschlechterunterschieden auf 
dem Arbeitsmarkt nahe. Tatsächlich zeigen zahlreiche 
Studien für Deutschland und international, dass die 
Auswirkungen von Mutterschaft ein Haupttreiber von 
Geschlechterunterschieden in Erwerbsverläufen sind 
(Bertrand et al. 2010; Cortés und Pan 2022; Goldin 
2021; Kleven et al. 2019a; 2019b; Musick et al. 2020). 
Kleven et al. (2019b) demonstrieren dabei am Bei-
spiel von Dänemark, dass Mutterschaft sowohl Er-
werbstätigkeit, Arbeitsstunden als auch Stundenlöhne 
verringert.

Zu den individuellen Erwerbsverläufen und den 
Auswirkungen klassischer Politikmaßnahmen, bei-
spielsweise unbezahlte oder bezahlte Erziehungszei-
ten und öffentlich geförderte Kinderbetreuung, liegt 
umfangreiche Evidenz vor. Allerdings häufig mit dem 
ernüchternden Ergebnis, dass solche Maßnahmen die 
Auswirkungen von Mutterschaft auf Erwerbsverläufe 
zwar kurzfristig beeinflussen, ihre langfristigen Effekte 
aber begrenzt sind (Kleven et al. 2021; Olivetti und 
Petrongolo 2017). Um die Ursachen der negativen Ef-
fekte von Mutterschaft auf die Erwerbsverläufe besser 
zu verstehen und wirksame Politikmaßnahmen abzu-
leiten, sind daher in den letzten Jahren Arbeitgeber 
stärker in den Fokus der Forschung gerückt. 

EINE BETRIEBSBEZOGENE PERSPEKTIVE

Aus einer betriebsbezogenen Perspektive stellen sich 
mindestens zwei Fragen zu Familiengründungen: Wie 
beeinflussen Betriebe die Erwerbstätigkeit von Müt-
tern? Und wie beeinflusst Mutterschaft Betriebe? 

Bei der ersten Frage zeigt sich, dass Mütter in fa-
milienfreundlichen Betrieben schneller ins Erwerbs-
leben zurückkehren (Frodermann et al. 2018). Es ist 
nicht auszuschließen, dass Frauen, die planen, nach 
einer Geburt schnell zurückzukehren, gezielt in fami-
lienfreundlichen Betrieben arbeiten. Nichtsdestotrotz 
weist dieser Befund darauf hin, dass sich betriebliche 
Angebote positiv auf die Erwerbsverläufe von Müttern 
auswirken und zum Abbau von Geschlechterunter-
schieden auf dem Arbeitsmarkt beitragen können. 

Zur zweiten Frage untersucht eine Reihe aktuel-
ler Papiere die Auswirkungen von Mutterschaft und 
den darauf folgenden Erwerbsunterbrechungen auf 

Betriebe in Deutschland (Huebener et al. 2022) und 
international (u.a. Brenøe et al. 2020; Ginja et al. 
2022). Negative Auswirkungen auf Betriebe finden 
sich insbesondere, wenn in Betrieben wenige andere 
Beschäftigte die gleiche Tätigkeit ausüben wie die 
Mutter. Beispielsweise finden Huebener et al. (2022), 
dass Geburten in der Belegschaft bei einem substan-
ziellen Teil der Betriebe zu Ersatzeinstellungen führen. 
Geht man von Einstellungskosten in Höhe von etwa 
zwei Monatsgehältern aus (Muehlemann und Pfeifer 
2016), dürfte das eine spürbare Belastung für diese 
Betriebe sein. 

Auch nach Geburt und Elternzeit betrifft Eltern-
schaft Betriebe: Selbst wenn Arbeits- und Betreu-
ungszeiten auf dem Papier planbar sind, müssen El-
tern im Alltag beispielsweise bei Erkrankungen der 
Kinder kurzfristig die Betreuung übernehmen und 
können deswegen unvorhergesehen nicht oder nur 
eingeschränkt arbeiten. Die Erfahrungen aus der Co-
rona-Pandemie (u.a. Illing et al. 2022) lassen erwar-
ten, dass überproportional Mütter solche kurzfristi-
gen Betreuungsaufgaben übernehmen. Solche Muster 
sind nicht zuletzt deswegen wichtig, weil sie sich auf 
personalpolitische Entscheidungen auswirken könn-
ten: Besonders wichtige, karriererelevante Aufgaben 
werden Betriebe womöglich lieber nicht denjenigen 
anvertrauen, bei denen sie kurzfristige Abwesenhei-
ten befürchten.

Aus dieser betriebsbezogenen Perspektive fol-
gen Herausforderungen für Politik und Wissenschaft. 
Politisch stellt sich die Frage, wer familienbedingte 
Kosten, die in Betrieben anfallen, tragen soll. Einzelne, 
betroffene Betriebe – mit den skizzierten, möglichen 
Konsequenzen für deren Entscheidungskalkül – oder 
sollen betroffene Betriebe unterstützt werden? Bei der 
Entgeltfortzahlung während des Mutterschutzes lautet 
die Antwort schon heute, dass betroffenen Betrieben 
die direkten Aufwendungen über ein Umlageverfahren 
ersetzt werden. Diese Logik und Gestaltung lassen 
sich dem Grundsatz nach auch auf weitere Nachteile 
übertragen. Auf Seite der Wissenschaft ist es dafür 
notwendig, die Auswirkungen von Elternschaft und 
Familie auf Betriebe noch genauer zu untersuchen. 
Insbesondere gilt es, die Effekte zu quantifizieren und 
deren Rückwirkungen auf die Erwerbsverläufe von 
Frauen und Männern zu verstehen. 
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Luise Görges

Who Cares? Arbeitsteilung in Familien als letzte Hürde auf 
dem Weg zur Gleichberechtigung

Wie weit ist es noch bis zur Gleichstellung? Für die 
Länder der Europäischen Union beantwortet das Euro-
päische Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE 2021) 
diese Frage mit einem Index, der Geschlechtergleich-
heit in verschiedenen Lebensbereichen – Arbeit, Geld, 
Wissen, Zeit, Macht, Gesundheit – misst und zu einer 
Zahl verdichtet. Im Mittel über alle 27 Länder betrug 
dieser Gleichstellungsindex zuletzt 68 von 100 ma-
ximal erreichbaren Punkten, die einer vollständigen 
Gleichstellung von Männern und Frauen entsprächen 
und in keinem Land erreicht sind. Mit 68,8 Punkten 
lag Deutschland knapp über dem Durchschnitt und 
auf Platz 10, gute 15 Punkte hinter dem Rangersten 

Schweden. In allen Ländern der EU 
sind Frauen seltener erwerbstätig, 

erzielen geringeres Einkommen, 
sind seltener in Führungspositi-
onen vertreten, erbringen mehr 
unbezahlte Sorgearbeit und sind 

häufiger von Armut bedroht als 
Männer. Ein Blick auf die Auf-
schlüsselungen nach Haushalts-
status zeigt, dass die Lücken für 
Paare mit Kindern beinahe aus-
nahmslos am größten sind. Das 

deckt sich mit neuesten Forschungserkenntnissen, 
die zeigen, dass Löhne und Einkommen von jungen 
Frauen und Männern erst ab der Geburt des ersten 
Kindes auseinanderlaufen (Angelov et al. 2016; Kleven 
et al. 2019; Lundborg et al. 2017). 

URSACHE: TRADITIONELLE ARBEITSTEILUNG

Die sogenannten „Child Penalties“, die kindbeding-
ten Lohneinbußen, entstehen durch die Arbeitstei-
lung die Elternpaare1 nach der Geburt eines Kindes 
wählen. Sie treffen fast ausschließlich Frauen, da die 
allermeisten Paare eine Form der traditionellen Ar-
beitsteilung wählen, in der Mütter hauptverantwort-
lich für die unbezahlte Sorgearbeit und Väter für die 
bezahlte Erwerbsarbeit zuständig sind. Davon abzu-
grenzen sind die progressive Arbeitsteilung, in der 
die Hauptverantwortlichkeiten vertauscht sind und 
die egalitäre Arbeitsteilung, in der sie weitgehend ge-
teilt sind. Entscheidend bei dieser Typologie ist, wer 

1	 Gegenstand dieses Beitrags sind Ungleichheiten, die im Zusam-
menhang mit den geschlechtsspezifischen Arbeitsarrangements in 
gemischtgeschlechtlichen, heterosexuellen Elternpaaren entstehen. 
Aufgrund dieser Zielstellung liegt der Fokus auf Familien, in denen 
eine Mutter und ein Vater mit Kindern leben und nicht auf Alleiner-
ziehenden und LGBTQI* Familien.
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die Hauptverantwortung für eine der beiden Arbeiten 
trägt; eine traditionelle Arbeitsteilung wird also nicht 
dadurch egalitär, dass eine Mutter mit einer Teilzeit-
beschäftigung zum Familieneinkommen beiträgt oder 
ein Vater ab und zu mal einen Nachmittag auf dem 
Spielplatz verbringt. Die oben zitierten Papiere zeigen, 
dass traditionelle Arbeitsteilung nach dieser Definition 
selbst in Ländern die Norm ist, die gemeinhin als Vor-
bilder in puncto Gleichstellung gelten und in denen 
die Erwerbsbeteiligung von Müttern im internationalen 
Vergleich hoch ist. Dennoch fallen die Einkommen von 
Müttern nach der Geburt eines Kindes auch in Schwe-
den (Angelov et al. 2016), Norwegen (Lundborg et al. 
2017) und Dänemark (Kleven et al. 2019) hinter denen 
der Väter zurück, weil sie Erwerbstätigkeit und Sor-
geverantwortung verbinden müssen. Sie reduzieren 
Stunden und nehmen Lohnabschläge in Kauf, um in 
Berufe, Firmen und Branchen zu wechseln die höhere 
Flexibilität und bessere Vereinbarkeit erlauben.

Auch in Deutschland wählen die allermeisten 
Paare nach Geburt eines Kindes eine traditionelle 
Arbeitsteilung, wie Abbildung 1 auf Basis von Zah-
len des Statistischen Bundesamtes belegt (Keller und 
Kahle 2018). Nur gut jede dritte Mutter, die mit ei-
nem Kleinkind von unter drei Jahren im Haushalt lebt, 
ist überhaupt erwerbstätig. Von den erwerbstätigen 
Müttern mit Kleinkindern ist der Großteil in Teilzeit 
beschäftigt, nur ein knappes Drittel arbeitet Vollzeit 
im Arbeitsmarkt. Dagegen sind fast neun von zehn Vä-
tern erwerbstätig und das überwiegend in Vollzeit; nur 
rund 6% der erwerbstätigen Väter arbeiten in Teilzeit. 
Zwar nähert sich in Familien mit älteren Kindern die 
Erwerbsbeteiligung der Mütter denen der Väter an, 
dennoch ist weiterhin nur etwa jede dritte in Vollzeit 
erwerbstätig, selbst wenn das jüngste Kind im Haus-
halt schon zwischen zehn und 15 Jahren alt ist. Das 
zeigt: Der Bedarf an Sorgearbeit im Haushalt geht mit 
zunehmendem Alter der Kinder zurück, die Hauptver-
antwortung verbleibt bei den Müttern.

WARUM IST TRADITIONELLE ARBEITSTEILUNG  
EIN PROBLEM?

Fest steht: Die Lücken, die durch Elternschaft im 
Einkommen und ökonomischem Status von Männern 
und Frauen wachsen, werden ein Leben lang nicht 
mehr geschlossen und wirken auch auf Vermögen, 
Rentenansprüche, Armutsrisiko, gesellschaftliche 
Anerkennung. Ob sich daraus ein Gerechtigkeitsmo-
tiv ableitet, das Geschlechtergleichheit als »Wert an 
sich« umsetzt, darüber wird viel gestritten. Es gibt es 
aber mindestens drei ökonomische Überlegungen, auf 
deren Grundlage die Gesellschaft Effizienzgewinne 
durch einen Wandel zu mehr egalitärer Arbeitstei-
lung erhoffen kann. Die erste Überlegung betrifft 
die effektive Nutzung von Ressourcen. Unter der An-
nahme, dass die Fähigkeiten von Frauen und Männern 
der gleichen Verteilung folgen, kann es nicht optimal 
sein, wenn Frauen für Führungspositionen in Poli-

tik, Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft kaum 
zur Verfügung stehen, weil sich die Zeitanforderung 
nicht mit ihren Sorgearbeitsverpflichtungen verein-
baren lassen (Bertrand 2018). Dies gilt umso mehr, 
da die Gesellschaft über die Steuerfinanzierung des 
Bildungssystems enorme Summen in die Ausbildung 
von Frauen investiert. Die zweite Überlegung fußt auf 
der Annahme, dass Diversität zu besseren Entschei-
dungen führt und dass die Gesellschaft auch deshalb 
von einer höheren Repräsentation von Frauen in Füh-
rungspositionen profitiert, weil sie unterschiedliche 
Perspektiven, Erfahrungen und Ideen in Gestaltungs-
prozesse einbringen (Kirsch und Wrohlich 2021). Die 
dritte Überlegung schließlich betrifft die Reproduktion 
von Arbeitskraft in einer alternden Gesellschaft. Eine 
Umverteilung von Sorgearbeit könnte die Geburten-
zahlen steigern und somit langfristig zur Entlastung 
der Sozialsysteme beitragen. Das zumindest legt die 
Arbeit von Dopeke und Kindermann (2019) nah, die 
niedrigere Fertilitätsraten in Gesellschaften mit ho-
her Sorgearbeitsbelastung für Frauen dokumentieren. 

WELCHE GRÜNDE GIBT ES FÜR TRADITIONELLE 
ARBEITSTEILUNG?

Wenn eine egalitäre Arbeitsteilung aus gesellschaftli-
cher Sicht wünschenswert ist, benötigen wir Politik-
maßnahmen, die dieses Ziel erreichen können.2 Idea-
lerweise beruhen diese auf einem fundierten Verständ-
nis der Gründe dafür, dass traditionelle Arbeitsteilung 
sich seit Jahrzehnten so hartnäckig hält. Befragungen 
von jungen Menschen ohne Kinder, zu Vorstellungen 
von ihrem zukünftigen Familienleben, dokumentieren 
regelmäßig Wünsche nach egalitärer oder gar progres-
siver Aufteilung von Arbeit (Auspurg et al. 2017; Bühl-
mann et al. 2010; Pedulla und Thébaud 2015). Warum 
sieht die gelebte Realität dann so anders aus? 

2	 Gleichstellung aus gesellschaftlicher Perspektive kann auch er-
reicht werden, indem  etwa je die Hälfte der Paare eine progressive 
und eine traditionelle Arbeitsteilung wählt. Die Vor- und Nachteile 
gegenüber dem Ziel, mehr Paare in eine egalitäre Arbeitsteilung zu 
bringen, können hier nicht diskutiert werden. Die weiteren Überle-
gungen in diesem Beitrag lassen sich jedoch weitgehend auf dieses 
alternative Ziel übertragen.
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Aus ökonomischer Sicht ist es zunächst nicht 
überraschend, dass eine Arbeitsteilung, in der Part-
ner*innen sich spezialisieren, also unterschiedliche 
Aufgaben übernehmen, effizienter ist als eine in der 
sie alle Aufgaben teilen. Diese Effizienzgewinne kön-
nen sich entweder aus Produktivitätsunterschieden 
der Partner*innen oder aus dem Produktionsprozess 
selbst ergeben. Da beide Mechanismen geschlechts-
neutral sind, begründen sie lediglich, dass Familien 
sich spezialisieren. Warum die Spezialisierung mehr-
heitlich traditionell statt progressiv ist, erklärt sich 
nur, wenn weitere Voraussetzungen erfüllt sind.

Effizienzmotive

Produktivitätsunterschiede zwischen den Partner*in-
nen führen in der Regel dazu, dass die Familie ihr 
benötigtes Volumen an Sorgearbeit am günstigsten 
durch die Partnerin mit dem relativen Produktivitäts-
vorteil in der Sorgearbeit produzieren lässt (Becker 
1973; Gronau 1973). Ein solcher relativer Produktivi-
tätsvorteil kann dann systematisch bei Frauen liegen, 
wenn sie, im Vergleich zu Männern, produktiver in der 
Sorgearbeit oder weniger produktiv in der Erwerbsar-
beit sind. Produktivität in der Sorgearbeit wird nicht 
gemessen, deshalb nehmen wir der Einfachheit halber 
einmal an, dass sich Männer und Frauen hierin nicht 
unterscheiden.3 Somit bleiben geschlechtsspezifische 
Unterschiede in der Arbeitsmarktproduktivität als 
potenzielle Motoren der traditionellen Arbeitsteilung. 
Lange speisten sie sich aus markanten Geschlechte-
runterschieden in Bildungsinvestitionen, die sich in 
niedrigere Lohnerwartungen für Frauen übersetzten. 
Inzwischen sind die Bildungsniveaus konvergiert; in 
den jüngsten Generationen übersteigt der Anteil der 
Frauen mit tertiärem Bildungsabschluss sogar den 
der Männer. Daraus folgt allerdings nicht zwangsläu-
fig ein Ausgleich oder gar eine Umkehrung der Ar-
beitsmarktproduktivität in Paaren. Das liegt vor al-
lem daran, dass Frauen im Durchschnitt noch immer 
schlechter bezahlte Fächer studieren (Bertrand 2018;  
EIGE 2021) und Partner wählen, die älter (Krack-Ro-
berg et al. 2016) und besser ausgebildet (Bertrand 
et al. 2021)4 sind. So bleiben Produktivitätsunter-
schiede im Paar also weitgehend erhalten, auch 
wenn sich die durchschnittlichen Lohnerwartungen 
von Berufsanfängerinnen denen von Berufsanfänger 
in den letzten Jahrzehnten angeglichen haben. Durch 
(statistische) Diskriminierung von Frauen, etwa bei 
3	 Unstrittig ist jedoch, dass Frauen während der Schwangerschaft 
und gegebenenfalls darüber hinaus, solange ein Baby gestillt wird, 
einen Produktivitätsvorteil in der Sorgearbeit haben. Inwieweit die-
ser Produktivitätsvorteil über diese Zeit hinaus geht, darüber lässt 
sich nur spekulieren. Dass schon unter Kindern Mädchen in größe-
rem Umfang als Jungen Hausarbeit leisten (Solaz und Wolff 2015) 
und auf jüngere Geschwisterkinder aufpassen (Wilke et al. 2018) 
kann als »Trainingsvorsprung« interpretiert werden, der Produktivi-
tätsunterschiede im Erwachsenenalter zumindest nicht abwegig er-
scheinen lässt.
4	 Dieses Phänomen des »nach-oben-Heiratens« (aus Perspektive 
von Frauen) führt auch dazu, dass die Männer am unteren und die 
Frauen am oberen Ende der Bildungsverteilung häufiger Single blei-
ben als alle anderen.

Beförderungen, ist die Lohnentwicklung für Män-
ner zudem im Erwartungswert unter Umständen 
selbst dann besser, wenn die Arbeitsmarktpro-
duktivität der Partnerin vor der Spezialisierungs-
entscheidung genauso hoch oder höher ist. Um 
eine traditionelle Arbeitsteilung finanziell at-
traktiv zu machen, reichen selbst kleinste Un-
terschiede in der Arbeitsmarktproduktivität. 
Hat sich ein Paar einmal spezialisiert, wachsen diese 
Ausgangsunterschiede rasch an, da der Partner als 
Hauptverdiener weiter Humankapital akkumuliert, 
während die Partnerin als Hauptsorgende ihres  
abschreibt. Ein Wechsel in eine egalitäre oder gar 
progressive Arbeitsteilung wird für das Paar zuneh-
mend teurer. 

Allerdings kann Spezialisierung auch ohne jegli-
che Produktivitätsunterschiede für Paare finanziell 
attraktiv sein, wenn das im Produktionsprozess selbst 
angelegt ist. Claudia Goldin (2021) beschreibt poin-
tiert, worauf solche Anreize beruhen können, wenn 
Erwerbsarbeit von zunehmenden Grenzerträgen ge-
kennzeichnet ist: »Work is greedy, and the person who 
does the most gets the most.« In einer Studie (Goldin 
2014) zeigt sie, dass die Lohnlücke zwischen Männern 
und Frauen zu einem erheblichen Teil innerhalb von 
Berufen besteht und dort besonders ausgeprägt ist, 
wo sich Überstunden und ständige Verfügbarkeit über-
proportional rentieren. In diesen Berufen sind es vor 
allem Frauen mit Sorgeverantwortung, die auf hohe 
Renditen verzichten, weil sie nicht bereit oder in der 
Lage sind, diese Stunden zu leisten. Dass greedy work 
so weit verbreitet ist, erklärt sie deshalb zur letzten 
großen Hürde auf dem Weg zur Gleichstellung. Die 
Frage, warum in der Regel Frauen vor dem Verein-
barkeitsproblem stehen, beantwortet sie lapidar mit 
»Couples with children optimize in a world of gen-
dered norms.« (Goldin 2021, S. 236).

Geschlechternormen

Dass Geschlechternormen für die Beharrlichkeit tradi-
tioneller Arbeitsteilung zumindest mitverantwortlich 
sind, wird oft gemutmaßt. Tatsächlich zeigen viele 
Studien, dass das Erwerbsverhalten von Migrantin-
nen, selbst in der zweiten Generation, stark von den 
Normen im Herkunftsland geprägt ist (vgl. Fernández 
und Fogli 2009 und zahlreiche Folgeanwendungen, 
aber siehe auch die Arbeit von Beblo et al. 2021 zur 
Selektionsproblematik in diesen Studien). 

Wie genau Normen aber Verhalten beeinflussen, 
darüber wissen wir noch immer sehr wenig (Görges 
und Nosenzo 2021). Zahlreiche aktuelle Forschungs-
arbeiten untersuchen die These, dass Paare die Miss- 
achtung gesellschaftlicher Normen sogar soweit ver-
meiden, dass sie dafür finanzielle Einbußen in Kauf 
nehmen. Wenn der individuelle Bruch mit Normen 
hinreichend hohe soziale und psychologische Kosten 
verursacht, entscheiden sich Paare möglicherweise 
selbst dann gegen eine progressive Arbeitsteilung, 
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wenn sie aus finanzieller Sicht einträglicher wäre 
(vgl. Bertrand et al. 2015 und die Replikation von 
Sprengholz et al. 2022, für den deutschen Kontext). 
Allerdings bleibt es schwierig, einen solchen direkten 
Einfluss von Normen auf die Wahl der Arbeitsteilung 
von ihrem Einfluss auf Produktivität (bspw. welche 
Berufe Männer und Frauen wählen) und Präferenzen 
(bspw. welche Partner*innen sie wählen) zu tren-
nen. Die Laborstudie mit Paaren von Görges (2021) 
legt allerdings nah, dass selbst unter Konstanthal-
tung dieser Faktoren Normen einen direkten Einfluss 
auf die Spezialisierungsentscheidung ausüben. Sie 
sind somit ein wichtiger Faktor für die Arbeitsteilung 
in Familien.

WELCHE POLITIKMASSNAHMEN KÖNNEN  
ETWAS ÄNDERN?

In dieser komplexen Gemengelage aus greedy work, 
geschlechtsspezifischen Produktivitätsunterschieden 
und Präferenzen und sozialen Normen bleibt die Sor-
gearbeit in der Hauptverantwortung von Frauen und 
Gleichstellung ein unerreichtes Ziel. Wie geht es vor- 
an? Mit Maßnahmen, die die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie für beide Geschlechter erhöhen und An-
reize zu einer egalitären Arbeitsteilung setzen.

Ausbau der Kinderbetreuung

Vereinbarkeit erhöhen gelingt zumindest zum Teil 
durch eine Reduzierung der Sorgelast, die inner-
halb der Familie anfällt. Durch eine Auslagerung an 
Dienstleister werden vor allem Mütter entlastet und 
können sich stärker dem Arbeitsmarkt widmen. Ein 
Ausbau des Betreuungsangebots, das haben Studien 
bestätigt, steigert tatsächlich das Arbeitsangebot von 
Müttern (Bauernschuster und Schlotter 2015) und ver-
ringert somit den Abstand zwischen den Geschlech-
tern. Bei der Verfügbarkeit von qualitativ hochwer-
tiger, bezahlbarer Kinderbetreuung für Kinder aller 
Altersgruppen gibt es in Deutschland durchaus noch 
Luft nach oben, so dass sich mit einer Erweiterung 
des Angebotes wahrscheinlich noch einiges für die 
Gleichstellung erreichen lässt. Allerdings stößt das 
Ausbaupotenzial irgendwann an Grenzen, denn Kin-
derbetreuung lässt sich kaum in einem Umfang ausla-
gern, wie es mit zwei Vollzeitstellen mit Überstunden 
und irregulären Arbeitsstunden nötig wäre. In den 
meisten Fällen wird es auch weiterhin nicht beiden 
Eltern ermöglichen, greedy work bedienen können. 
Solange die Verantwortung für die »residuale« Sorge-
arbeit bei den Müttern verbleibt, tritt ihre berufliche 
Entwicklung hinter die ihrer Partner zurück. Zuletzt 
hat das die Coronakrise eindrücklich gezeigt, in der 
die residuale Sorgearbeit durch den pandemiebeding-
ten Wegfall öffentlicher Betreuungsangebote plötz-
lich schlagartig für viele Mütter zu einem Vollzeitjob 
wurde, der oft auf Kosten ihrer Erwerbsarbeit gehen 
musste (Alon et al. 2020).

Gleichstellung benötigt also neben dem Ausbau 
öffentlicher Kinderbetreuung zwei weitere Zutaten: 
Vereinbarkeit muss auch in der Erwerbsarbeit stärker 
ermöglicht werden, und die familiale Arbeitsteilung 
muss mit traditionellen Rollen und Zuständigkeiten 
brechen. Welche Maßnahmen können einen solchen 
Wandel erreichen? Geschlechterquoten – in Erwerbs- 
und Sorgearbeit – bieten dafür großes Potenzial. Eine 
Geschlechterquote in der Erwerbswelt existiert be-
reits in Deutschland, allerdings bislang eher mit einer 
»schmalen Reichweite«, wie Wissenschaftlerinnen des 
DIW zuletzt urteilten (Kirsch et al. 2022). Gesetzlich 
verbindlich sind sie bislang nur in Aufsichtsräten von 
einigen wenigen Unternehmen. Wann immer hier ein 
Posten frei wird, muss so lange eine Frau nachbesetzt 
werden, bis die Quote von 30% erreicht ist. Wenn das 
nicht gelingt, bleibt die Stelle unbesetzt (leerer Stuhl). 
Zudem gibt es ab vier Mitgliedern in den Vorständen 
der gleichen Gruppe von Unternehmen ein Mindest-
beteiligungsgebot von einer Frau. 

Ausweitung der Quotenregelung

Das Pendant zur Geschlechterquote in der Sorgearbeit 
gibt es in Deutschland im Elterngeld. Auch hier ist die 
Reichweite im europäischen Vergleich eher klein. Am 
weitesten geht sie derzeit in Island, wo annähernd 
die Hälfte von zwölf Monaten Elternzeit für Väter re-
serviert ist. In Deutschland sind aktuell jeweils zwei 
von maximal 14 (Vollzeit) Elterngeldmonaten für ei-
nen von beiden Elternteilen reserviert und verfallen, 
wenn sie nicht in Anspruch genommen werden (ähn-
lich dem leeren Stuhl in Aufsichtsräten und Vorstän-
den). Die verbleibenden zehn Monate können beliebig 
aufgeteilt werden. Seit Einführung dieser Quotenre-
gelung ist der Anteil der Väter, die Elternzeit nehmen, 
enorm gestiegen. Zwar erhöhte das die Beteiligung der  
Väter in der Sorgearbeit über die Elternzeit hinaus, es 
reicht aber nicht, um Zuständigkeiten im Alltag nach-
haltig zu verändern (Tamm 2019). Die allermeisten 
beschränken sich auf zwei Monate, während Mütter 
für zehn bis zwölf Monate ausscheiden (Samtleben 
et al. 2019). 

An eine Ausweitung der Quotenregelung in Er-
werbs- und Sorgearbeit sind – neben dem direkten 
Effekt auf die Gleichstellungsbilanz: mehr Frauen mit 
Führungsverantwortung, mehr Männer mit Sorgever-
antwortung – konkrete Hoffnungen für eine langfris-
tige Veränderungen in der Arbeitsteilung von Paaren 
geknüpft. Eine Wirkung auf Präferenzen, Produkti-
vitäten, Normen und Vereinbarkeit von Arbeit und 
Familie für beide Geschlechter sind plausibel und in 
Teilen auch bereits belegt. Zunächst einmal fördert 
die Erfahrung in der jeweiligen Tätigkeit auch die Pro-
duktivität darin, was wiederum relative Kostenvor-
teile reduziert und geschlechtsspezifische Arbeitstei-
lung weniger attraktiv macht. Zudem verändern sich 
geschlechtsspezifische Vorlieben für die jeweiligen  
Tätigkeiten. Präferenzen für geschlechtsatypische  
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Rollen verstärken sich mit dem Erleben dieser Rollen:  
So ist unter Frauen die Präferenz für Erwerbsar-
beit höher (Beblo und Görges 2018), unter Männern  
die Präferenz für Sorgearbeit (Kotsadam und Finse-
raas 2011), wenn sie die Verantwortung dafür selbst 
erlebt haben.

Darüber hinaus verändert die Quote soziale Nor-
men dadurch, dass auch Dritte mehr Menschen in ge-
schlechtsatypischen Rollen erleben. In der Sorgear-
beit zeigen beispielsweise Unterhofer und Wrohlich 
(2017), dass Großväter durch eine Beteiligung ihrer 
Söhne in der Elternzeit progressivere Geschlechter-
normen entwickeln. In der Erwerbsarbeit finden Dahl 
et al. (2021), dass Männer progressivere Einstellungen 
entwickeln, wenn sie zufällig gemischten statt reinen 
Männerteams zugewiesen werden. Ein weiterer Ka-
nal, durch den Quoten Normen verändern, geht über 
die erhöhte Sichtbarkeit von Männern und Frauen in 
atypischen Rollen. Hierdurch entstehen Vorbilder für 
nachfolgende Generationen, die ebenfalls ermutigt 
werden, sich »atypisch« zu verhalten, etwa Berufe zu 
ergreifen und Partner*innen zu wählen, mit denen 
sich eine progressivere Arbeitsteilung umsetzen lässt 
(Fernández et al. 2004). 

Nicht zuletzt bergen Geschlechterquoten auch 
das Potenzial, den Druck auf Organisationen zu er-
höhen, Beschäftigten aller Geschlechter mehr Ver-
einbarkeit zu ermöglichen. Solange Arbeitsteilung in 
Familien noch überwiegend traditionell ist, lassen sich 
talentierte Frauen nur dann für Führungspositionen 
rekrutieren, wenn Unternehmen ihnen Möglichkeiten 
bieten, diese mit Sorgeverantwortung zu vereinbaren. 
Wenn männliche Führungskräfte aufgrund einer El-
ternzeitquote nach der Geburt eines Kindes genauso 
häufig und lange ausfallen wie Frauen und sich im An-
schluss stärker in der Sorgearbeit einbringen wollen, 
wird auch das Unternehmen zwingen, Vereinbarkeit zu 
verbessern. Neben der Frage der Umsetzbarkeit ist ein 
Kritikpunkt an der Quote ihre mangelnde Reichweite, 
denn meist profitieren nur Hochqualifizierte direkt 
von ihr. Es bleibt aber zu hoffen, dass auch weniger 
gut ausgebildete Beschäftigte in den unteren Hierar-
chiestufen langfristig von Vorbildeffekten, Manager*in-
nen mit Problembewusstsein und Veränderungen in 
der Vereinbarkeit profitieren.
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Sarah Gust und Lavinia Kinne

Gender Pay Gap: Ursachen und Maßnahmen

Die Rolle von Frauen am Arbeitsmarkt hat sich in den 
letzten Jahrzehnten stark gewandelt. In den meisten 
Industrieländern war ein deutlicher Trend zu erken-
nen: Frauen nehmen immer mehr am Arbeitsmarkt 
teil und nähern sich dabei den Löhnen von Männern 
stetig an (Bertrand 2020). Trotz dieser weitestgehend 
positiven Entwicklung sind auch hochentwickelte Län-
der wie Deutschland noch weit entfernt von gleichen 
Ergebnissen der beiden Geschlechter am Arbeits-
markt.1 Obwohl seit 2006 in Deutschland jedes Jahr 
mehr Frauen einen Hochschulabschluss erhalten als 
Männer (Statistisches Bundesamt 2022b), verdienten 
Frauen 2021 unbereinigt immer noch 18% weniger 
als Männer. 

Eine Vielzahl an Forschenden hat sich in den 
letzten Jahrzehnten mit den möglichen Ursachen 
dieser Geschlechterungleichheit am Arbeitsmarkt 
beschäftigt. Einen wesentlichen Anteil daran hat die 
unterschiedliche Wahl der Studienfächer von Män-
nern und Frauen, die mit erheblichen Unterschieden 
in den zu erwartenden Löhnen einhergeht (Bertrand 
2020). Darüber hinaus hat eine Elternschaft ungleiche 
Konsequenzen für Männer und Frauen (Kleven et al. 
2019). Beide Faktoren gehen zudem mit kulturellen 
Normen einher, die es insbesondere Frauen mit Fa-
milie erschweren, einen erfolgreichen Berufsalltag 
zu gestalten. Der erste Teil dieses Artikels wird sich 
den beiden Bereichen gesondert widmen und jeweils 
entsprechende etablierte sowie neuere Forschungs-
ergebnisse präsentieren. 

Wenn man für unterschiedliche Berufe, Stunden-
anzahl, Erwerbsbiografien und weitere Faktoren kont-
rolliert, spricht man vom bereinigten Gender Pay Gap. 
Bei gleicher und gleichwertiger Arbeit und Qualifika-
tion verdienten Frauen im Jahr 2018 in Deutschland 
rund 6% weniger als ihre männlichen Kollegen (Statis-
tisches Bundesamt 2022a). Um diese Lohnungleichheit 
zu reduzieren, haben einige europäische Länder in den 
letzten Jahren Maßnahmen für mehr Lohntransparenz 
eingeführt. Der zweite Teil dieses Artikels beschäftigt 
sich mit der Effektivität dieser Maßnahme. 

1	 In diesem Artikel werden wir uns auf den Unterschied zwischen 
Frauen und Männern konzentrieren, die sich auch als solche definie-
ren und dementsprechend in Surveys oder administrativen Daten 
erfasst werden. Die restliche Breite des Spektrums der Geschlechte-
ridentität bilden wir hier zwar nicht ab, fänden es aber wichtig, sich 
damit nochmals gesondert zu beschäftigen.  

WAHL DER STUDIENFÄCHER

Obwohl Frauen bereits seit einigen Jahren im inter-
nationalen Vergleich bessere Bildungsabschlüsse vor-
weisen (Bertrand 2020), gibt es noch immer erhebliche 
Unterschiede in der Wahl der Studienfächer. Männer 
wählen dabei öfter sogenannte MINT-Fächer (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik), 
die im Durschnitt zu höheren Löhnen führen als Fä-
cher aus anderen Kategorien (beispielsweise Sozial-
wissenschaften) (Bertrand 2020). Als Gründe für diese 
unterschiedlichen Entscheidungen werden oft zwei 
wesentliche Faktoren benannt: mit bestimmten Beru-
fen assoziierte Normen und Präferenzen sowie soge-
nannte komparative Vorteile. Ein komparativer Vorteil 
entsteht nicht nur dann, wenn Frauen beispielsweise 
in diesen MINT-Fächern schlechter abschneiden (wür-
den) als Männer, sondern kann auch dann vorhanden 
sein, wenn Frauen ähnlich qualifiziert sind wie Män-
ner, aber in anderen Bereichen wie beispielsweise der 
Kinderbetreuung besser aufgestellt sind als Männer. 
Dieses Phänomen kann in diversen wissenschaftli-
chen Studien beobachtet werden. So dokumentieren 
beispielsweise Goulas et al. (2020), dass kompara-
tive Vorteile von Männern in MINT-Fächern 12% der 
Unterrepräsentanz von Frauen in diesen Bereichen 
erklären können.

Auf der anderen Seite könnten 
unterschiedliche Entscheidun-
gen auch das Spiegelbild von 
geschlechterspezifischen Prä-
ferenzen sein. Möglicherweise 
sind beispielsweise die mit hoch 
bezahlten Berufen assoziierten Ar-
beitsbedingungen ein entscheiden-
der Faktor für die Wahl des Studi-
enfachs von Frauen. Obwohl dies 
zunächst also wie eine potenziell 
zufriedenstellende Erklärung für 
das unterschiedliche Verhalten 
von Frauen und Männern klingt, 
sind auch Präferenzen zu einem 
großen Anteil ein Produkt der Um-
gebung und können schon früh 
von kulturellen Normen geprägt 
werden. So zeigt beispielweise 
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eine Studie von Grewenig et al. (2020), dass bereits 
14- bis 17-jährige junge Männer und Frauen erhebli-
che Unterschiede in der erwarteten Arbeitszeit nach 
der Geburt ihres ersten Kindes aufweisen. Weibliche 
Befragte planen mehrheitlich, 20 oder weniger Stun-
den pro Woche zu arbeiten, wohingegen die männli-
chen Befragten mehrheitlich 30 oder mehr Stunden 
Wochenarbeitszeit anstreben. Weiterhin führte eine 
Konfrontation der Studienteilnehmer*innen mit den 
tatsächlich herrschenden Normen in der deutschen 
Gesellschaft zu einer weiteren Verstärkung dieser Un-
gleichheit in erwarteter Wochenarbeitszeit nach der 
Geburt des ersten Kindes.

»CHILD PENALTY«

Die internationale Literatur zu Geschlechterunterschie-
den am Arbeitsmarkt hat sich in den letzten Jahren 
vermehrt um die Entwicklungen rund um die Geburt 
von Kindern beschäftigt. Wegweisend waren dabei die 
Studien von Kleven und Koautor*innen (Kleven et al. 
2019), die das Konzept der sogenannten »Child Pen-
alty« etabliert haben. Die »Child Penalty« beschreibt 
dabei den kausalen Effekt der Elternschaft auf Ar-
beitsmarktergebnisse wie z.B. Löhne von Frauen im 
Vergleich zu Männern (Kleven 2022). Empirisch wird 
diese mit Hilfe von Paneldaten geschätzt. Dabei wer-
den über mehrere Jahre hinweg die Löhne derselben 
Person erfasst, so dass eine Entwicklung über die Zeit 
beobachtet werden kann. Zentriert man diese Ent-
wicklung nun um die Geburt des ersten Kindes herum, 
zeigen sich im Durschnitt für Männer und Frauen er-
hebliche Unterschiede: Männer erleben keine sicht-
bare Lohnveränderung zur Zeit der Geburt des ersten 
Kindes, wohingegen bei Frauen ein drastischer Lohn-
rückgang direkt nach der Geburt zu beobachten ist. 
Dieser ist zudem persistent, so dass auch nach zehn 
Jahren noch erhebliche Lohnunterschiede zwischen 
Müttern und Vätern beobachtet werden können (Kle-
ven et al. 2019). Abbildung 1 zeigt dies beispielhaft für 
deutschsprachige Länder, in denen die »Child Pen-
alties« im internationalen Vergleich besonders hoch 
sind. In Deutschland und Österreich verdienen Mütter 

dabei im Schnitt fünf bis zehn Jahre nach der Geburt 
ihres ersten Kindes 61% bzw. 51% weniger als Väter.

Neuere Studien bestätigen das Vorkommen solch 
einer »Child Penalty« in vielen Ländern und zeigen 
zudem, wie sich diese über die Zeit entwickelt hat 
(siehe beispielsweise Huttunen und Troccoli 2022 so-
wie Bönke et al. 2022). Ähnliche Befunde sind auch 
für die Teilnahme am Arbeitsmarkt zu finden, so dass 
Frauen ihre wöchentlichen Arbeitsstunden nach der 
Geburt des ersten Kindes erheblich reduzieren, Män-
ner hingegen nicht (Kleven et al. 2019).

Weiterhin beschäftigt sich eine Studie von Bat-
tisti et al. (2022) mit den Unterschieden in für den 
Arbeitsmarkt relevanten kognitiven Fähigkeiten und 
sieht auch dort erste Evidenz für eine mögliche »Child 
Penalty« in diesen so wichtigen Fähigkeiten. Die Studie 
basiert jedoch bisher auf Einzelbeobachtungen aus 
Querschnittsdaten und verwendet eine neue Methode, 
auch in solchen Datensätzen diese »Child Penalties« 
zu schätzen (Kleven 2022). Sollte sich diese Beobach-
tung in Studien mit bisher nicht verfügbaren Panelda-
ten bestätigen, könnte dies einen wesentlichen Bei-
trag zum Verständnis der schon weit dokumentierten 
»Child Penalties« in Löhnen leisten.

Auch diese mit einer Elternschaft verbundenen 
Geschlechterunterschiede können mit kulturellen 
Normen in Verbindung gebracht werden. Am Bei-
spiel der USA zeigt Kleven (2022), dass in US-Staa-
ten mit progressiveren Geschlechterbildern über die 
Zeit abnehmende »Child Penalties« zu beobachten 
sind. Weiterhin sind vor allem die Normen aus dem 
Geburtsstaat oder -land (im Falle von Immigrant*in-
nen) ausschlaggebend für die eigene »Child Penalty«, 
es findet aber auch eine Assimilation mit den Normen 
des späteren Wohnorts statt, falls dort progressivere 
Normen vorherrschen.

WELCHE MASSNAHMEN HELFEN (NICHT)?

Wie man Lohnunterschiede effektiv reduzieren kann, 
ist immer wieder Gegenstand politischer Diskussion. 
Die aktuelle Forschung zeigt, dass Schulprogramme 
wie Programmierkurse (Carlana und Fort 2022) und 
mehr weibliche Vorbilder (Breda et al. 2021) dazu 
beitragen können, dass sich mehr Schülerinnen für 
MINT-Fächer entscheiden. Die meisten europäischen 
Länder haben zudem in den vergangenen Jahren ver-
schiedene Maßnahmen eingeführt, die Anreize set-
zen, Väter aktiv in die Kinderbetreuung einzubezie-
hen (Bergemann und Riphahn 2022; Huebener et al. 
2019). Beide Maßnahmenpakete zielen auf Einkom-
mensunterschiede ab, die durch unterschiedliche Be-
rufe, Stundenanzahl und Erwerbsbiografien begründet 
werden können. 

LOHNTRANSPARENZ

Eine weitere mögliche Maßnahme, um diese berei-
nigten Lohnunterschiede zu reduzieren, könnte mehr 
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Transparenz über die Gehälter von Frauen und Män-
nern sein. Die Annahme der Befürworter*innen ist, 
dass Frauen häufig nicht wissen, ob und wie viel 
weniger sie im Vergleich zu ihren Kolleg*innen mit 
gleicher Qualifikation und Tätigkeit verdienen. Für 
die Europäische Kommission hat Einkommenstrans-
parenz politische Priorität (European Commission 
2021): Dieses Jahr beschloss das Europäische Par-
lament die Aufnahme von Verhandlungen mit den 
EU-Regierungen (European Parlament 2022). Neben 
einer Berichtspflicht für Unternehmen mit mehr als 
50 Mitarbeitenden sieht der Entwurf zusätzliche ver-
pflichtende Maßnahmen vor, falls das Lohngefälle in 
einem Unternehmen 2,5% übersteigt.

Allerdings ist unklar, wie Unternehmen und Ar-
beitnehmer*innen auf diese Einkommenstransparenz 
reagieren. Wird durch die Information eine deutliche 
Ungleichbehandlung aufgrund des Geschlechts oder 
anderer Faktoren offengelegt, können die Unterneh-
men Lohnunterschiede anpassen, um Unzufriedenheit 
bei den Mitarbeitenden zu vermeiden – oder betrof-
fene Personen das Unternehmen wechseln. Dadurch 
können die Einkommensberichte zu einem niedrigeren 
Gender Pay Gap führen. 

Die Lohntransparenz kann jedoch zu einer 
schlechteren Verhandlungsposition und niedrigeren 
Durchschnittslöhne führen. Cullen und Pakzad-Hur-
son (2021) zeigen, dass die Unternehmen ihre Ver-
handlungsstrategie anpassen. Mit der gestiegenen 
Transparenz lassen Arbeitgeber*innen weniger Ge-
haltserhöhungen zu, da jede Gehaltserhöhung ent-
sprechende Gehaltsverhandlungen von weiteren Mit-
arbeitenden nach sich ziehen kann. Auch kommt es 
darauf an, welche Angestellten die Informationen in 
den Gehaltsverhandlungen aktiv nutzen. Sind das 
häufiger Männer als Frauen, könnte die Lohntranspa-
renz zu einem höheren Gender Pay Gap führen (Baker 
et al. 2019). 

Erfahrungen in Österreich

Österreich war eines der ersten Länder, das 2011 ein 
Einkommenstransparenz-Gesetz (ETG) verabschie-
det hat (Österreichisches Parlament 2011). Firmen ab 
einer bestimmten Größe müssen seitdem alle zwei 
Jahre einen Einkommensbericht erstellen, der die 
durchschnittlichen Gehälter von Frauen und Männern 
in der jeweiligen Einkommensgruppe für alle Mitarbei-
tenden offenlegt. Böheim und Gust (2021) kommen zu 
dem Ergebnis, dass das österreichische ETG keinen 
Effekt auf firmeninterne Lohnunterschiede zwischen 
Frauen und Männern hatte. 

Das österreichische Einkommenstransparenzge-
setz wurde in Stufen eingeführt. Seit 2011 müssen 
Unternehmen mit mehr als 1 000 Mitarbeitenden 
alle zwei Jahre einen Einkommensbericht veröffent-
lichen. Der Schwellenwert wurde daraufhin über die 
Jahre von 1 000 auf 500 ab 2012, 250 ab 2013 bis auf  
150 Mitarbeitende seit 2014 reduziert. Der Bericht 

muss den Beschäftigten kundgetan werden und min-
destens die Anzahl von Frauen und Männern und das 
Durchschnitts- oder Medianentgelt von Frauen und 
Männern in der Verwendungsgruppe und Verwen-
dungsgruppenjahren berichten. Die Berichte dürfen 
keine Rückschlüsse auf einzelne Personen zulassen.

Um die Auswirkungen der Einkommensberichte 
auf die Einkommen von Frauen und Männern sowie 
auf die Lohnunterschiede zu untersuchen, verglei-
chen Böheim und Gust (2021), ob sich diese Größen 
in den von der Gesetzgebung betroffenen Firmen 
im Vergleich zu den nicht betroffenen Firmen ver-
ändert haben. Da sich Unternehmen mit sehr vielen 
Mitarbeitenden grundsätzlich von Unternehmen mit 
wenigen Mitarbeitenden unterscheiden, werden je-
weils nur Unternehmen knapp oberhalb und knapp 
unterhalb des Grenzwertes verglichen. Als Daten-
grundlage dienen die Daten aus den österreichischen 
Sozialversicherungen.

Böheim und Gust (2021) untersuchen einzeln die 
Effekte für Firmen mit mehr als 1 000, 500, 250 und 
150 Mitarbeitenden, die nacheinander von der Be-
richtspflicht betroffen waren. Abbildung 2 zeigt den 
durchschnittlichen Lohnunterschied von Frauen und 
Männern in Firmen mit 1 000–1 199 Mitarbeitenden, 
die im Jahr 2011 das erste Mal einen Einkommens-
bericht veröffentlichen mussten, im Vergleich mit 
ähnlich großen Firmen mit 800–999 Mitarbeitenden. 
Die Grafik zeigt keinen signifikanten Effekt auf den 
Gender Pay Gap. Zu dem gleichen Ergebnis kommen 
Böheim und Gust (2021) bei den später betroffenen 
Firmen mit 500, 250 und 150 Mitarbeitenden oder 
wenn die Gehälter von Männer und Frauen getrennt 
betrachtet werden. Da Gulyas et al. (2021) mit ande-
ren empirischen Methoden sehr ähnliche Resultate 
finden, scheint das Ergebnis nicht von der Wahl der 
Untersuchungsmethode getrieben zu werden. 

Diskontinuitätsanalyse für den Gender Pay Gapᵃ

Lohnlücke 

Unternehmensgröße

ᵃ Die Abbildung zeigt die Diskontinuitätsanalyse für das Jahr 2011. Die senkrechte gestrichelte Linie entspricht 
dem Grenzwert von 1 000 Mitarbeitenden. Firmen mit weniger als 1 000 Mitarbeitende sind die Kontrollgruppe (graue
Linie). Firmen mit mehr als 1 000 Mitarbeitenden sind die Behandlungsgruppe (blaue Linie). Der graue Bereich markiert 
das Konfidenzintervall. Die Abbildung zeigt, dass kein signifikanter Unterschied (Diskontiunität) für den Gender Pay 
Gap zwischen den zwei Gruppen entstanden ist. 
Quelle: Böheim and Gust (2021). © ifo Institut 
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In anderen Ländern konnten transparentere Lohni-
veaus Einkommensunterschiede reduzieren. In Kanada 
und Dänemark stiegen nach der Einführung die Löhne 
für Frauen (Baker et al. 2019; Bennedsen et al. 2019). 
In England führte die Einkommenstransparenz dazu, 
dass mehr Frauen oberhalb des Medianlohns einge-
stellt wurden (Duchini et al. 2020). Dadurch wurde der 
Gender Pay Gap in diesen Ländern reduziert. 

Einkommenstransparenz konnte  
Lohndiskriminierung nicht verringern

Warum führte die Einkommenstransparenz in anderen 
Ländern zu geringeren Gender Pay Gaps, aber nicht 
in Österreich? Dafür gibt es unterschiedliche Erklä-
rungen, allerdings lassen sich diese nicht empirisch 
testen. Ein Grund könnte sein, dass viele Mitarbei-
tende nicht wissen, dass die Einkommensberichte in 
ihrem Unternehmen existieren. Eine Befragung des 
Bundesministeriums für Bildung und Frauen (2015) er-
gab, dass 70% der Arbeitnehmerinnen die Maßnahme 
und den Bericht nicht kennen. Viele Befragte gaben 
außerdem an, dass die Berichte nicht aussagekräftig 
seien. In Österreich müssen aus Datenschutzgründen 
der Durchschnitt von mindestens fünf Mitarbeiten-
den in einer Gehaltsgruppe angegeben werden, damit 
keine Rückschlüsse auf individuelle Gehälter möglich 
sind. Außerdem werden die Berichte nur intern veröf-
fentlicht, und die Ergebnisse dürfen nicht nach außen 
kommuniziert werden. Das macht es insbesondere 
für neue Mitarbeitende schwer, die Lohnstruktur bei 
Gehaltsverhandlungen einzuschätzen. In Kanada sind 
individuelle Gehälter online zugänglich. In Österreich 
drohen keinerlei Konsequenzen, wenn die Einkom-
mensberichte eine besondere Ungleichbehandlung 
offenlegen. In der Schweiz hingegen können Unter-
nehmen von öffentlichen Ausschreibungen ausge-
schlossen werden, sollten sie nicht in der Lage sein, 
den Gender Pay Gap auf maximal 5% zu reduzieren. 

Auch in Deutschland konnten die Maßnahmen 
zur Lohntransparenz den Gender Pay Gap nicht re-
duzieren (Brütt und Yuan 2022). In Deutschland kön-
nen Arbeitnehmer*innen Informationen über Löhne 
ihrer Gehaltsgruppe erfragen. Brütt und Yuan (2022) 
zeigen in einem Experiment, dass Lohntransparenz 
nur wirken kann, wenn auch Informationen über die 
Leistung bereitgestellt werden. Ohne diese Informa-
tion können Mitarbeitende schwer einschätzen, ob 
Lohnunterschiede durch unterschiedliche Leistun-
gen begründet sind. Laut Brütt und Yuan (2022) kann 
Lohntransparenz auch unerwünschte Folgen haben. 
Lohninformationen könnten dazu führen, dass Frauen 
seltener Gehaltsverhandlungen eingehen.

Der Beschluss des Europäischen Parlaments geht 
weiter als die umgesetzten Maßnahmen in Österreich 
und Deutschland. Das gilt insbesondere für den Weg-
fall der Geheimhaltungsklausel und den verpflichten-
den Aktionsplan, falls das Lohngefälle mehr als 2,5% 
übersteigt. Die unterschiedlichen Ergebnisse aus den 

verschiedenen Mitgliedstaaten, die bereits Maßnah-
men zur Lohntransparenz umgesetzt hatten, deuten 
darauf hin, dass es auf den gesetzlichen Rahmen an-
kommt, ob mehr Lohntransparenz den Gender Pay 
Gap reduzieren kann. Insbesondere müssen Politi-
ker*innen bei der Einführung auch mögliche uner-
wünschte Folgen abwägen. 
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Holger Rau

Der Gender Pay Gap in Deutschland:  
Verhaltensökonomische Erklärungen 
und mögliche Auswege

In Deutschland dokumentieren einige »Genderlücken« 
die ungleichen Verwirklichungschancen von Frauen  
im Vergleich zu Männern. Ein prominentes Beispiel 
hierfür ist der sogenannte »Gender Pay Gap«, der 
die Einkommenslücke zwischen Frauen und Män-
nern bezeichnet. Diese Lohnunterschiede haben 
weitreichende Folgen, da sie Nährböden für weitere 
Genderlücken sind. Beispiele sind die »Rentenlücke« 
und die »Lebenseinkommenslücke«, die die geringeren 
Alterssicherungsleistungen und das geringere Gesamt- 
erwerbseinkommen im Lebensverlauf von Frauen 
im Vergleich zu Männern beschreiben. Dieser Artikel 
befasst sich mit dem »Gender Pay Gap« und gibt ei-
nen Überblick über seine Höhe und Entstehung. Ab-
schließend werden mögliche Maßnahmen und ihre 
Erfolgschancen zur Verkleinerung der Einkommens-
lücke diskutiert. 

Obwohl die Einkommenslücke zwischen Frauen 
und Männern kleiner wird, erhalten Frauen in Deutsch-
land immer noch einen geringeren durchschnittlichen 
Bruttoverdienst als Männer. Beispielsweise lag im Jahr 
2006 die Lohnlücke bei 23%. Jüngste Daten zeigen für 
das Jahr 2021, dass der durchschnittliche Bruttostun-
denverdienst von Männern bei 23,20 Euro lag, wohin-
gegen Frauen nur 19,12 Euro erhielten. Diese Lohn-
differenz entspricht einem beträchtlichen »Gender 
Pay Gap« in Höhe von 18% (Statistisches Bundesamt 
2022). In OECD-Daten aus dem Jahr 2018 lag Deutsch-
land mit einem Gender Pay Gap in Höhe von 16,2% 
im internationalen Vergleich in der Spitzengruppe der 
Einkommenslücke, die durchschnittlich 13,5% in den 
OECD-Ländern betrug (vgl. Abb. 1).

Ein genauerer Blick auf deutsche Daten zeigt, 
dass strukturelle und kulturelle Unterschiede Einfluss 
auf die Einkommenslücke haben können. So fällt die 
Einkommenslücke in Ostdeutschland im Jahr 2021 mit 
6% deutlich geringer aus als in Westdeutschland, wo 
diese 20% betrug (Statistisches Bundesamt 2022). Um 
auf strukturelle Unterschiede zu kontrollieren, wird 
deshalb zusätzlich der sogenannte bereinigte Gender 
Pay Gap erhoben.

ERHEBUNG UND URSACHEN 
DES GENDER PAY GAP

Bei der Ermittlung des Gender Pay 
Gap muss zwischen dem unbereinig-
tem und dem bereinigten Maß unter-
schieden werden. Die zuvor diskutier-
ten Daten beziehen sich auf die unbereinigten abso-
luten Bruttoverdienste, wohingegen der bereinigte 
Gender Pay Gap die ursächlichen Faktoren für die 
Einkommenslücke in die Berechnung miteinbezieht. 
Dabei wird der Verdienstunterschied, der auf struktu-
relle Unterschiede zwischen den Geschlechtergruppen 
zurückzuführen ist, herausgerechnet. Dies folgt der 
Idee, dass der Gender Pay Gap zum Teil ursächlich 
auf unterschiedliches Verhalten auf der Angebotsseite 
des Arbeitsmarkts zurückzuführen ist. Genauer ge-
sagt unterscheiden sich weibliche und männliche 
Arbeitnehmer*innen in ihrer Bildungswahl, in ihrem 
Beschäftigungsumfang, in ihrer Berufswahl oder in 
ihrer Präsenz in Führungspositionen (Blau und Kahn 
1992; 1994). 

In Deutschland zeigt sich, beispielsweise dass der 
Gender Gap im Bildungswesen in der akademischen 
Laufbahn zunimmt. So betrug im Jahr 2020 der Frau-
enanteil bei Studierenden 49,9%, 45,1% bei Dokto-
randen, 35,1% bei Habilitanden und nur noch 26,3% 
bei hauptberuflichen Professoren. Weiterhin fällt auf, 
dass speziell im Bereich von Führungspositionen ein 
Gender Gap existiert. Daten des statistischen Bundes-
amtes belegen, dass lediglich 29% der Führungsposi-
tionen mit Frauen besetzt sind. Nach der Bereinigung 
des Maßes liegt die Lohnlücke in Deutschland aktuell 
immer noch bei 6% (Statistisches Bundesamt 2022). 
Dieser verbleibende Unterschied ist ein Indiz dafür, 
dass bestimmte Einkommensunterschiede auf mög-
liche andere Faktoren zurückzuführen sind, wie z.B. 
diskriminierendes Verhalten auf der Nachfrageseite 
des Arbeitsmarkts. Ein mögliches Beispiel ist, dass 
Frauen, die in den selben Berufen wie Männer arbei-
ten, einen niedrigeren Lohn als Männer erhalten. Eine 
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weitere Möglichkeit neben dieser statistischen Diskri-
minierung ist, dass Teile der verbleibenden (bereinig-
ten) Einkommenslücke durch das Zusammenspiel der 
Angebotsseite (Verhalten der Arbeitnehmer*innen) 
und der Nachfrageseite (Verhalten der Arbeitgeber*in-
nen) entstehen. 

Vor Kurzem entstand in der verhaltensökonomi-
schen Literatur eine neue Forschungsrichtung, die 
alternative Erklärungen für die Ursachen von Gender 
Gaps liefert. Demnach unterscheiden sich Frauen und 
Männer in ihren ökonomischen Präferenzen. Kontrol-
lierte Laborstudien zeigen z.B., dass Frauen risikoab-
geneigter sind im Vergleich zu Männern (Croson und 
Gneezy 2009; Charness und Gneezy 2012). Weiterhin 
meiden sie Wettbewerbssituationen im Gegensatz 
zu Männern (Niederle und Vesterlund 2007). Die Risi-
koscheue von Frauen und ihre Präferenz, Wettbewerb 
zu vermeiden, kann Teile des unbereinigten Gender 
Pay Gap auf der Angebotsseite erklären. So ist es bei-
spielsweise möglich, dass sich risikoscheue Frauen 
weniger oft als Männer dazu entschließen lange un-
sichere Ausbildungswege zu wählen und kompetitive 
Arbeitsumfelder (wie z.B. Finanzsektor oder Consul-
ting) meiden. Damit geht einher, dass diese Arbeits-
umfelder in der Regel zu den Hochlohnsektoren zäh-
len, was die unbereinigte Einkommenslücke ankur-
belt. Die verbleibende bereinigte Einkommenslücke 
bleibt allerdings durch diese Ergebnisse unerklärt. 
In diesem Zusammenhang belegen Studien, dass ste-

reotypische Erwartungen von Arbeitgeber*innen zu 
Fehleinschätzungen in den Fähigkeiten von weibli-
chen und männlichen Berufsbewerber*innen führen 
können. Beispielsweise demonstrieren die Ergebnisse, 
dass Dozentinnen oftmals schlechter als Dozenten 
durch Studierende bewertet werden. Dieses Ergebnis 
ist besonders stark ausgeprägt in mathematischen 
Kursen, und es wird getrieben durch männliche Stu-
dierende (Mengel, Sauermann und Zölitz 2019). Es 
zeigt sich, dass dieses Resultat auch dann hält, wenn 
nicht die Leistung der Dozent*innen bewertet werden 
muss, sondern lediglich die Qualität von identischen 
Vorlesungsmaterialien, die entweder mit den Namen 
von weiblichem oder männlichem Dozenten*innen 
beschriftet sind (Özgümüs et al. 2020). Andere Stu-
dien finden, dass stereotypisches Verhalten vor allem 
dann entsteht, wenn keine Vergleichsmöglichkeit be-
steht (Bohnet, van Geen und Bazerman 2015; Heinz, 
Normann und Rau 2016). Dann werden häufig Männer 
in für sie stereotypischen Situationen (z.B. Berufsfel-
der, die hohe mathematische Fähigkeiten verlangen) 
bevorzugt (Bohnet, van Geen und Bazermann 2015).

Ein wichtiger Faktor, der die Interaktion zwischen 
der Angebots- und Nachfrageseite beeinflusst, ist die 
mögliche Antizipation von Diskriminierung. Genauer 
gesagt, ist es möglich, dass sich Frauen gegen eine 
Bewerbung entscheiden oder dass sie sich zurückhal-
tend in Lohnverhandlungen verhalten, wenn sie anti-
zipieren, dass es zu möglichen Diskriminierungen von 
Seiten der Arbeitgeber*innen kommen kann (Bowles, 
Babcock und Lai 2007). Antizipierte Diskriminierung 
in Lohnverhandlungen wird auch in einer Feldstudie 
bestätigt, die zeigt, dass Frauen signifikant häufiger 
ihre Gehälter nachverhandeln, wenn in der Jobaus-
schreibung steht, dass dies möglich ist (Leibbrandt 
und List 2015). Die antizipierte Diskriminierung kann 
ein wichtiger Faktor sein, warum sich Frauen seltener 
auf Führungspositionen bewerben als Männer.

MÖGLICHE AUSWEGE AUS DEN GENDER GAPS

Ein viel diskutiertes Mittel, um auf der Angebotsseite 
die Bewerberinnenzahl zu erhöhen sind »Affirmati-
ve-Action«-Programme, die z.B. durch Quotenregelun-
gen festlegen, dass eine bestimmte Anzahl von Frauen 
in Führungspositionen oder in Vorständen vertreten 
sein muss. Dies kann eine Möglichkeit darstellen, um 
die Effekte von antizipierter Diskriminierung abzusch-
wächen. In verhaltensökonomischen Experimenten 
zeigt sich, dass »Affirmative-Action«-Regelungen dem 
Problem von Geschlechterunterschieden in Wettbe-
werbspräferenzen entgegnet können und dadurch 
mehr Frauen in den Wettbewerb eintreten (Sutter und 
Balafoutas 2012; Niederle, Segal und Vesterlund 2013). 

Dennoch zeigen empirische Daten aus Deutsch-
land ein anderes Bild. So findet eine Studie des Ins-
tituts der deutschen Wirtschaft (Schmidt und Stettes 
2018), dass der Prozentsatz an Bewerberinnen auf 
Stellen in Führungspositionen im Jahr 2018 nur bei 
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32% lag und damit ähnlich gering ist, wie der Anteil 
(29%) an weiblichen Führungskräften. Dies zeigt, dass 
politische Quotenregelungen in der Praxis offenbar 
weniger effizient sind, um die Bewerberinnen Zahl zu 
erhöhen. Die Daten zeigen einerseits, dass möglicher-
weise andere Gründe außer antizipierter Diskriminie-
rung für die geringe Anzahl an Bewerberinnen verant-
wortlich sind. Mögliche Erklärungen können in den 
schlechten Rahmenbedingungen, wie z.B. fehlende 
Kindesbetreuung) liegen. Andererseits suggeriert der 
kaum existierende Unterschied zwischen den bei-
den Raten, dass die Bewerbungen relativ erfolgreich 
sind und ein wichtiges Problem dieses Gender Gaps 
möglicherweise stark auf die zu geringe Bewerberin-
nenanzahl zurückzuführen ist. Dies unterstreicht die 
Wichtigkeit der Untersuchung weiterer (behavioraler) 
Faktoren, die ein Hindernis auf der Angebotsseite sein 
könnten. Gerade im Zusammenhang von ökonomi-
schen Präferenzen zeigt sich, dass Geschlechterun-
terschiede in Wettbewerbspräferenzen ein wichtiger 
Faktor für die Berufsentscheidungen von Frauen sind. 
So demonstrieren Studien einerseits, dass diese Un-
terschiede bereits in frühen Kindesjahren auftreten 
(Sutter und Glätzle-Rützler 2015; Sutter, Zoller und 
Glätzle-Rützler 2019) und andererseits zeigen sie, 
dass Wettbewerbspräferenzen wichtige Determinan-
ten für die Ausbildungswahl von Schulkindern sind 
(Buser, Niederle und Oosterbeek 2014; Buser, Peter 
und Wolter 2017). Gleichzeitig gibt es Belege dafür, 
dass diese Präferenzunterschiede vermutlich keinen 
rein genetischen Ursprung haben, sondern durch die 
Sozialisation beeinflusst werden (Gneezy, Leonard 
und List 2009; Booth und Nolen 2012). Dies ermöglicht 
Spielraum, frühzeitig mit Hilfe von Informations- und 
Mentoring-Programmen in Schulen, die Wettbewerbs- 
präferenzen von Mädchen zu stärken (Alan, Boneva 
und Ertac 2019) und ihr Interesse an technischen Beru-
fen zu wecken (Grosch, Haeckl und Kocher 2022). Men-
toring und Aufklärung kann auch auf akademischem 
Level erfolgen, wo Porter und Serra (2020) finden, 
dass weibliche Studierende durch weibliche Vorbilder 
dazu motiviert werden können, sich in ökonomischen 
Studienbereichen vertiefen. Diese Interventionen sind 
speziell im akademischen Sektor von hoher Bedeu-
tung, wo aktuelle empirische Daten belegen, dass 
die Repräsentation von Frauen umso kleiner wird, je 
höher das akademische Level ist. Sicherlich ist auch 
eine Verbesserung der Rahmenbedingungen nötig, wie 
z.B. verbesserte Kindesbetreuung, verbesserte Mög-
lichkeiten im Zusammenhang mit der Elternzeit. Eine 
größere Garantie von Absicherungsmöglichkeiten für 
Frauen stellt ein wichtiger Faktor dar, um Geschlech-
terunterschieden in Risikopräferenzen zu entgegnen. 
Dies ist vor allem wichtig in Krisenzeiten wie der Co-
rona-Pandemie (Belot et al. 2022).

Weiterhin könnten spezielle Rekrutierungsme-
thoden hilfreich sein, um eine mögliche Diskriminie-
rung auf der Nachfrageseite zu bekämpfen. Empiri-
sche Befunde zeigen beispielsweise, dass sogenannte 

»Blind Auditions« bei Bewerbungen für ein Sinfonieor-
chester ein probates Mittel gegen den »Gender Bias« 
sind (Goldin und Rouse 2000). Die Ergebnisse zeigen, 
dass Musikspielende, die beim Vorspielen hinter ei-
nem Vorhang sitzen nicht Opfer von stereotypischen 
Denkmustern werden können. In anderen Berufsbe-
reichen könnte über die Entwicklung von Algorithmen 
nachgedacht werden, die basierend auf bestimmten 
Fundamentalfaktoren der Bewerbende eine Einstel-
lungsempfehlung an die Unternehmen geben. Ein wei-
teres Mittel gegen stereotypisches Denken könnten 
»Joint-Evaluationsverfahren« sein, die beispielsweise 
aufzeigen, dass fähige Bewerberinnen in männer- 
dominierten Berufsfeldern über dieselben, bzw. bes-
sere Fähigkeiten als männliche Bewerber verfügen 
können. Bohnet, van Geen und Bazerman (2015) zei-
gen in ihrer Studie, dass derartige »Joint Evaluations« 
stereotypisches Denken begrenzen können, im Ver-
gleich zu Individualbewertungen. Diese Veränderun-
gen könnten nicht nur dafür sorgen, dass es zu we-
niger Diskriminierung durch Arbeitgebende kommt, 
auch könnten sie helfen, dass der Anteil an Frauen 
der sich auf diese Positionen bewirbt, größer wird. 

FAZIT

Trotz einiger Fortschritte existiert in Deutschland 
immer noch ein beträchtlicher Gender Pay Gap von 
18%. Diese Einkommenslücke schlägt sich auf weitere 
Gender Gaps, wie die »Rentenlücke« nieder. Demnach 
waren die Alterssicherungsleistungen von Frauen im 
Jahr 2019 im ehemaligen Bundesgebiet um 49% ge-
ringer als die von Männern. Auf die Lebenszeit be-
zogen entsteht dadurch ein Gesamterwerbseinkom-
men von Frauen, das um 49% geringer im Vergleich 
zu dem Gesamterwerbseinkommen von Männern ist 
(UN Women Deutschland 2022). Zusammenfassend 
kann festgestellt werden, dass in Deutschland immer 
noch ungleiche Verwirklichungschancen für Frauen 
und Männer die Realität sind. 

Weiterhin zeigt sich, dass selbst nach der Berei-
nigung des Gender Pay Gaps immer noch eine Ein-
kommenslücke von 6% vorliegt. Dies suggeriert, dass 
neben einer zu kleinen Bewerbungsrate von Frauen 
offenbar weitere Faktoren wie z.B. diskriminierendes 
Verhalten eine Rolle spielen. Der Erfolg von politischen 
Quotenregelungen darf in Frage gestellt werden, da 
empirische Evidenz belegt, dass der Anteil an Bewer-
berinnen kaum gestiegen ist, sondern eine ähnliche 
Höhe beträgt, wie der Anteil an weiblichen Führungs-
kräften. Zusätzlich muss kritisch gesehen werden, 
dass Quotenregelungen eventuell zu ungewünschten 
Nebeneffekten führen können, wie die Verdrängung 
von geeigneten anderen Kandidaten. 

Ein Hauptproblem bei der Entstehung des Pay 
Gaps ist offenbar eine zu kleine Anzahl an Bewerberin-
nen auf Führungspositionen. Für diese Selektionsent-
scheidungen in kompetitive Hochlohnsektoren betont 
die verhaltensökonomische Literatur die Wichtigkeit 
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von ökonomischen Präferenzen im Wettbewerbsver-
halten. In diesem Zusammenhang sollte stattdes-
sen vielmehr über institutionelle Veränderungen im 
Bildungssektor nachgedacht werden, die frühzeitig 
aufklärende und mentorische Wirkungen haben, was 
zu einer Veränderung der Wettbewerbspräferenzen 
führen könnte. 

Wichtig ist ebenfalls, dass Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die eine verbesserte Kindesbe-
treuung ermöglichen und die Flexibilität von Frauen 
in ihren Bildungswegen und Ausbildung erhöhen. Eine 
wichtige Rolle spielen auch institutionelle Verände-
rungen auf Arbeitsmärkten, wie veränderte Rekrutie-
rungsarten (z.B. »Blind Auditions«, KI-gestützte Aus-
wahlverfahren etc.) und erhöhte Lohntransparenz in 
den Unternehmen, da dies das Selbstbewusstsein der 
Bewerberinnen stärken kann und (antizipierte) Diskri-
minierung vorbeugt. Dies könnte zu einer Erhöhung 
der Bewerberinnenzahlen, zu einer Erhöhung der An-
zahl an Frauen in Führungspositionen und somit zu 
einer Verringerung des Pay Gaps führen.
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Gender Gap im Wettbewerb vermeidbar: 
Neue Erkenntnisse aus einer Meta-Studie

Ein Blick auf den deutschen Arbeitsmarkt offenbart 
Geschlechterlücken (oder Gender Gaps) in vielerlei 
Dimensionen. Hier die zwei Prominentesten: Frauen 
beziehen im Durchschnitt weniger Einkommen als 
Männer, und sie sind seltener in Führungspositionen 
beschäftigt. Die empirischen Belege hierfür sind so 
zahlreich wie die Erklärungsansätze. 

AUSGANGSPUNKT

Ein Teil des Entgeltunterschieds lässt sich demnach 
auf den Umfang der Arbeitszeit, das Tätigkeitsprofil, 
die Branche oder die Position im Betrieb zurückfüh-
ren, die Frauen im Vergleich zu Männern typischer-
weise einnehmen. Ein anderer Teil ist durch keinen 
dieser Faktoren erklärbar, denn auch bei ähnlichen 
Tätigkeiten und ähnlichen Qualifikationen gibt es Ent-
geltlücken (Statistisches Bundesamt 2022). Um zum 
einen diese näher zu beleuchten sowie zum anderen 
die Ursachen für unterschiedliche Karriereverläufe 
von Frauen und Männern jenseits von strukturellen 
Benachteiligungen tiefer zu ergründen, sind Neigungs-
maße ins Blickfeld ökonomischer Forschungsarbei-
ten gerückt. Dabei steht neben den Risikopräferenzen 
und dem Selbstvertrauen vor allem die individuelle 
Wettbewerbsneigung im Verdacht, unterschiedliches 
Verhalten von Frauen und Männern zu bewirken. Zu 
allen drei Neigungsmaßen gibt es bereits zahlreiche 
experimentelle Studien und Überblicksartikel, die auf 
statistisch wie ökonomisch signifikante Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern schließen lassen. Syste-
matische Sichtungen der experimentellen Ergebnisse 
in Form von Meta-Analysen legen allerdings nahe, 
dass es keine robusten Geschlechterdifferenzen in 
der Risikoaversion gibt, sondern sogar große Ähnlich-
keiten im Verhalten von Frauen und Männern (Nelson 
2015), und dass die Risikoneigung zudem stark kon-
textabhängig ist (Filippin und Crosetto 2016). 

Beim Selbstvertrauen dagegen zeigen sich auch 
in der Meta-Analyse leichte Unterschiede nach dem 
Geschlecht (Bandiera et al. 2021), wonach 
Frauen sich vor dem Hintergrund ihrer Leis-
tungen eher zu wenig zutrauen und Männer 
eher zu viel (overconfidence). Allerdings se-
hen wir auch hier eine große Variation über 
die Studien, je nach Untersuchungsbereich 
(z.B. Körperbild vs. kognitive Fähigkeiten; 
Gentile et al. 2009). Bezüglich der Wettbe-
werbsneigung, die vor allem für Geschlech-
terlücken in Arbeitsumgebungen mit hohem 
Wettbewerbsdruck und sogenannte high-pro-
file jobs verantwortlich gemacht wird (Sand-

berg 2013; Bertrand 2011), gibt es bisher zwar zahlrei-
che Einzelstudien, die auf Geschlechterunterschiede 
hinweisen, sowie einige narrative Überblicksartikel, 
die diese zu bestätigen scheinen (z.B. Niederle 2016). 
Eine Meta-Analyse zur Verallgemeinerbarkeit des Be-
fundes fehlte jedoch bislang. Diese Lücke schließen 
wir mit der hier zusammengefassten Meta-Studie 
»When do we observe a gender gap in competition 
entry? A meta-analysis of the experimental literature« 
(Markowsky und Beblo 2022). Außerdem identifizieren 
wir wichtige Moderatoren, d.h. Kontextvariablen, die 
zwischen den experimentellen Designs variieren, und 
leiten daraus gleichstellungspolitische Ansatzpunkte 
für die Gestaltung einer geschlechtergerecht(er)en 
Wettbewerbsumgebung ab.

VORGEHEN

Unsere Meta-Analyse systematisiert die vorhandene 
experimentelle Evidenz zu geschlechtsspezifischen 
Unterschieden in Wettbewerbspräferenzen – beste-
hend aus 110 Studien und über 400 Effektstärken. 
Dabei differenziert sie zwischen »rohen« Lücken in 
den Anteilen an Frauen und Männern, die freiwillig 
in den Wettbewerb treten, und »residualen« Lücken 
– den Unterschieden, die verbleiben, wenn weitere 
beobachtbare Merkmale der Studienteilnehmer*innen 
(z.B. ihre Leistungsfähigkeit, ihre Risikopräferenzen 
oder ihr Selbstvertrauen) in der Studie selbst mit Hilfe 
eines Regressionsmodells berücksichtigt worden sind.

DER MITTLERE EFFEKT

Unsere Meta-Zusammenfassung ergibt, dass Männer 
über alle Studien hinweg 13 Prozentpunkte häufiger 
eine kompetitive Entlohnung wählen als Frauen. Dies 
entspricht nur etwa einem Drittel des Unterschieds 
von 38 Prozentpunkten, der in der grundlegenden 
Arbeit von Niederle und Vesterlund (2007) ermittelt 
wurde. Selbst diejenigen Studien, die sich am striktes-
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ten am Niederle-Vesterlund-Design orientieren – d.h., 
dass sie studentische Teilnehmende Rechenaufgaben 
lösen lassen, dies einmal mit einem Stücklohn und 
einmal mit einem Wettbewerbslohn (beste Leistung 
unter Vieren) kompensieren und die Teilnehmenden 

anschließend vor die Wahl zwischen Stück- und Wett-
bewerbslohn stellen – finden in der Regel geringere 
Geschlechterunterschiede als die Originalstudie. Die 
Bandbreite der gemessenen Unterschiede reicht in 
diesem reduzierten Sample von 0 bis 0,53 – bei ei-
ner mittleren Effektstärke von 24 Prozentpunkten 
(siehe Forest Plot der Effektstärken in Abb. 1). Im 
gesamten Sample liegt der unterste Messwert sogar 
bei –0,42; hier wählen die teilnehmenden Frauen den 
Wettbewerb zu 42 Prozentpunkten häufiger als die 
teilnehmenden Männer. (Der zugehörige Forest Plot 
von knapp 300 in unserer Meta-Analyse verarbeite-
ten Effektstärken ist grafisch nicht mehr darstellbar.) 
Ein Test auf Heterogenität bekräftigt den visuellen 
Eindruck, dass sich die gemessenen Effektstärken so 
stark zwischen den Studien unterscheiden, dass eine 
Meta-Regression zur Suche nach möglichen Modera-
toren des Effektes angeraten erscheint.

DER EINFLUSS DES STUDIENDESIGNS  
UND WIRKSAME INTERVENTIONEN

Die Meta-Regressionsanalyse aller Experimentaler-
gebnisse bestätigt zunächst, dass die größten ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede im Wettbewerbs-
verhalten in denjenigen Studien gefunden werden, 
die dem Niederle-Vesterlund-Design am nächsten 
kommen. Das heißt, die Unterschiede sind am stärks-
ten in Laborexperimenten mit Studierenden und bei 
Rechen-(Sport- oder Logik-)Aufgaben ausgeprägt. 
Dagegen sind sie fast vernachlässigbar bei anderen 
Altersgruppen (Kinder oder ältere Erwachsene), bei 
verbalen Aufgaben und in anderen (realitätsnähe-
ren) Umgebungen als im Labor (siehe Abweichungen 
der entsprechenden Koeffizientenschätzer von null 
in Abb. 2). 

Die Meta-Regressionsanalyse deckt außerdem 
auf, unter welchen experimentellen Umständen die 
Wettbewerbsneigung von Frauen kaum geringer als 
diejenige von Männern ist: Beim Wettbewerb inner-
halb einer Gruppe von Frauen (statt einer gemischtge-
schlechtlichen Zusammensetzung), beim Wettbewerb 
gegen sich selbst (indem man versucht, die eigene 
Leistung in einer früheren Runde zu übertreffen, statt 
die einer anderen Person), wenn vergangene Erfolge 
in den Wettbewerb eingehen (statt noch zu leistende), 
wenn es mehrere Gewinner*innen gibt (statt nur ei-
ner*s einzigen) und bei Interventionen während des 
Experimentes. Hierzu zählen Feedback zur eigenen 
Leistung im Verhältnis zu jener der Konkurrent*in-
nen oder positive Diskriminierung, wie die Einführung 
einer Geschlechterquote unter den Gewinner*innen 
oder eines Bonussystems. All diese »Design-Elemente« 
erweisen sich als sehr wirksam bei der Verringerung 
oder sogar Beseitigung der Geschlechterlücke im 
Wettbewerb, wie wir an den geschätzten Koeffizienten 
und ihren Konfidenzintervallen jenseits der Nulllinie 
in Abbildung 2 ablesen können. Dabei verringert bei-
spielsweise positive Diskriminierung von Frauen die 

Forest Plot des reduzierten Samplesᵃ

Quelle: Berechnungen der Autorinnen. © ifo Institut
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Abb. 1

Koeffizientenplot der Moderatorenᵃ

© ifo Institut 

ᵃ Die Abbildung zeigt die Schätzkoeffizienten mit 95%- Konfidenzintervall einer linearen Meta-Regression 
(random effects maximum likelihood model) der gemessenen Geschlechterdifferenz im Wettbewerbseintritt als 
abhängiger Variable.  
Quelle: Berechnungen der Autorinnen.
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geschlechterspezifische Lücke in der Wettbewerbs-
neigung um 26 Prozentpunkte. Ausgehend von einer 
mittleren Effektstärke von 13 Prozentpunkten bedeu-
tet das eine vollständige Umkehr der Lücke, so dass 
Frauen nun sogar häufiger den Wettbewerb wählen 
als Männer. Auch wenn die anderen Design-Elemente 
nicht annähernd so stark wirken wie die positive Dis-
kriminierung, reduzieren sie den Gender Gap doch 
jeweils merklich.

Schließlich gibt die Meta-Studie Auskunft über 
das Verhältnis der Wettbewerbsneigung zur Leistungs-
fähigkeit der Teilnehmenden an den Experimenten 
sowie zu den anfangs angesprochenen anderen Nei-
gungsmaßen Risikoneigung und Selbstvertrauen. In 
der Forschungsliteratur wird über einen eigenständi-
gen Einfluss der Wettbewerbsneigung mitunter heftig 
debattiert. Einige Autor*innen verweisen darauf, dass 
die individuelle Wettbewerbsneigung bereits durch 
Risikoneigung und Selbstvertrauen abgebildet sei und 
es folglich kein eigenständiges »competitiveness trait« 
gebe (Gillen et al. 2019). Wir analysieren hierfür die 
residualen Lücken der Studien, d.h. solche, bei de-
nen weitere beobachtbare Merkmale der Studienteil-
nehmer*innen, insbesondere andere Neigungen, in 
den Regressionsanalysen der Studien berücksichtigt 
worden sind. Unsere Residual-Analyse zeigt zunächst, 
dass die Wettbewerbslücke völlig unabhängig von den 
Leistungsmessungen der teilnehmenden Frauen und 
Männer ist. Der Unterschied ist also nicht dadurch 
getrieben, dass Frauen in den auszuführenden Aufga-
ben schlechtere Leistungen erbringen als Männer, und 
aus diesem Grund seltener in den Wettbewerb treten. 
Darüber hinaus scheint das in den Studien gemes-
sene Wettbewerbsverhalten zwar mit den individuel-
len Risikopräferenzen und dem Selbstvertrauen der 
Teilnehmenden zusammenzuhängen, insbesondere, 
wenn diese durch Survey-Fragen gemessen sind. Sie 
können die Geschlechterlücke im Wettbewerbsver-
halten aber nicht vollständig erklären, und es ver-
bleibt nach unseren Ergebnissen ein eigenständiges 
und ökonomisch wie statistisch relevantes Maß für 
die Wettbewerbsneigung.

FAZIT

Unser Fazit aus der Meta-Betrachtung dieses For-
schungsfeldes ist somit: Ja, es gibt Unterschiede im 
(experimentellen) Wettbewerbsverhalten zwischen 

den Geschlechtern, aber nur unter sehr speziellen Be-
dingungen, nämlich den aus Praktikabilitätsgründen 
häufig verwendeten Laborexperimenten mit Studie-
renden. Sobald eine andere Bevölkerungsgruppe oder 
eine andere Umgebung oder ein anderer Aufgaben-
typ in den Blick genommen wird, kann sich die Lü-
cke merklich verringern. Gleichzeitig gibt es wirksame 
Interventionen zu ihrer Vermeidung (vorausgesetzt 
natürlich es sollen überhaupt wettbewerbliche Struk-
turen aufrechterhalten werden). In der Metastudie 
haben sich die Art und Zusammensetzung der Kon-
kurrentengruppe, die Zahl der Gewinner*innen, die 
Transparenzregeln des Wettbewerbs sowie Quoten- 
oder Bonussysteme als relevante Spielregeln erwie-
sen. Diese Spielregeln sind änderbar, auch auf dem 
»echten« Arbeitsmarkt.
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Marc J. Lerchenmüller 

Der Gender Gap in der Wissenschaft* 
Ein Nachteil für Wissenschaft und Gesellschaft – der Schatten 
des Gender Gap könnte bis ins nächste Jahrhundert reichen

Laut der jüngsten Schätzung des 
Weltwirtschaftsforums zum 
Gender Gap dauert es weitere 
151 Jahre bis Genderparität 

im globalen Arbeitsmarkt er-
reicht wird (World Economic Fo-
rum 2022). Die ungleiche Teilhabe 
von Frauen im Arbeitsmarkt – be-
zeichnet als »Gender Gap« – birgt 
neben moralischen und sozialen 
Herausforderungen Nachteile für 
gesellschaftlichen Wohlstand und 
Fortschritt. Die Beratungsgesell-
schaft McKinsey hat beispiels-
weise errechnet, dass ein Schlie-
ßen des Gender Gap 12 Billionen 

US-Dollar zu globalem Wohlstand in einem Zeitraum 
von zehn Jahren beitragen könnte (McKinsey 2015). 
Einen zentralen Beitrag zu gesellschaftlichem Wohl-
stand und Fortschritt leistet auch die Wissenschaft. 
Forscher schätzen, dass für jeden US-Dollar, der 
in Forschung investiert wird, fünf US-Dollar an zu-
sätzlicher Wirtschaftsleistung entstehen (Jones und 
Summers 2020). Allerdings muss die Wissenschaft zur 
Entfaltung dieses Potenzials auf die besten Köpfe zu-
rückgreifen können, ungeachtet von Geschlecht oder 
anderen persönlichen Eigenschaften. Dieser Artikel 
bietet einen Überblick zum Gender Gap in der Wis-
senschaft sowie einen Ausblick auf mögliche Entwick-
lungen und Handlungsoptionen. 

Obwohl sich der Gender Gap in der Wissenschaft 
verringert hat, bleiben Frauen auf absehbare Zeit un-
terrepräsentiert. In vielen wissenschaftlichen Diszipli-
nen werden die Hälfte aller Promotionen von Frauen 
abgeschlossen, während Frauen nur um die 20% der 
verstetigten Professuren innehaben (Lerchenmueller 
und Sorenson 2018). Dieser Unterschied kann nicht 
etwa durch einen Generationenunterschied erklärt 
werden, denn bereits vor 30 Jahren haben Frauen in 
vielen Disziplinen ein Drittel der Promotionen abge-
schlossen, auch in Deutschland (BMBF 2020). Vielmehr 
stagniert die Zahl der Frauen, die sich im Anschluss 
an ihre Promotion im Wissenschaftsbetrieb weiterent-
wickeln (Hill et al. 2010). Abbildung 1 zeigt aktuelle 
Zahlen (Frauenanteil im Jahr 2020) für den deutschen 
Hochschulbereich.  

Forschende schätzen, dass bei gegenwärtiger  
Dynamik in vielen wissenschaftlichen Disziplinen der 

Gender Gap bis zum Ende dieses Jahrhunderts nicht 
geschlossen werden kann (Holman et al. 2018). Der 
Gender Gap würde somit in der Wissenschaft einen 
ähnlich langen Schatten werfen wie im globalen Ar-
beitsmarkt. Abbildung 2 zeigt exemplarische Schät-
zungen für den Frauenanteil unter Autor*innen von 
wissenschaftlichen Arbeiten, ein Indikator für die Ge-
schlechterverteilung in der aktiven Wissenschaft, für 
zentrale Wissenschaftsdisziplinen bis in das Jahr 2045. 

Das Schließen des Gender Gap in der Wissen-
schaft ist wichtig, weil das Einbringen der Fähigkei-
ten von Frauen und Männern sowohl zu Erkenntnis-
gewinnen in der Wissenschaft als auch zu Erkennt-
nisverwendungen in der Gesellschaft beitragen kann. 
Studien zeigen, dass Geschlechtervielfalt, aber auch 
Vielfalt in Bezug auf ethnische oder soziodemographi-
sche Herkunft, zu höherer Produktivität und Innovati-
onskraft führen (Lau und Wood 2018). Diverse Teams 
und Organisationen profitieren zum Beispiel von in-
tellektueller Vielseitigkeit, verschiedenem fachspezi-
fischen Wissen und analytischen Methoden (Adams 
2013; Freeman und Huang 2014; Burns 2021). Der so 
erzielbare Erkenntnisgewinn zeigt sich beispielsweise 
darin, dass Wissenschaftler*innen die Beiträge diver-
ser Forschungsteams überdurchschnittlich häufig zi-
tieren (Nielsen et al. 2017). Frauen in der Wissenschaft 
erschließen außerdem wichtige Lücken in der gesell-
schaftlichen Verwertung von Forschungsergebnissen. 
Forscher haben zum Beispiel gezeigt, dass Frauen 
vermehrt Forschung zu weiblichen Krankheitsbildern 
patentieren und somit geschlechtersensible Medizin 
zum Wohle der Gesellschaft voranbringen (Koning et 
al. 2019). 

Die Schließung des Gender Gap gilt international 
als eine der wichtigsten Säulen für eine Entwicklung 
hin zu gesellschaftlicher Stabilität, Gesundheit, Wohl-
stand, und Fortschritt (United Nations 2000). Aus die-
ser Bedeutung erwächst Verantwortung für die Politik, 
Interessensverbände, Geldgeber und Führungskräfte, 
in der Wissenschaft und darüber hinaus, strukturelle 
und kulturelle Reformen zur Schließung des Gender 
Gap voranzutreiben (Coe et al. 2019). Die Erforschung 
der Ursachen des anhaltenden Gender Gap kann eine 
solche Reformagenda unterstützen. 

ANGEBOT UND NACHFRAGE ALS URSACHEN FÜR 
DEN GENDER GAP 

Die Ursachenforschung zum Gender Gap in der Wis-
senschaft lässt sich zusammenfassend in zwei Pers-
pektiven unterscheiden, Angebot und Nachfrage. Die 
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Angebotsperspektive sucht die Ursachen des Gender 
Gap in unterschiedlichen Präferenzen von Männern 
und Frauen (Fernandez-Mateo und Kaplan 2018). Un-
terschiedliche Neigungen und Interessen können dazu 
führen, dass Frauen und Männer andere Karrierepfade 
und Themenbereiche wählen, die im Umkehrschluss 
zum Gender Gap beitragen können. Die Nachfrageper-
spektive untersucht hingegen, wie sich die Bewertung 
von Wissenschaftlerinnen durch die Wissenschafts-
gemeinschaft auf den Gender Gap auswirkt (Fernan-
dez-Mateo und Kaplan 2018). Im Folgenden werden 
die Argumente beider Perspektiven zusammengefasst.

Der Gender Gap in der Wissenschaft aus der 
Angebotsperspektive

Die Literatur zu angebotsseitigen Erklärungen des 
Gender Gap in der Wissenschaft orientiert sich am 
Bild der »Leaky Pipeline«. Demnach ist der Karrie-
reweg von Wissenschaftlerinnen von einer Serie an 
undichten Stellen in der »Karriereleitung« gekenn-
zeichnet, die zu einem fast stetigen Ausscheiden 
von weiblichem Humankapital führt. Dieses Narrativ 
suggeriert, dass Frauen sich aufgrund von Vorlieben,  
Sozialisierung und möglicherweise Fähigkeiten ver-
stärkt gegen eine wissenschaftliche Karriere ent-
scheiden. Diese Vorlieben und Präferenzen können 
bereits im Kindesalter geformt werden. Frühkindliche  
Bildung sowie die elterliche Erziehung und Familien-
situation haben einen starken Einfluss auf die Inter-
essen von Mädchen und Jungen, so dass schon früh 
die Weichen für spätere Karrieren gestellt werden 
können (Hoisl et al. 2022). Der Verlust von Wissen-
schaftspotenzial setzt sich fort bei der Bildung von 
Karrierewünschen in weiterführenden Schulen und bei 
der Schwerpunktwahl in den letzten Schuljahren und 
Grundstudium (mittlere Reife, Abitur, Bachelorstudium 
etc.). So entwickelt sich sukzessive mit voranschrei-
tender Karriere ein immer größer werdender Gender 
Gap (Etzkowitz 2000). 

Dieses Narrativ verschleiert allerdings, dass 
Frauen – in der Wissenschaft und anderswo – erst zu 
einem fortgeschrittenen Karrierestadium überpro-
portional ausscheiden. Statistiken wie in Abbildung 1 
belegen, dass Frauen und Männer, bis auf wenige Aus-
nahmen wie beispielsweise in den Ingenieurswissen-
schaften, bis zur Stufe der Promotion fast paritätisch 
vertreten sind (Lerchenmueller und Sorenson 2018). 
Der größte Verlust von Wissenschaftlerinnen zeigt 
sich zwischen dem 30. und 45. Lebensjahr, ein Ab-
schnitt, der mit Familienplanung zusammenfällt. Die-
ser Lebensabschnitt ist für viele Wissenschaftler*innen 
auch die produktivste Karrierephase in der Forschung 
(Jones du Weinberg 2011). Der Verlust von Frauen in 
diesem kritischen Karriereabschnitt wird häufig über 
ein geschlechterspezifisches Angebotsdefizit erklärt. 
Frauen publizieren in dieser wichtigen Karrierephase 
vermeintlich weniger, was im kompetitiven Wissen-
schaftsumfeld zwangsläufig zum Ausscheiden von 

Frauen führt. Empirisch ist dieses Argument aber 
nicht haltbar. Beispielsweise zeigt eine umfassende 
Längsschnittstudie in über 80 Ländern und 200 Wis-
senschaftsdisziplinen keinen geschlechterspezifischen 
Produktivitätsunterschied (Huang et al. 2020). 

Zuletzt ist auf der Angebotsseite das Argument 
zu beleuchten, dass Frauen sich in ihrer Forschung 
weniger kompetitiv aufstellen als Männer, was eben-
falls zu einer natürlichen Auslese führen kann. Stu-
dien haben beispielsweise gezeigt, dass sich Frauen 
in den Sozialwissenschaften eher auf Nischenthemen 
fokussieren als Männer (Leahey 2007) oder kompetiti-
ven Wettbewerb grundsätzlich meiden (Gneezy et al. 
2003). Derartiges Verhalten kann dazu führen, dass 
die Forschung von Frauen weniger sichtbar ist, sie 
erschwerten Zugang zu Drittmitteln haben und selte-
ner auf wissenschaftliche Führungspositionen berufen 
werden. Häufig wird in diesem Zusammenhang das 
Argument geführt wonach Frauen keine wissenschaft-
liche Karriere anstreben würden. Diesem Argument 
ist mit besonderer Vorsicht zu begegnen, da es po-
tenziell Ursache und Wirkung vertauscht. Forschende 
haben beispielsweise gemahnt und nachgewiesen, 
dass Frauen sich weniger häufig auf Führungspositi-
onen bewerben, weil sie antizipierte Diskriminierung 
meiden (Fernandez-Mateo und Fernandez 2016). Was 
wie ein Angebotsdefizit aussieht, ist in Wirklichkeit 

0

20

40

60

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022). 

Frauenanteil (%) in der akademischen Laufbahn und Bevölkerung in Deutschland im 
Jahr 2020

© ifo Institut

%

Abb. 1

Quelle: Holman et al. (2018).

Geschlechterverteilung der Autor*innen wissenschaftlicher Arbeiten

© ifo Institut 

25 25

50 50

75 75
Weltweit in % Deutschland in %

© ifo Institut 

Medizin 
Biologie
Chemie

Medizin 
Biologie
Chemie

2000 2000 20452045

Abb. 2

ZUM INHALT



26 ifo Schnelldienst  10 / 2022  75. Jahrgang  12. Oktober 2022

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ein Problem auf der Nachfrageseite. Eine erwartete 
Bevorzugung von Männern führt zu weniger Bewer-
bungen von Frauen. Es ist daher nicht auszuschließen, 
dass sich Frauen in spürbarer Zahl vom Wissenschafts-
betrieb unter den fortwährenden Bedingungen aktiv 
abwenden.

Der Gender Gap in der Wissenschaft aus der 
Nachfrageperspektive

Die Nachfrageperspektive untersucht, wie sich die 
Bewertung von Wissenschaftlerinnen durch die Wis-
senschaftsgemeinschaft auf den Gender Gap auswirkt 
(Fernandez-Mateo und Kaplan 2018). Von dieser Pers-
pektive geleitete Forschung ist tendenziell jünger als 
die Forschung auf der Angebotsseite. Die zunehmende 
Detailtiefe von Daten zu Wissenschaftskarrieren, Dritt-
mittelvergaben, oder auch (Zitations-)Netzwerken hat 
dieser Literatur die Erarbeitung einer mittlerweile ro-
busten Evidenzgrundlage ermöglicht. Studien zeigen, 
dass Frauen gegenüber Männern auf jeder Karrierestufe 
Benachteiligungen auf der Nachfrageseite erfahren. 
Wissenschaftlerinnen erhalten beispielsweise eine ge-
ringere Bezahlung als ihre männlichen Kollegen. Das 
gilt auch dann noch, wenn man ihre Karrierestufe, Dis-
ziplin und erbrachte Leistung berücksichtigt (z.B. Wha-
ley et al. 2021; Seabury et al. 2013; Hoisl und Mariani 
2017). Selbst wenn diese Gehaltsunterschiede nicht in 
allen Ländern und allen Disziplinen in gleichem Ausmaß 
zu finden sind, so ist diese Lücke ein Indiz für unter-
schiedliche Maßstäbe auf der Nachfrageseite. 

Neben monetärer Vergütung wird Leistung in der 
Wissenschaft in speziellem Maße durch Symbolik und 
Status honoriert. Prominente Beispiele sind die Ver-
gabe von Redaktionspositionen in einflussreichen Wis-
senschaftsverlagen (Editorial Boards), Berufungen in 
anerkannte wissenschaftliche Vereinigungen, oder die 
Vergabe von prestigeträchtigen Preisen. Frauen erhal-
ten diese Auszeichnungen in aller Regel seltener als 
Männer. Dies gilt auch dann, wenn die Geschlechter-
verteilung der in Frage kommenden Karrierestufe für 
derartige Auszeichnungen berücksichtigt wird (Rossiter 
1993; Amrein et a. 2011). Selbst im Bereich der Drittmit-
telvergabe, für den die Forschung bisher überwiegend 
Geschlechtergerechtigkeit attestiert hatte, mehren sich 
mit zunehmender Verfügbarkeit der Daten die Anzei-
chen, dass Frauen eine Benachteiligung gegenüber 
männlichen Kollegen erfahren (Witteman et al. 2019). 

Es ist wichtig zu betonen, dass Benachteiligungen 
von Wissenschaftlerinnen auf der Nachfrageseite nicht 
zwingend bewusst verursacht werden. Beispielsweise 
zeigen neueste Studien, dass Wissenschaftlerinnen 
weniger Zitationen von Wissenschaftlern erhalten, 
als man gegeben des Inhalts und der Wichtigkeit der 
unterliegenden Forschung erwarten würde (Dworkin 
et al. 2020). Dieser Nachteil kann unbewusst entste-
hen, beispielsweise indem Wissenschaftler mit den 
Arbeiten ihrer männlichen Kollegen eher vertraut sind 
als mit Arbeiten von Wissenschaftlerinnen und daher 

letztere weniger häufig zitieren. Schlussendlich führt 
aber auch eine unbewusste Verzerrung der Nachfrage 
zu einem Nachteil für Wissenschaftlerinnen.

Unabhängig davon, wie ein geschlechterspezifi-
scher Nachteil auf der Nachfrageseite entsteht (be-
wusst oder unbewusst), befördert dieser Nachteil 
nachgewiesenermaßen den Gender Gap. So können 
zum Beispiel 10% weniger Zitationen für die wissen-
schaftliche Arbeit von Frauen, eine Größenordnung 
die regelmäßig in empirischen Studien gefunden wird, 
zu einem Jahr längerer Wartezeit auf die verstetigte 
Professur oder die erste große Drittmittelförderung 
bedeuten (Lerchenmueller und Sorenson 2017). Ein 
derartiger Verlust von Zeit ist mit hoher Wahrschein-
lichkeit eine zentrale Ursache für den anhaltenden 
Gender Gap in der Wissenschaft. 

DIE COVID-PANDEMIE ALS BRENNGLASS  
AUF SYSTEMISCHE HÜRDEN 

Während sich in den letzten Jahren der Gender Gap 
in der Wissenschaft verringert hat, besteht Grund zur 
Annahme, dass die Covid-Pandemie diese Entwick-
lung zurückwirft. Wissenschaftler*innen mahnen, dass 
die Pandemie systemische Hürden für Frauen in der 
Wissenschaft verdeutlicht und resultierende Erkennt-
nisse für kurzfristige Interventionen und langfristige 
Reformen genutzt werden müssen (Gao et al. 2021). 
Die Maßnahmen zur sozialen Distanz, wie Homeoffice 
und Schließungen von Kindergärten, Schulen oder 
Pflegediensten, haben Wissenschaftlerinnen nach-
weislich mehr eingeschränkt als ihre männlichen Kol-
legen. Zahlreiche Studien konnten einen substanzi-
ellen Abfall der wissenschaftlichen Produktivität von 
Frauen gegenüber Männern im Zuge der Pandemie 
nachweisen (Lerchenmüller et al. 2021; Andersen et al. 
2020; Gao et al. 2021). Bereits vor der Pandemie haben 
Studien auf die ungleiche Verteilung von außerberuf-
licher Verantwortung als Determinante des Gender 
Gap hingewiesen (Jolly et al. 2014). Um den direkten 
Folgen der Pandemie auf Wissenschaftler*innen ent-
gegenzuwirken, haben Wissenschaftsinstitutionen in 
vielen Ländern Verlängerungen von Arbeitszeitverträ-
gen um ein Jahr für Männer und Frauen umgesetzt 
(Myers et al. 2020). Gegeben, dass Wissenschaftle-
rinnen gegenüber Wissenschaftlern unterschiedlich 
von der Pandemie betroffen waren, ist zu hinterfra-
gen, inwieweit eine derartige geschlechterneutrale 
Intervention tatsächlich eine geschlechtergerechte 
Intervention darstellt. Auch hier haben Studien vor 
der Pandemie den Nachweis erbracht, dass Neutra-
lität nicht zwangsweise zu Gerechtigkeit führt. Eine 
Elternzeit führt zum Beispiel zu Nachteilen in der 
Produktivität von Wissenschaftlerinnen gegenüber 
Wissenschaftlern (Antecol et al. 2018). Es ist daher 
positiv zu bewerten, dass zentrale Organe wie die Eu-
ropäische Kommission oder die U.S. National Academy 
of Sciences, Engineering and Medicine dezidierte An-
strengungen unternehmen, um eine evidenzbasierte 
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Gender Politik im Kontext der Wissenschaft und der 
Pandemiefolgen voranzutreiben (NAS 2021). 

FAZIT 

Die Wissenschaftsgemeinschaft hat Fortschritte in 
der Verringerung des Gender Gap erzielt. Nichtsdes-
totrotz muss man von einem bleibenden Unterschied 
in der Teilhabe von Männern und Frauen im wissen-
schaftlichen Arbeitsmarkt ausgehen, der bei gegen-
wärtiger Dynamik noch Generationen beschäftigen 
wird. Eine nachhaltige Mobilisierung des vorhandenen 
und zu selten umfänglich genutzten Potenzials von 
Wissenschaftlerinnen ist wichtig für den Wohlstand 
und Fortschritt unserer Gesellschaft. Auf Basis der 
geschilderten Evidenz lassen sich drei kurzfristige 
Handlungsoptionen ableiten, die zu der Mobilisierung 
dieses Potenzials beitragen können:

Ein breiteres Bewusstsein für das Ausmaß des 
Gender Gap und die damit einhergehenden Nachteile 
sollte kultiviert werden, um Akzeptanz und Willen für 
Veränderung zu stärken.

Finanzielle und strukturelle Unterstützung, insbe-
sondere für Wissenschaftlerinnen im kritischen Karrie-
restadium zwischen dem 30. und 45. Lebensjahr, soll-
ten verstärkt und in ihrer Wirkung überwacht werden. 

Der mittlerweile vielerorts vorhandene Werkzeug-
kasten zur Unterstützung von Wissenschaftlerinnen, 
wie Frauenförderprogramme oder Karrieretrainings, 
sind auf eine Stärkung des Angebots fokussiert.  
Die Maßnahmen sollten durch Instrumente auf der 
Nachfrageseite, von Antidiskriminierungstrainings 
bis hin zu strukturell verankerten Regelungen zur 
geschlechtergerechten Behandlung, komplementiert 
werden. 
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Christina Boll, Dana Müller und Simone Schüller 

Zementiertes Rollenverhalten in der Fürsorge für Kinder, 
trotz Pandemie – Eine Herausforderung für die Familien- und 
Gleichstellungspolitik

In der Pandemie wurde deutlich offenbar, wie ungleich 
familiale Sorgearbeit in Deutschland noch immer ver-
teilt ist. Die familienpolitischen Reformanstrengungen 
der letzten Jahrzehnte konnten Ungleichheiten nicht 
in ausreichendem Maße abbauen, und so trugen und 
tragen vor allem Mütter die zusätzlichen Lasten der Sor-
gearbeit, die aufgrund der Kita- und Schulschließungen 
und der krisenhaften Folgezeit entstanden sind. Sie tun 
dies oftmals zusätzlich zu ihrer Erwerbstätigkeit und 
mit negativen Folgen für ihre eigenen Karrierechancen, 
ihre ökonomische Unabhängigkeit und ihre mentale Ge-
sundheit. Moderne Familien- und Gleichstellungspolitik 
muss die Förderung partnerschaftlicher Aufteilung von 
Fürsorgearbeit für Kinder mit klugen Instrumenten jetzt 
dringend voranbringen. 

WORÜBER WIR REDEN MÜSSEN

Die Versorgung von Kindern und (pflegebedürftigen) 
Angehörigen, aber auch Putzen, Kochen und Waschen 
sind tägliche Aufgaben, die zur Sorgearbeit gehören. 
Niemand bezweifelt, dass diese Aufgaben erledigt 
werden müssen. Wir müssen aber über deren Vertei-
lung zwischen Frau und Mann reden. Denn die häusli-
che Sorgearbeit ist unbezahlte Arbeit und in Deutsch-
land nicht annähernd gleich zwischen Frau und Mann 
verteilt. Bereits vor der Pandemie leisteten Mütter im 
Durchschnitt täglich zwei Stunden und 30 Minuten 

mehr unbezahlte Sorgearbeit als Väter (Bundesre-
gierung 2017). Erst mit der Corona-Pandemie wurde 
jedoch der breiteren Öffentlichkeit in Erinnerung 
gerufen, dass die Errungenschaften erwerbstätiger 
(Teilzeit-)Mütter nicht etwa auf einer partnerschaft-
lichen Arbeitsteilung, sondern vor allem auf der Be-
reitstellung außerhäuslicher Kinderbetreuung basie-
ren. Fallen Schulen und Kitas weg, so wird die Mutter 
eindeutig in der Hauptverantwortung gesehen, diesen 
zusätzlichen Betreuungs- und Homeschooling-Auf-
wand zu schultern – ungeachtet einer etwaigen Er-
werbstätigkeit. Die Sorgearbeit war schließlich auch 
zuvor schon ihr Verantwortungsbereich. 

Nach wie vor führt die Ungleichheit in der Sor-
gearbeit zu ungleichen Verwirklichungschancen von 
Männern und Frauen (Gärtner et al. 2020). Sie hat ne-
gative Auswirkungen auf die individuelle ökonomi-
sche Ausstattung von Frauen über den Lebensverlauf 
hinweg (Boll 2015). Lediglich bis zu 600 Euro betrug 
die Versichertenrente für 42,4% aller westdeutschen 
Frauen 2020 (Statistik der Deutschen Rentenversiche-
rung 2021).

Diese Ungleichheiten abzubauen, ist keine Auf-
gabe, die Elternpaare individuell leisten können, son-
dern es ist eine gesellschaftliche Herausforderung, die 
keinen Aufschub duldet. Mit Blick auf die Persistenz 
traditioneller Geschlechterrollen, vor wie in der Pan-
demie, und gleichzeitigem Wunsch von Vätern nach 
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verstärktem Fürsorge-Engagement, ist es dringend 
notwendig, dass die Familien- und Gleichstellungspo-
litik das Ziel der Partnerschaftlichkeit jetzt prioritär 
angeht.

AUFTEILUNG DER FÜRSORGE FÜR KINDER:  
EIN POLITISCHES THEMA

Die innerfamiliale Aufteilung von Sorge- und Erwerbs-
arbeit ist nicht nur eine Folge individueller Präferen-
zen und Aushandlungen, sondern hängt maßgeblich 
von den gesetzlichen, infrastrukturellen und betrieb-
lichen Rahmenbedingungen ab, die Partnerschaft-
lichkeit ermöglichen oder auch verhindern können 
(Gärtner et al. 2020). Es ist die Aufgabe des Staates 
die Gleichberechtigung von Frau und Mann zu för-
dern und Missstände abzubauen (Artikel 3 Absatz 2 
Grundgesetz). 

Zahlreiche Reformen wurden mit dem Ziel auf 
den Weg gebracht, die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für Väter und Mütter zu verbessern: Ausbau 
der Tagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren, 
Einführung des Elterngeldes (und ElterngeldPlus) mit 
Partnermonaten, gesetzlicher Anspruch auf einen Be-
treuungsplatz ab dem 1. Lebensjahr des Kindes, ab 
August 2026 stufenweiser gesetzlicher Anspruch auf 
Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder. 

Die bereits etablierten Maßnahmen haben erwie-
senermaßen dazu beigetragen, die Erwerbsbeteiligung 
von Müttern zu verbessern (Böhmer et al. 2014). Zu-
sätzlich verstärkte die Einführung des Entgelttranspa-
renzgesetzes im Juli 2017 die betriebliche und gesell-
schaftliche Diskussion über die geschlechtsspezifische 
Lohnlücke, die die beruflichen Verwirklichungschan-
cen von Frauen hemmt. Letztlich müssen sich diese 
politischen Maßnahmen aber auch an ihrer Wirkung in 
Sachen partnerschaftlicher Aufteilung der unbezahl-
ten Fürsorgearbeit in Elternpaaren messen lassen. Wo 
stehen wir zu dieser Frage?

WIE IN DEUTSCHLAND ELTERN TÄTIGKEITEN DER 
FÜRSORGE FÜR KINDER UNTEREINANDER AUFTEI-
LEN: DIE SITUATION BIS ZUR PANDEMIE

Mit Eintritt der Elternschaft nimmt die unbezahlte 
Sorgearbeit im Haushalt zu, und die Erwerbs- und 
Sorgearbeit verteilt sich neu unter den Eltern. Unbe-
zahlte Tätigkeiten, die mit der elterlichen Fürsorge 
für Kinder zusammenhängen, sind zeitintensiv, da sie 
regelmäßig und häufig ausgeführt werden müssen. 
Sie sind zudem zeitlich wenig flexibel, da sie zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt erledigt werden müssen, 
wie beispielsweise die Essenszubereitung oder das 
Abholen der Kinder aus der Kita. 

In Deutschland entsprechen die gelebten Sorge-
aufteilungen im Elternpaar noch immer stark traditi-
onellen Rollenzuschreibungen mit der Mutter in der 
Hauptverantwortung. Seit dem letzten Jahrhundert 
hat es nur sehr schwache Veränderungen in dieser 

Rollenzuschreibung gegeben (Samtleben 2019). Im 
Jahr 1997 übernahmen Väter in Paarbeziehungen wo-
chentags durchschnittlich deutlich weniger als ein 
Viertel (19,7%) der Kinderbetreuung und der Haus-
arbeit (13,1%), im Jahr 2018 waren es mit 26,5 bzw. 
27,1% noch immer weniger als ein Drittel (vgl. Abb. 1). 
In den Durchschnittswerten verbirgt sich, dass die 
Väter in Ostdeutschland eine etwas höhere Beteili-
gung an der unbezahlten Sorgearbeit aufweisen als 
Väter in Westdeutschland; auch sie übernehmen je-
doch weniger als ein Drittel der Kinderbetreuung (vgl. 
Abb. 2). An dieser Stelle muss erwähnt werden, dass 
es damit noch nicht getan ist: Die Aufrechnung von 
für Sorgearbeit aufgebrachte Stunden berücksichtigt 
noch nicht die psychische Belastung, die zusätzlich 
mit der alltäglichen Organisationsarbeit und Verant-
wortung für Haushalt und Familie einhergeht (mental 
load), und auch die höheren zeitlichen Investments 
von Frauen in die Angehörigenpflege werden hier au-
ßer Acht gelassen. 

DIE PANDEMIE ALS GENDER-EQUALIZER?  
ZWISCHEN HOFFNUNG UND SORGE

Mit Beginn der Pandemie und den damit einherge-
henden Kita- und Schulschließungen in Deutschland 
wurden im öffentlichen Diskurs recht schnell die mög-
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lichen Folgen für die Arbeitsteilung von Sorgearbeit im 
Elternpaar thematisiert. Die Stimmungslage bewegte 
sich zwischen Hoffnung und Sorge. Hoffnungen auf 
einen Schub in Richtung partnerschaftlicher Sorgeauf-
teilung basierten vor allem auf der Erwartung, dass 
(Alleinverdiener-)Väter erstmals durch unfreiwillige 
Kurzarbeit oder im Homeoffice zeitweise ein part-
nerschaftliches Engagement in der Fürsorgearbeit 
erproben, daran Gefallen finden und sich dann auch 
längerfristig verstärkt im Familienalltag in die Für-
sorge für ihre Kinder einbringen würden (Alon et al. 
2020; Arntz et al. 2020; Hupkau und Petrongolo 2020). 
Auf der anderen Seite gab es Befürchtungen eines 
massiven Rückfalls in tradiertes Rollenverhalten (All-
mendinger 2020; Kohlrausch und Zucco 2020; Müller et 
al. 2020). Allerdings ist ein Rückfall nur dort möglich, 
wo tradiertes Rollenverhalten bereits überwunden 
war und Väter einen nicht unerheblichen Anteil an der 
Kinderbetreuung erbrachten. Dies ist bezüglich der 
elterlichen Fürsorgearbeit in Deutschland allerdings 
recht selten der Fall gewesen (s. oben). 

Die Aufteilung der Fürsorgearbeit im Elternpaar 
basiert theoretisch auf drei Faktoren (Beblo und Boll 
2014): relative Zeitverfügbarkeit (Shelton 1992), re-
lative Ressourcen (vgl. (Becker 1965; McElroy und 
Horney 1981; Manser und Brown 1980), sowie Ge-
schlechternormen (vgl. West und Zimmermann 1987; 
Berk 1985) im Elternpaar. Es lohnt sich, zu überle-
gen, welche dieser Hauptfaktoren durch die Pandemie 
auf welche Weise betroffen waren und ob dies nur 
vorübergehend oder auch längerfristig der Fall war. 
Solche Überlegungen vertreten die im öffentlichen 
Diskurs ausgetauschten Argumente auf unterschied-
liche Weise. 

Zum einen unterstützt der Verweis auf vorherr-
schende und zeitlich persistente traditionelle Ge-
schlechternormen die »Retraditionalisierungs«-These, 
da gesamtgesellschaftlich die Mütter in der Bewäl-
tigungs-Verantwortung zusätzlicher Fürsorgearbeit 
gesehen werden. Auch relative Zeitverfügbarkeit und 
wirtschaftliche Gründe können in der Krise dazu füh-
ren, dass es in zuvor egalitären Elternpaaren sinnvoll 
erscheint, die Mutter einspringen zu lassen: Frauen 
sind in der aktuellen Krise stärker vom Beschäfti-

gungsrückgang betroffen als Männer (Hammerschmid 
et al. 2020), geringfügige Beschäftigung (sogenannte 
»Minijobs«), in denen überwiegend Frauen tätig sind, 
wurde im Zuge der Pandemie deutlich reduziert (Sta-
tistik der Bundesagentur der Arbeit 2021). Insgesamt 
liegen Frauen in Bezug auf beruflichen Aufstieg (Ko-
haut und Möller 2022) sowie Karriereperspektiven 
und Einkommen im Lebensverlauf (Bönke und Lüthen 
2020; Boll et al. 2017) immer noch hinter den Män-
nern zurück. 

Hoffnungsvolle Erwartungen stützen sich auf das 
Argument der relativen Zeitverfügbarkeit. So wird die 
größte Hoffnung in die Gruppe von Familien gesetzt 
»in der der Vater in der Krise von zu Hause aus arbei-
ten kann bzw. muss, die Mutter aber nicht« (Alon et 
al. 2020, S. 21 f.). Einschränkend ist zu sagen, dass 
diese Gruppe nur einen geringen Anteil aller Fami-
lien in Deutschland ausmacht. Zudem kann auch in 
diesen Paaren ein relativ niedriger Einkommens- und 
Beschäftigungsumfang der Mutter sowie individuelle 
Geschlechternormen einer egalitären Fürsorgeauftei-
lung entgegenstehen (vgl. Boll und Schüller 2020a; 
2020b). Vor allem aber kann nicht unbedingt ange-
nommen werden, dass die in der Not entstandenen 
Anpassungen nachhaltig andauern werden. Es ist viel-
mehr zu vermuten, dass sie mit dem »Notfall« ver-
schwinden, sobald der Zugang zu externer Betreuung 
wiederhergestellt ist.

Letztlich lässt sich die Frage nach Fluch oder Se-
gen der Pandemie für die Partnerschaftlichkeit nur 
empirisch beantworten. Was sagen uns die Daten?

WAS IN DER PANDEMIE GESCHAH – ODER AUCH 
NICHT: DIE EMPIRISCHE EVIDENZ

Tatsächlich deuten Umfrageergebnisse1 für Deutsch-
land aus der Anfangsphase der Pandemie im März/
April 2020 darauf hin, dass berufstätige Mütter ihr 
Arbeitspensum relativ stärker reduzierten als Väter, 
um den durch die Pandemie verursachten zusätzli-
chen Kinderbetreuungsbedarf zu decken (Bünning 
et al. 2020). Die Ergebnisse anderer Erhebungen mit 
Fokus auf den ersten Lockdown in Deutschland zei-
gen hingegen, dass Väter und Mütter ihre Arbeitszeit 
in ähnlichem Umfang reduzierten (Knize et al. 2022), 
dass auch Väter die mit Kinderbetreuung verbrachte 
Zeit ausweiteten und vollzeitbeschäftigte Mütter und 
Väter ihren Zeitaufwand für die Kinderbetreuung im 
April 2020 im Vergleich zum Vorjahr in etwa gleichem 
Maße erhöhten (Zinn 2020; Kreyenfeld und Zinn 2021). 
In ähnlichem Sinne finden Hank und Steinbach (2021), 
dass die Aufteilung von Fürsorgearbeit in 60% der 
betrachteten Elternpaare im Mai bis Juli 2020 im Ver-
gleich zu Anfang des Jahres keine Änderung erfahren 
hat. In den restlichen Fällen hat der väterliche Anteil 
zu fast gleichen Teilen zu- und abgenommen, so dass 
sich im Aggregat keine Änderungen zeigen. Kohlrausch 
1	 Die zugrunde liegenden Daten beruhen nicht auf einer Zufalls-
stichprobe.
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und Zucco (2020) finden sogar, dass im Vergleich zur 
Zeit vor der Pandemie Anfang April 2020 der Anteil der 
Väter, die sich in der Rolle der primären Betreuungs-
person sehen, um sechs Prozentpunkte gestiegen ist 
(während der Anteil der Mütter in dieser Rolle sank).2

Die Evidenz zur Anfangsphase der Pandemie be-
stätigt insgesamt nicht die Befürchtungen einer stei-
genden Ungleichheit in der Aufteilung von Fürsorge 
für Kinder. Sie deutet andererseits darauf hin, dass 
potenzielle Bewegungen hin zu einer stärker part-
nerschaftlichen Aufteilung der Fürsorgetätigkeiten 
für Kinder, wenn überhaupt, in recht übersichtlichem 
Maße stattfanden. Wie ging es nun nach der Anfangs-
phase in der Pandemie weiter? 

Zwei Längsschnittstudien schauen sich die Ent-
wicklungen der Sorgearbeitsteilung im Elternpaar im 
weiteren Pandemieverlauf bis August 2020 im Ver-
gleich zur (retrospektiv abgefragten) Situation vor 
der Pandemie an. Boll et al. (2021)3 sowie Hipp und 
Bünning (2021) kommen dabei trotz unterschiedli-
cher Datenbasis zu ähnlichen Ergebnissen: Obwohl 
sich der väterliche Anteil an der Fürsorgearbeit für 
Kinder im Frühjahr 2020 in der Zeit der Schul- und 
Kita-Schließungen messbar erhöhte, so war diese 
Erhöhung im Durchschnitt doch von sehr geringem 
Umfang, so dass noch immer vorrangig die Mütter 
für die Sorgearbeit zuständig blieben. Es zeigt sich 
insbesondere, dass diese kleinen Änderungen nur von 
kurzer Dauer waren und keinesfalls einen nachhalti-
gen Wandel der elterlichen Sorgearbeitsteilung mit 
sich brachten. Boll et al. (2021) zeigen darüber hinaus, 
dass sich die Väter vor allem in denjenigen Elternpaa-
ren anfänglich stärker beteiligten, in denen Mütter 
mehr als 20 Stunden erwerbstätig waren und keine 
Möglichkeit hatten, diese Tätigkeiten ins Homeoffice 
zu verlagern. Dieser Befund betont den »Notfall«-Cha-
rakter der temporären Anpassung, der dauerhaften 
Veränderungen entgegensteht.

Jessen et al. (2022) zeigen im weiteren zeitlichen 
Verlauf, dass die Arbeitsteilung bzgl. der Kinderbe-
treuung bis zum Winter 2020/2021 (November 2020 
bis April 2021) wieder der vorpandemischen Situation 
entspricht. Ein etwas differenzierteres Bild zeigen ei-
gene noch unveröffentlichte Analysen in Erweiterung 
der Studie von Boll et al. (2021), die nach der Rückkehr 
zu vorpandemischen Niveaus eine weitere (kleine) Ver-
schiebung hin zu einer verstärkten Fürsorge-Beteili-
gung der Väter im Januar/Februar 2021 im Zuge der 
erneuten pandemiebedingten Kita- und Schul-(Teil-)
Schließungen aufzeigt (vgl. Abb. 3). 

Zusammenfassend kann auf Grundlage der aktu-
ellen empirischen Befunde weder die Befürchtungen 
einer erhöhten Ungleichheit noch die Hoffnungen auf 
einen Schub in Richtung partnerschaftlicher Sorge-
aufteilung bestätigt werden. Vielmehr zeigt sich auf 
2	 Weitere Studien widmen sich der Aufteilung der Fürsorge für Kin-
der im Elternpaar in der Anfangszeit der Pandemie, jedoch ohne eine 
Betrachtung von Veränderungen im Vergleich zu der Situation vor 
der Pandemie (z.B. Zoch et al. 2020; Möhring et al. 2020).
3	 Siehe auch Globisch et al. (2022).

eindrückliche Weise die Persistenz vorherrschender 
traditioneller Rollenbilder und der damit einherge-
henden Verhaltensmuster. Wenn weder die vergan-
genen Reformanstrengungen noch die Erfahrung der 
Pandemie die geschlechtsspezifischen Ungleichhei-
ten in der Aufteilung der Fürsorgearbeit für Kinder 
im Elternpaar maßgeblich angleichen konnten: Was 
ist dann jetzt zu tun?

ERMÖGLICHUNG PARTNERSCHAFTLICH  
GETEILTER SORGEARBEIT:  
POLITISCHE PRIORITÄTENSETZUNG JETZT!

Mehr als die Hälfte (55%) der Väter mit Kindern un-
ter zehn Jahren möchte aktuell die Kinderbetreuung 
partnerschaftlich aufteilen. Nur 4% wünschen sich 
eine traditionelle Aufteilung mit der Mutter in der 
Hauptverantwortung (BMFSFJ 2021). Die Kluft zwi-
schen Wunsch und Wirklichkeit könnte gegensätzlicher 
kaum sein. Um sie endlich zu schließen oder zumin-
dest signifikant zu verringern, müssen dringend die 
notwendigen gesetzlichen, betrieblichen und infra-
strukturellen Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den. Wie die Familien- und Gleichstellungspolitik den 
Weg zu mehr Partnerschaftlichkeit in der Fürsorge für 
Kinder ebnen kann, wurde in der Fachöffentlichkeit 
vielfach argumentiert und aufgezeigt (u.a. Allmen-
dinger 2021; Bach et al. 2020; Boll 2017; Gärtner et 
al. 2020; Samtleben et al. 2019):

	‒ Schaffung von Möglichkeiten der Reduzierung 
von Arbeitszeit zugunsten von Familienzeit auch 
über die Elternzeit hinaus. Vollzeitnahe Teilzeit 
im Bereich 35-Wochenstunden zur Angleichung 
der Arbeitszeitvolumina von Männern und Frauen;

	‒ Abschaffung wohlfahrtsstaatlicher Anreize für 
eine traditionelle Arbeitsteilung in Paaren (z.B. 
Ehegattensplitting, Mitversicherung des Ehepart-
ners in der Kranken- und Pflegeversicherung);

	‒ Ausschöpfung der Potenziale flexibler Arbeits-
arrangements für deutlich mehr Berufsgruppen 
als bisher;

	‒ substanzielle Ausweitung der Elterngeld-Partner-
monate und

	‒ qualitativ hochwertige Ganztagsbetreuung von 
der Krippe bis zum Alter 12.

Der Koalitionsvertrag 2021–2025 greift einige dieser 
Maßnahmen auf. Es gilt, diese jetzt zügig und subs-
tanziell umzusetzen. Eine Doppelstrategie führt zum 
Ziel: Einerseits Zeitressourcen für Väter zu schaffen, 
die ihnen eine stärkere Beteiligung an der Sorgearbeit 
ermöglichen. Andererseits Mütter zu stimulieren, sich 
am Arbeitsmarkt besser und nachhaltiger zu integrie-
ren, um sie sozial besser abzusichern (z.B. im Alter, bei 
Trennung). Beide Ziele bedingen einander und sind im 
besten Fall über die Umverteilung von Fürsorgearbeit 
zu erreichen. Für beide Maßnahmen sind Staat und 
Betriebe aber in der Pflicht, geeignete Gelegenheits-
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strukturen zu schaffen: Eine hochwertige Ganztags-
betreuung und eine familienfreundliche Arbeitskultur 
mit flexiblen Arbeitsarrangements. 
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Laura Romeu Gordo und Julia Simonson

Gender Pay Gap – ein persistentes Problem mit gravierenden 
Konsequenzen für Geschlechterungleichheit in der  
Alterssicherung 

Laut Statistischem Bundesamt (2022a) verdienten 
Frauen im Jahr 2021 pro Stunde durchschnittlich 18% 
weniger als Männer. Während Männer durchschnittlich 
23,2 Euro pro Stunde erhielten, verdienten Frauen 
4,1 Euro weniger (19,1 Euro). Bei dieser Betrachtung 
(unbereinigter Gender Pay Gap) werden Löhne von 
Frauen und Männer unabhängig von Tätigkeit oder 
Beschäftigungsumfang verglichen. 

Hinter diesen Entgeltdifferenzen verstecken sich 
Geschlechterunterschiede bei der Erwerbspartizi-
pation sowie bei erwerbsbiografischen Faktoren. In 
der empirischen Literatur wurden Geschlechterunter-
schiede bei Bildung und Berufserfahrung, Beruf und 
Branche, Erwerbsunterbrechungen, Beschäftigungs-
umfang und Führungs- und Qualifikationsanspruch als 
Hauptfaktoren identifiziert, die den Gender Pay Gap 
verursachen. Ein Teil der Entgeltunterschiede bleibt 
jedoch »unerklärbar«. Laut Statistisches Bundesamt 
(2022a) können 6% der Entgeltunterschiede nicht mit 
den einbezogenen Faktoren erklärt werden. 

GENDER PAY GAP –  
HIER, UM ZU BLEIBEN

Familienbedingte Erwerbsunterbrechungen sind bei 
Frauen weiterhin häufiger als bei Männern zu beob-
achten, und die Unterbrechungen dauern bei Frauen 
in der Regel auch länger als bei Männern. Gleichzei-
tigt wird es durch solche Unterbrechungen für Frauen 
schwierig, die gleiche Berufserfahrung wie Männer zu 
kumulieren. Der Anteil von Frauen in akademischen 
Berufen ist seit den 1990er Jahren gestiegen (Statis-
tisches Bundesamt 2022c). Diese Entwicklung spiegelt 
sich jedoch nicht in einem vergleichbaren Anstieg von 
Frauen in Führungspositionen wider. Gleichzeitig hat 
sich die berufliche Geschlechtersegregation verfes-
tigt, und es sind wenig Veränderungen zu beobachten 
(Schmidt 2020). Die berufliche Segregation an sich 
erklärt die Lohnlücke nicht, sondern die geschlech-
terdifferente Arbeitsbewertung, also die geringere 
Bewertung der beruflichen Anforderungen und Belas-
tungen von Frauen als derjenigen von Männern (siehe 

z.B. Klammer et al. 2022; Leuze und Strauß 2016; Lil-
lemeier 2019).

Ein wichtiger erklärender Faktor für den hohen 
Gender Pay Gap in Deutschland ist der große Anteil 
von Frauen, die im Vergleich zu Männern in Teilzeit 
beschäftigt sind. Die Teilzeitbeschäftigungsquote der 
Frauen betrug im Jahr 2021 49,1%, während sie für 
Männer bei nur 12,2% lag (Sozialpolitik aktuell 2022). 
Die Differenz bei der Teilzeitbeschäftigung zwischen 
Frauen und Männern ist in den letzten 20 Jahren sogar 
gestiegen. Gleichzeitig nimmt die Lohnlücke zwischen 
Teil- und Vollzeitjobs zu, was zur steigenden Lohnlü-
cke zwischen den Geschlechtern beiträgt. Besonders 
hoch ist die Differenz bei der Teilzeitquote zwischen 
Müttern und Vätern. Die Teilzeitbeschäftigungsquote 
von Müttern lag im Jahr 2019 bei 68,2%, die von Vä-
tern bei 6,3% (WSI 2021a). Dies spiegelt auch die Tat-
sache wider, dass die Lohnlücke ab dem Alter von 
30 Jahren, also in der typischen Fa-
miliengründungsphase, zunimmt 
(Schrenker und Zucco 2020). In 
Anbetracht der Statistiken ist 
nicht zu erwarten, dass sich 
dieser Trend ändert. Vor allem 
wenn man berücksichtigt, dass 
die gewünschte Arbeitszeit von 
Frauen weiterhin niedriger als die 
von Männern ist, auch wenn keine 
Betreuungsverpflichtungen beste-
hen (Schäfer und Schmidt 2017).

Diese (Nicht-)Entwicklungen 
zeigen, dass eine Schließung 
des geschlechtsspezifischen 
Lohngefälles in den nächsten 
Jahren nicht zu erwarten ist. 
Auch wenn sich der Gender Pay 
Gap verringert (2006: 23%, siehe 
Statistisches Bundesamt 2022a), 
ist Entgeltgleichheit noch ein fer-
nes Ziel. Um dem Ziel der Besei-
tigung dieser Ungleichheiten nä-
her zu kommen, ist es notwendig, 
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die traditionell ausgeprägten Unterschiede bei den 
Erwerbsverläufen von Frauen und Männern auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt zu verringern.

Darüber hinaus bleibt der »unerklärbare« Teil des 
Gender Pay Gap. Für diesen Teil sind Handlungsemp-
fehlungen schwieriger. Vor dem Hintergrund der Er-
gebnisse eines kürzlich durchgeführten Experiments, 
das zeigt, dass sowohl Frauen als auch Männer es als 
gerecht bewerten, wenn Frauen für dieselbe Arbeit ein 
geringeres Gehalt bekommen als Männer (Adriaans 
et al. 2020), scheint es notwendig, das Bewusstsein 
für das Thema in der Gesellschaft zu wecken, um die 
Lücke zu schließen. 

GESCHLECHTERUNGLEICHHEITEN IN DER 
ALTERSSICHERUNG

Durch den starken Zusammenhang zwischen Erwerbs-
biografie und Renteneinkommen, der dem deutschen 
Rentensystem immanent ist, spiegeln sich die lebens-
langen Geschlechterungleichheiten am Arbeitsmarkt 
in Geschlechterungleichheiten im Renteneinkommen 
wider (Rowold 2022).

So lag der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 
für Frauen im Jahr 2020 bei 800 Euro (Renten wegen 
Alters, Bestand alle Rentnerinnen), während er für 
Männer 1 227 Euro betrug und damit um über 400 Euro 
höher lag (Deutsche Rentenversicherung 2021). Wenn 
berücksichtigt wird, dass zunehmend mehr Frauen im 
Alter allein leben, sind die niedrigen Rentenbeträge 
der Frauen ein sozialpolitisches Problem. Dies wird 
deutlich, wenn die Altersarmutsquoten von Frauen 
betrachtet werden. Laut Statistischem Bundes- 
amt (2022b) waren im Jahr 2021 21% der Frauen 
über 64 Jahren von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedroht.

Darüber hinaus werden die geringeren Renten-
ansprüche der Frauen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung nicht durch die betriebliche Altersversor-
gung kompensiert. Besonders in der Privatwirtschaft 
erwerben Männer häufiger eine solche Anwartschaft 
als Frauen, und die Anwartschaften der Frauen sind 
geringer (Morgenstern 2017).

Der Gender Pension Gap kann als ein Indikator 
für die Summe lebenslanger Geschlechterungleich-
heiten verstanden werden. Laut dem WSI (2021b) lag 
der Gender Pension Gap in Deutschland im Jahr 2019 
bei 49%. Für diese Bemessung wurden die gesetzliche 
Rentenversicherung (GRV) bzw. Beamtenversorgung 
(BV) sowie betriebliche Alterssicherung und private 
Alterssicherung einbezogen. Das heißt, wenn alle Säu-
len der Alterssicherung berücksichtigt werden, bezie-
hen Frauen im Durchschnitt ein um 49% niedrigeres 
Alterssicherungseinkommen als Männer. Auch wenn 
der Gender Pension Gap seit den 1990er Jahren stark 
zurückgegangen ist (von 60% im Jahr 1992 auf 49% 
im Jahr 2019), liegt das Niveau in Deutschland noch 
weit über dem Durchschnitt in den OECD-Ländern 
(OECD 2021).

Nicht nur gibt es deutliche Geschlechterunter-
schiede im Renteneinkommen, es zeigt sich auch ein 
Gender Wealth Gap. In einer Studie von 2018 berichten 
die Autorinnen (Schneebaum et al. 2018) einen uner-
klärten Unterschied beim Bruttovermögen zwischen 
Männern und Frauen von 45% in Deutschland. Somit 
beziehen Frauen nicht nur im Durchschnitt niedrigere 
Alterseinkommen, sondern sie haben auch weniger 
Vermögen, um die Lebensphase Alter zu gestalten. 
In Bezug auf Erbschaften zeigt sich dagegen keine 
geschlechtsspezifische Lücke im Sinne eines Gender 
Inheritance Gap. Der Großteil der Erb*innen erhält 
jedoch vergleichsweise niedrige Beträge, so dass der 
Beitrag von Erbschaften zur Alterssicherung insgesamt 
eher gering ausfällt und der Gender Gap dadurch nicht 
geschlossen werden kann (Vogel et al. 2021).

GENDER PAY GAP IM RUHESTANDSALTER

Ein anderer Aspekt, der in der empirischen Literatur 
noch nicht hinreichend untersucht wurde, ist der Gen-
der Pay Gap für Rentenbezieher*innen, die aktiv am 
Arbeitsmarkt sind. Die Erwerbspartizipation der Ru-
heständler*innen ist in den letzten 25 Jahren gestie-
gen. Der Fokus der empirischen Literatur, die dieses 
Phänomen untersucht, konzentriert sich hauptsächlich 
auf die Gründe der Erwerbstätigkeit, aber nicht auf die 

Tab. 1

Finanzielle Situation von Erwerbstätigen und Nicht-Erwerbstätigen im Ruhestand
(Pro Monat in Euro)

Gesamt Frauen Männer

Erwerbstätig Nicht- 
erwerbstätig Erwerbstätig Nicht- 

erwerbstätig Erwerbstätig Nicht- 
erwerbstätig

Äquivalenznettoeinkommen 
ohne Nettoerwerbseinkommen 1 480 1 735 1 427 1 695 1 530 1 783

Renteᵃ 1 242 1 358 935 1 060 1 482 1 691

Nettoerwerbseinkommen 586 – 386 – 771 –

Äquivalenznettoeinkommen 1 916 1 735 1 722 1 695 2 080 1 783

Beobachtungen 183 1 113 79 567 104 546

ᵃ Umfasst gesetzliche und private Altersrenten, Betriebsrenten, Witwenrenten sowie staatliche Pensionen. 

Quelle: PASS, Welle 12 (2018), Rentenbezieher*innen im Alter von 65 bis 74 Jahren, Mittelwerte; Romeu Gordo et al. (2022).

ZUM INHALT
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Geschlechterdifferenz im Verdienst (siehe z.B. Anger 
et al. 2018; Schäfer 2021).

In einer kürzlich veröffentlichten Studie zeigen 
Romeu Gordo et al. (2022) nicht nur die Unterschiede 
beim Renteneinkommen, sondern auch den Gender 
Pay Gap für beschäftigte Ruheständler*innen. Wäh-
rend Männer im Durchschnitt 771 Euro verdienen, sind 
es bei Frauen nur 386 Euro (Romeu Gordo et al. 2022, 
Tab. 5). Diese Ergebnisse zeigen, dass der Einkom-
mensunterschied zwischen Frauen und Männern nicht 
nur während des Arbeitslebens vor dem Ruhestand 
besteht, sondern auch nach dem Eintritt in den Ru-
hestand. Daher ist die Beteiligung am Arbeitsmarkt 
im Ruhestandsalter kein gangbarer Weg, um die wirt-
schaftlichen Ungleichheiten zwischen Männern und 
Frauen zu verringern. So kann man in der Tabelle 
sehen, dass die Haushaltsäquivalenzeinkommen der 
Frauen vor und nach der Einbeziehung von Erwerb-
seinkommen im Durchschnitt niedriger sind als die 
von Männern. 

AUSBLICK

Um die Einkommenslücke (vor und nach dem Renten-
eintritt) zu schließen, muss an vielen Fronten gleich-
zeitig gearbeitet werden. Die Faktoren, die sich auf die 
geschlechtsspezifische Diskrepanz auswirken, setzen 
schon früh im Berufsleben ein. Ihre negativen Auswir-
kungen kumulieren im Laufe der Biografie. Dies führt 
dazu, dass Frauen stärker von Altersarmut betroffen 
sind als Männer. Nur mit echtem politischem und ge-
sellschaftlichem Willen können wir dem Ziel näher-
kommen, die wirtschaftliche Ungleichheit zwischen 
Frauen und Männern während ihres gesamten Lebens 
zu beseitigen. Dabei sollten wir uns nicht mit dem Ziel 
zufriedengeben, die Gaps zu verringern. Das Ziel sollte 
sein, sie zu schließen. Von Bedeutung ist dabei auch 
die Verzahnung der unterschiedlichen Lebensbereiche. 
Gender Pay Gap und Gender Pension Gap resultieren 
maßgeblich auch aus einer geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung außerhalb der beruflichen Sphäre. So-
lange familiäre Care-Tätigkeiten vorrangig als Aufgabe 
von Frauen angesehen werden, wird auch die berufli-
che Gleichstellung von Frauen und Männern mit einer 
geschlechtergerechten Entlohnung nicht gelingen.
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Frauen als Gründerinnen: 
Die Covid-Pandemie vergrößert  
den bestehenden Gender Gap

Die Verwirklichung neuer Geschäftsideen und die 
Gründung neuer Unternehmen ist eine zentrale Vor-
aussetzung für Wachstum und Wohlstand. Über den 
Prozess der kreativen Zerstörung (Schumpeter 1942) 
sind es insbesondere junge Unternehmen, die Innova-
tion und Wachstum vorantreiben. Während viele der 
heute wichtigsten Unternehmen der Welt wie Google, 
Amazon und Apple im Rahmen genau solcher Pro-
zesse entstanden sind, geht die Innovations- und 
Gründungstätigkeit in Deutschland seit Jahrzehn-
ten zurück (Naudé und Nagler 2001). Die deutsche 
Bundesregierung versucht daher bereits seit vielen 
Jahren, Unternehmensneugründungen staatlich zu 
fördern – mit überschaubarem Erfolg. Ein Grund für 
das insgesamt niedrige Niveau der Neugründungen 
ist sicherlich die Tatsache, dass der Anteil von Frauen 
an den Neugründungen äußerst gering ist und auch 
heute weniger als ein Viertel beträgt (Gather und Bier-
mann 2021).

Es gibt viele Gründe, warum Frauen seltener 
gründen als Männer. Dies liegt zum einem daran, 

dass sich Frauen und Männer hinsichtlich ihrer Prä-
ferenzen unterscheiden (Croson und Gneezy 2009) 
und Frauen tendenziell risikoaverser sind (Kremel und 
Yazdanfar 2015; Caliendo, Fossen und Kritikos 2011). 
Zusätzlich erhalten Frauen weniger externe Finan-
zierung beim Gründen und lassen sich häufiger von 
Freunden und der Familie unterstützen. Strittig ist, ob 
dieses Ergebnis durch die geringe Nachfrage – Frauen 
fordern weniger Risikokapital ein – oder das geringe 
Angebot – Banken diskriminieren Frauen, bzw. Frauen 
werden aufgrund fehlender Bildung oder Erfahrung 
als weniger kreditwürdig eingestuft – getrieben ist 
(Gottschalk und Niefert 2011; McCracken 2015). Des 
Weiteren beeinflusst bereits die Berufs- und Studien-
wahl die Wahrscheinlichkeit einer späteren Unterneh-
mensgründung stark. Frauen sind in vielen Studien-
gängen mit hoher Gründungsquote unterpräsentiert, 
beispielsweise in den Ingenieurwissenschaften und 
der Informatik (Gather und Biermann 2021). Darüber 
hinaus birgt die Familiengründung finanzielle Risiken 
für Selbständige: Zum Beispiel erhalten privat versi-
cherte Selbständige kein Mutterschaftsgeld. Ebenso 
müssen während der Elternzeit laufende Unterneh-
menskosten weitergetragen werden, und es besteht 
das Risiko, dass sich Kunden in dieser Zeit vom Un-
ternehmen trennen. 

Wir untersuchen das Gründungsverhalten von 
Frauen anhand aller seit dem Jahr 2005 erfolgten 
Neueintragungen in das Handelsregister. Die Han-
delsregisterdaten werden von infas360 bereitgestellt 
und enthalten alle Gründungen von Unternehmen, die 
entweder im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zur 
Eintragung in das Handelsregister verpflichtet sind 
oder sich freiwillig im Handelsregister registrieren. 
Ersteres betrifft insbesondere sämtliche Kapitalge-
sellschaften, primär GmbHs und die seit 2008 exis-
tierenden UGs, die seitdem die bevorzugte Rechts-
form vieler Start-ups sind. In unseren Daten beträgt 
der Anteil der UGs an allen Gründungen 17,6%, der 
Anteil der GmbHs 54,9%. Im Handelsregister einge-
tragene Vereine werden in unserer Analyse explizit 
nicht berücksichtigt.

In unseren Daten beobachten wir Gründungsda-
tum, Rechtsform, Geschäftszweck und Adresse jedes 
Unternehmens. Das Geschlecht der Gründer*innen 

1	 Dieser Artikel beruht auf einem Projekt für infas360.

Der Anteil der Frauen unter den Unternehmensgründer*in-
nen in Deutschland ist seit jeher niedrig. Dieser Artikel doku-
mentiert, wie sich dieser »Gender-Gründungs-Gap« im Zeit-
raum 2005–2021 entwickelt hat und welche regionalen Unter-
schiede bestehen.1 Basierend auf allen Neueintragungen im 
Handelsregister wird gezeigt, dass über den Gesamtzeitraum 
2005–2021 gesehen der Frauenanteil an den Neugründungen 
im Handelsregister bei unter 20% stagniert bzw. sogar leicht 
rückläufig ist. Im Zuge der Covid-19-Pandemie ist der Frau-
enanteil an den Einzelgründungen in den letzten Jahren so-
gar noch einmal deutlich gesunken. Diese Entwicklung ließ 
sich insbesondere in ländlichen Regionen beobachten. Ins-
gesamt ist die Frauenquote am höchsten in den Großstädten 
und einigen ostdeutschen Kreisen. Der Abwärtstrend kann 
nicht dadurch erklärt werden, dass vor allem solche Bran-
chen von der Erholung nach dem Konjunktureinbruch 2019 
profitieren konnten, in denen der Frauenanteil an den Grün-
dungen schon vor der Pandemie besonders niedrig war. 

IN KÜRZE
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wird ermittelt, indem die eingetragenen Personen im 
Handelsregister ausgelesen und anschließend durch 
Abgleich eines Namensregisters einem Geschlecht 
zugeordnet werden.2 Unternehmen können von ei-
ner oder mehreren Personen gemeinsam gegründet 
werden. Im Folgenden untersuchen wir den Gründe
rinnenanteil, d.h. den Anteil von Firmen, die von einer 
oder mehreren Frauen gegründet wurden. 

DER GRÜNDERINNENANTEIL IST IM RAHMEN  
DER COVID-19-PANDEMIE ZURÜCKGEGANGEN

Abbildung 1 zeigt den Frauenanteil an den Unterneh-
mensneugründungen im Zeitraum 2005–2021. Über 
den Gesamtzeitraum ist kein starker Wachstums- 
trend ersichtlich; und der »Gender-Gründungs-Gap« 
besteht unvermindert fort. Zwar hat sich der Frau-
enanteil an Teamneugründungen über die Jahre leicht 
erhöht, aber der in absoluten Zahlen weit gewichti-
gere Frauenanteil an den Einzelneugründungen ging 
leicht zurück. Von 2019 auf 2021, den letzten zwei 
Jahren der Zeitreihe, die stark von der Corona-Pan-
demie geprägt waren, sank der Frauenanteil für Ein-
zelneugründungen sogar noch einmal deutlich um 
1,2 Prozentpunkte.

Der Fokus auf Gründungen, die im Handelsregister 
eingetragen werden, führt bereits dazu, dass wir uns 
auf Gründungen mit einem überdurchschnittlichen 
Innovationspotenzial konzentrieren. Um noch stärker 
nach Innovationskraft – und dem damit verbundenen 
Wachstumspotenzial – zu differenzieren, ziehen wir 
die Klassifikation von Gehrke et al. (2010) heran, die 
wissensintensive und hochtechnologische Branchen 
identifiziert. Der Frauenanteil an Neugründungen in 
diesen High-Tech-Sektoren wird in Abbildung 1 zu-
sätzlich ausgewiesen. Zunächst ist es auffällig, dass 
der Frauenanteil an Gründungen in den High-Tech 
Sektoren konstant niedriger ist als in den anderen 
Sektoren. Jedoch ist hier kein Absinken während der 
Corona-Pandemie zu beobachten. 

Betrachtet man das Gründungsgeschehen aller-
dings in absoluten Zahlen, sieht man interessanter-
weise eine verstärkte Gründungstätigkeit seit Beginn 
der Pandemie. Die Gesamtanzahl an Gründungen im 
Handelsregister lag 2021 höher als 2019.3 Auch in 
den USA gab es mehr Neugründungen während der 
Corona-Pandemie, im Gegensatz zu der Finanzkrise 
2008/2009 (Dinlersoz et al. 2021). Diese zusätzlichen 
Unternehmen wurden allerdings primär von Männern 
gegründet, während die absolute Anzahl von Neugrün-
dungen durch Frauen stagnierte. Um den Ursachen 
dieser Dynamik auf den Grund zu gehen, disaggregie-

2	 Ein Vergleich mit der administrativen Gewerbeanzeigenstatistik 
zeigt, dass durchaus Unterschiede zwischen den beiden Datensätzen 
bestehen, die womöglich auf strukturelle Unterschiede der Register 
zurückzuführen sind. Allgemeine Trends, wie beispielsweise der 
Rückgang der Frauenquote an den Neugründungen, sind in beiden 
Datensätzen konsistent. 
3	 Sowohl in den Handelsregisterdaten als auch in der Gewerbean-
zeigenstatistik ist ein Zuwachs an Gründungen von Kapitalgesell-
schaften von 2019 zu 2021 zu verzeichnen.

ren wir im Folgenden unsere Daten entlang räumlicher 
Merkmale und Branchenzugehörigkeit.

FRAUEN GRÜNDEN INSBESONDERE  
IN GROSSEN STÄDTEN

Eine mikrogeografische Aufschlüsselung zeigt, dass 
Frauen insbesondere in Städten gründen (vgl. Abb. 2). 
Vor allem Großstädte haben einen hohen Gründer-
innenanteil: Spitzenreiter sind München (32%), Bonn 
(31%), Frankfurt am Main (24%) und Berlin (23%). Hin-
gegen sind die niedrigsten Frauengründungsraten in 
ländlichen Gebieten in Bayern, Baden-Württemberg 
und Niedersachsen zu erkennen. Die Gründe, warum 
generell in Städten mehr gegründet wird, sind vielfäl-
tig. Zum einem führt der Zugang zu einer Universität 
zu einem höheren Qualifikationsniveau und der Bil-
dung von Humankapital, das einen positiven Einfluss 
auf das Unternehmertum hat (Baptista und Mendonça 
2010). Zum anderen spielen auch lokale Gegebenhei-
ten, wie z.B. der Zugang zu einem Flughafen, und die 
lokale Politik, wie z.B. niedrige lokale Steuern, bei der 
Standortwahl eine wichtige Rolle (Daunfeldt, Elert 
und Rudholm 2013).

Abb. 1

Gründungsverhalten im Zeitverlauf: Frauenanteil an Neugründungen

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.

Frauengründungsanteil in %

Frauenanteil an allen Neugründungen
Frauenanteil an High-Tech-Neugründungen

Frauenanteil an Einzelneugründungen
Frauenanteil an Team-Neugründungen

© ifo Institut 

0,00

0,05

0,10

0,15

0,20

0,25

2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019 2021

Frauenanteil an den Neugründungen auf der Kreisebene (2005–2021)

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.

Anteil der Neugründungen durch Frauen in %

© ifo Institut 

0,10
0,15
0,20
0,25
0,30

Abb. 2

ZUM INHALT



38 ifo Schnelldienst  10 / 2022  75. Jahrgang  12. Oktober 2022

FORSCHUNGSERGEBNISSE

Abbildung 3 zeigt, dass die Covid-19-Pandemie 
die Gründerinnendiskrepanzen zwischen Stadt und 
Land weiter verschärft hat: Während der Gründerin-
nenanteil in kreisfreien Großstädten seit Jahren sinkt, 
weist er während der Covid-19-Pandemie keinen ver-
stärkten Rückgang auf. Hingegen sank der Anteil von 
durch Frauen geführten neugegründeten Unterneh-
men außerhalb der kreisfreien Großstädte. Insbeson-

dere westdeutsche ländliche Gebiete weisen niedrige 
Gründerinnenquoten auf, während der Frauenanteil in 
ostdeutschen Landkreise höher ist. Abbildung 4 zeigt, 
dass Frauen in Ostdeutschland im Durchschnitt  
1–2 Prozentpunkte stärker am Gründungsgeschehen 
beteiligt sind als in Westdeutschland. Dies hängt mit 
der in Ostdeutschland traditionell stärkeren Erwerbs-
beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt zusammen, 
die sich auch heute noch etwa in der besseren Kinder-
betreuungssituation in ostdeutschen Bundesländern 
widerspiegelt. Da Frauen während der Schulschlie-
ßungen einen überproportionalen Anteil der Kinder-
betreuung übernommen haben (Jessen et al. 2022), 
hat sich das (nicht vorhandene) Betreuungsangebot 
während der Pandemie angeglichen. Dies könnte er-
klären, dass während der Pandemie die Gründerin-
nenquote im Westen sowie Osten eingebrochen ist, 
wobei der Effekt bei Letzterem sogar leicht stärker ist.

»GENDER-GRÜNDUNGS-GAP« IST NICHT  
DURCH BRANCHENTRENDS GETRIEBEN

Im nächsten Schritt betrachten wir den Frauenanteil 
an den Gründungen getrennt nach Wirtschaftszwei-
gen. Abbildung 5 zeigt den Anteil der Gründungen 
durch Frauen für die elf gründungsstärksten Bran-
chen. Innerhalb all dieser Branchen nimmt der Frauen-
gründungsanteil von 2005 bis 2010 leicht zu, fällt in 
den darauf folgenden Jahren jedoch kontinuierlich ab. 
Eine Ausnahme stellen die Neugründungen im Gesund-
heitswesen dar: Hier werden Unternehmen zunehmen 
von Frauen gegründet. Deren Anteil machte gegen 
Ende des Zeitraums etwa ein Drittel aller Neugründun-
gen im Gesundheitswesen aus. Insgesamt lässt sich 
jedoch ein relativer Rückgang der Gründungstätigkeit 
in fast allen Branchen feststellen. 

Es könnte sein, dass die Entwicklung zwischen 
den Branchen einen Hauptgrund für die Verstärkung 
des »Gender-Gründungs-Gap« darstellt. Im Allgemei-
nen ist die Erwerbstätigkeit von Frauen während der 
Pandemie unter anderem dadurch gesunken, dass 
viele Frauen in Berufen mit direktem Kundenkontakt 
tätig waren, die mit den Folgen und Einschränkungen 
durch die Pandemie besonders stark konfrontiert wa-
ren. Dazu zählen die Lebensmittel- und Getränkein-
dustrie, Beherbergungsbetriebe und der Einzelhandel 
(Queisser 2021). So zeigen etwa Graeber, Kritikos und 
Seebauer (2021), dass eine Vergrößerung des Gen-
der Gap unter den Selbständigen vorrangig darauf 
zurückzuführen war, dass Frauen disproportional in 
Branchen tätig waren, die besonders stark von der 
Covid-19-Pandemie beeinträchtigt wurden, wie z.B. 
persönliche Dienstleistungen, Handel oder Beherber-
gungsgewerbe. Für den »Gender-Gründungs-Gap« fin-
det sich dieses Muster allerdings nicht: Abbildung 6 
setzt das relative Wachstum der Neugründungen je 
Branche im Zeitraum 2019–2021 ins Verhältnis zum 
Gründerinnenanteil 2019 vor der Pandemie. Die Größe 
der Kreise verdeutlicht dabei die Größe der jeweiligen 

Abb. 3

Gründerinnenanteil nach Kreistypen

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.
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Gründerinnenanteil: Ost- vs. Westdeutschland (ausgeschlossen kreisfreie Großstädte)

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.
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Anteil der Gründungen durch Frauen in den elf gründungsstärksten Branchen

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.
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Branche, gemessen an den Neugründungen zwischen 
2005 und 2021. Es zeigt sich jedoch kein signifikanter 
Zusammenhang. Somit sind die niedrigeren Gründe
rinnenanteile im Handelsregister nicht direkt auf Bran-
chentrends zurückzuführen. 

Stattdessen müssen andere Gründe ausschlagge-
bend sein. Insbesondere ist davon auszugehen, dass 
die Schließung von Kindergärten und Schulen vor al-
lem Frauen mit Kindern stark belastet hat (Hansen, 
Sabia und Schaller 2022).4 Viele berufstätige Mütter 
haben ihre Arbeitszeiten deutlich reduziert, um ihre 
Kinder zu betreuen (Collins et al. 2021), oder haben 
die Erwerbstätigkeit ganz aufgegeben (Zamarro und 
Prados 2021). Außerdem zeigen Befragungen zur Zu-
friedenheit mit der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie, dass während der Pandemie berufstätige Frauen 
mit Kleinkindern größere Schwierigkeiten hatten, Fa-
milie und Beruf zu vereinbaren (Del Boca et al. 2020). 
Zusätzlich litten selbständige Frauen während der 
Pandemie häufiger unter Angstsymptomen (Seebauer, 
Kritikos und Graeber 2021). Die durch die Pandemie 
ausgelösten Unsicherheiten gepaart mit dem zusätz-
lichen Druck durch gestiegene Sorgearbeit könnte zu 
einer geringeren mentalen Kapazität und damit ein-
hergehenden Gründungsbereitschaft geführt haben. 
Mit unseren Daten können wir diese Kanäle allerdings 
nicht direkt überprüfen.

FAZIT UND POLITIKEMPFEHLUNGEN

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass der Frauenanteil 
an den Neugründungen weiterhin gering ist und sich 
außerhalb der Großstädte zuletzt sogar noch verrin-
gert hat. Da die Gründungsdynamik allerdings insge-
samt gestiegen ist, geht der Rückgang der Frauen-
gründungsquote im Vergleich zur Vor-Corona-Zeit vor 
allem auf eine verstärkte Gründungsaktivität von Män-
nern zurück. Der Frauenanteil sinkt in den meisten 
Branchen, insbesondere auch in großen Branchen 
wie Finanzdienstleistungen, Grundstückswesen und 
sonstigen Dienstleistungen. Dagegen scheint es kei-
nen ausgeprägten Kompositionseffekt zwischen den 
Branchen gegeben zu haben.

Die Pandemie hat den »Gender-Gründungs-Gap« 
noch verstärkt. Der niedrige Frauenanteil von unter 
20% und der abwärts gerichtete Trend weisen deut-
lich auf politischen Handlungsbedarf hin. Ein weiterer 
konsequenter Ausbau der Kinderbetreuung und der 
zukünftige Verzicht auf Schulschließungen etwa sind 
zwei klar definierte Maßnahmen, mit der man Frauen 
die Gründung von Unternehmen erleichtern könnte. 
Auch eine gezielte Förderung weiblicher Gründungen, 
wie in der neuen Start-up-Strategie der Bundesregie-
rung vorgesehen (BMWK 2022), kann dazu beitragen, 
den »Gender-Gründungs-Gap« zu verringern. Dies 

4	 Dies zeigt sich zum Beispiel auch im wissenschaftlichen Bereich, 
wo der Frauenanteil an wissenschaftlichen Publikationen im Rah-
men der Pandemie ebenfalls zurückgegangen ist (King und Fre-
derickson 2021).

würde nicht nur den Frauen selbst zugutekommen, 
sondern in Zeiten des demografischen Wandels der 
gesamten deutschen Volkswirtschaft wichtige Wachs-
tumsimpulse geben.
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Branchenwachstum in Relation zum Frauenanteil, 2019–2021 

Quelle: Daten von infas360; Berechnungen der Autor*innen.
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Bei einem Großteil der deutschen Ehepaare herrscht eine tra-
ditionelle Arbeitsteilung vor, in der der Mann Hauptverdiener 
ist, während die Ehefrau ihre Arbeitszeit reduziert und sich 
auf den Haushalt, inklusive Kinderbetreuung, konzentriert. 
In der Familienökonomik wird diese Spezialisierung auf den 
Haushalt mit durch komparative Vorteile entstehende Effizi-
enzgewinnen begründet. In dieser Überlegung bleibt jedoch 
unberücksichtigt, dass für den*die Zweitverdiener*in, im Falle 
einer Ehescheidung als Folge der Haushaltsspezialisierung 
Humankapitalverluste einhergehen, die zu einer verschlech-
terten Arbeitsmarktposition führen und somit langfristige 
negative finanzielle Konsequenzen haben. Dieses finanzielle 
Risiko wurde durch die Unterhaltsreform von 2008 insbeson-
dere für alleinerziehende geschiedene Mütter verstärkt.

IN KÜRZE

Clara Albrecht, Elena Herold und Jennifer Steigmeier

Die langfristigen Folgen von ehelicher 
Spezialisierung bei Scheidung

Trotz steigender Erwerbsquote von Frauen folgt ein 
Großteil deutscher Ehepaare weiterhin der traditi-
onellen geschlechterspezifischen Arbeitsaufteilung. 
Frauen übernehmen einen Großteil der unbezahlten 
Sorgearbeit, insbesondere ab Beginn der Elternschaft, 
während die Männer Erstverdiener sind. Die Idee der 
Arbeitsaufteilung ist tief in der Familienökonomik ver-
ankert und wird in Deutschland zusätzlich vom Staat 
unterstützt.

ARBEITSTEILUG IN DER FAMILIENÖKONOMIE

Das »New-Home-Economics« Modell des Nobel-
preisträgers Gary Becker (1964; 1981) gilt als Stan-
dardmodell, um Arbeitsaufteilungsentscheidungen 
zu erklären. Es beruht auf der Idee, dass Haushalte 
bzw. Ehepaare über eine gemeinsame Nutzenfunk-
tion verfügen, die durch die optimale Allokation der 
Arbeitszeit der Partner*innen auf den Marktsektor 
oder die Haushaltsproduktion maximiert wird. Da Zeit 
eine knappe Ressource ist und die jeweiligen Arbeits-
gebiete im Substitutionsverhältnis stehen, entfallen 
beim Nachgehen der einen Produktion (z.B. Hausar-
beit) Opportunitätskosten durch Reduktion des Pro-
duktionsfaktors auf dem anderen Markt (z.B. entgan-
gene Löhne). Diese sind umso höher, je höher das er-
werbsspezifische Humankapital bzw. der erzielte Lohn 
ist. Es ist kostensparend und wohlfahrtssteigernd, 
wenn sich die Partner*innen auf dem jeweiligen Ge-
biet spezialisieren, auf dem sie einen komparativen 
Vorteil haben. Der Wohlfahrtsgewinn durch Speziali-
sierung wird daraufhin gerecht unter den Haushalts-
mitgliedern aufgeteilt. Das Ausmaß der Spezialisierung 
hängt von der Intensität der Haushaltsarbeit (z.B. ob 
Kinder im Haushalt sind) und den Produktionsunter-
schieden der Partner*innen ab.

Bemerkenswert ist insbesondere, dass Becker 
(1981) ebenfalls argumentiert, dass Frauen aufgrund 
biologischer Unterschiede – die Fähigkeit des Gebä-
rens und Stillens – einen »intrinsischen« komparativen 
Produktionsvorteil bei der Kinderbetreuung und so-
mit Haushaltsproduktion haben. Diese Argumentation 
nimmt dem Modell seine Geschlechtsneutralität. Zu-
sätzlich haben Männer durch ihren bei Eheschließung 
meistens höheren Lohn einen komparativen Vorteil 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Hauptkritikpunkte des Modells im Hinblick auf 
die langfristigen Lohnunterschiede zwischen Frauen 
und Männern sind die Annahme über eine gemein-

same Nutzenfunktion sowie die Stabilität von Ehen. 
Die kurzfristige gemeinsame Nutzenmaximierung führt 
zu erwerbsspezifischen Humankapitalverlusten der 
auf den Haushalt spezialisierten Person und einer da-
mit einhergehenden langfristigen finanziellen Schwä-
chung (Ott 1992). Kern der Problematik ist, dass die 
Spezialisierung die komparativen Vorteile verstärkt, 
da beide Personen nur auf dem jeweiligen Sektor ihr 
Humankapital steigern werden. In einer stabilen Ehe 
kann das Ungleichgewicht durch die gleichmäßige 
Aufteilung des Haushaltseinkommens finanziell aus-
geglichen werden. Im Falle einer Scheidung entfällt 
diese Absicherung jedoch, und die zweitverdienende 
Person steht vor einer verschlechterten Einkommen-
sposition, da das angehäufte haushaltsspezifische 
Humankapital nach einer Trennung an Bedeutung ver-
liert. Die potenziellen Spezialisierungsrisiken werden 
einseitig getragen. 

INSTITUTIONELLE RAHMENBEDINGUNGEN

Obwohl das eheliche Spezialisierungsmodell zu ei-
ner asymmetrischen Risikoverteilung führt, wird es 
dennoch von den gesetzlichen und institutionellen 
Rahmenbedingungen präferiert. Das Ehegattensplit-
ting und die beitragsfreie Mitversicherung des*der 
Ehegatt*in in der gesetzlichen Krankenkasse fördern 
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den Alleinverdiener-Haushalt.1 Beim Ehegattensplit-
ting erhöht sich der Grenzsteuersatz des*der Zweit-
verdienenden und verteuert dessen*deren Erwerbs-
beteiligung relativ zur individuellen Besteuerung. Dies 
ermöglicht größere steuerliche Vorteile für Paare mit 
ungleichem Einkommen. Dieser Fehlanreiz kann dazu 
führen, dass sich die Aufnahme einer Beschäftigung 
oder Arbeitszeitaufstockung für Zweitverdiener*innen 
nicht rentiert (Blömer et al. 2021). 

Zusätzlich ist der Elterngeldbezug weiterhin nicht 
an eine faire Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit 
zwischen den Elternteilen gekoppelt und setzt somit 
wenig Anreize für eine gleichberechtigte Arbeitstei-
lung (Kluve und Tamm 2013; Huebener et al. 2016). 

Nur rund die Hälfte aller Väter nehmen ihren Anspruch 
auf Elternzeit wahr, jedoch überwiegend die für den 
anderen Partner bestimmten, nicht übertragbaren 
zwei Monate (Tamm 2019).2 Dies spiegelt sich in der 
großen Diskrepanz hinsichtlich der Bezugsdauer des 
Elterngeldes wider: Während Mütter für 2021 durch-
schnittlich 14,6 Monate Elterngeldbezug planten, 
lag die Bezugsdauer für Männer im Durchschnitt bei  
3,7 Monaten (Statistisches Bundesamt 2022). 

SPEZIALISIERUNG IN DEUTSCHLAND

Unter Berücksichtigung der ökonomischen Vor- und 
Nachteile von Spezialisierung stellt sich die Frage, ob 
Paare die Risiken für die zweitverdienende Person, die 
bei Scheidungen entstehen, missachten. Arbeitsredu-
zierung aufgrund von unbezahlter Sorgearbeit führt zur 
Reduktion von erwerbsspezifischem Humankapital, das 
über Humankapitalinvestition wie Aus- und Weiterbil-
dung sowie Arbeitserfahrung über die Lebenszeit ak-
kumuliert wird (Mincer und Polachek 1974). Da sich der 
erzielte Erwerbslohn nach dem Humankapital richtet, 
ist die am Arbeitsmarkt verbrachte Zeit von großer Re-
levanz für die persönliche Absicherung. Die gesunkenen 
Ertragsmöglichkeiten durch Spezialisierung sind von gro-
ßer Bedeutung, um die anhaltende Lohnlücke zwischen 
den Geschlechtern auf dem Arbeitsmarkt zu erklären. 

Laut Familienreport 2020 erwarten mehr als zwei 
Drittel der Bevölkerung in Deutschland, dass sich Vä-
ter ausgiebig um ihre Kinder kümmern und im Fami-
lienalltag engagieren. Die Realität sieht anders aus. 
Frauen wenden im Durchschnitt pro Tag 52,4% mehr 
Zeit für unbezahlte Sorgearbeit auf als Männer. Das 
entspricht einem Unterschied von 87 Minuten am Tag 
(BMFSFJ 2020). Die Doppelbelastung von Erwerbs- und 
Sorgearbeit führt dazu, dass Mütter eine verminderte 
Produktivität aufzeigen (Yu und Kuo 2017) oder in  
familienfreundlichere Stellen mit schlechterer Bezah-
lung wechseln (Lott und Eulgem 2019). Bei ca. 71% der 
Ehepaare mit mindestens einem Kind unter 15 besteht 
eine Erwerbskonstellation, in der der Vater in Vollzeit 
1	 Zusätzlich sind diese familienbezogenen Leistungen an die Ehe 
gebunden und unterstützen andere Lebensgemeinschaften nicht.
2	 In anderen Ländern ist die Zahl der nicht übertragbaren Vätermo-
nate höher. Der neue Koalitionsvertrag beinhaltet eine Erhöhung auf 
drei Monate.

und die Mutter in Teilzeit arbeitet. Bei Lebensgemein-
schaften liegt der Anteil bei 55% (Statistisches Bun-
desamt 2021). 

Haushaltsspezialisierung folgt in Deutschland je-
doch nicht immer komparativen Vorteilen. Lippmann 
et al. (2020) zeigen, dass Frauen, die mehr verdienen 
als ihr Ehemann, dies kompensieren, indem sie ihre 
Hausarbeitszeit erhöhen. Dies gilt jedoch nicht für 
Ostdeutschland, wo egalitärere Geschlechternormen 
vorherrschen. Zusätzlich steigen Frauen mit einem 
höheren potenziellen Einkommen als ihr Ehemann 
mit höherer Wahrscheinlichkeit aus dem Arbeitsmarkt 
aus. Solche Ergebnisse lassen sich nicht mit Speziali-
sierungsvorteilen erklären, sondern deuten darauf hin, 
dass Frauen ein von der dominierenden Geschlechter-
norm abweichendes Verhalten kompensieren (West 
und Zimmermann 1987).

Arbeitsteilungsmuster und Lohnentwicklung

Diese bestehenden Arbeitsteilungsmuster wirken sich 
auf die Lohnentwicklung von Frauen aus. Während 
Teilzeitphasen in der Erwerbsgeschichte steigt der 
Lohn kaum an, und Auszeiten werden mit einem Lohn-
abschlag bestraft (Boll 2011). Lohnanstiege werden 
vor allem in Vollzeitphasen realisiert. In Teilzeitphasen 
wird das vorhandene Humankapital zwar gehalten, 
jedoch nicht weiter ausgebaut, und die Lohnzuwächse 
sind nahe null (Boll 2010). Frauen, die in Teilzeit ar-
beiten, bekommen durchschnittlich einen 17% nied-
rigeren Stundenlohn im Vergleich zu Frauen, die in 
Vollzeit arbeiten (Gallego Granados et al. 2019). Eine 
geburtenbedingte Auszeit hat außerdem Produktivi-
tätssignale (Yu und Kuo 2017). Unterbrechen Frauen 
ihre Erwerbstätigkeit nur für die Dauer der gesetz-
lich vorgesehenen Elternzeit, erwarten sie meist nur 
schwache und kurzfristige Lohnnachteile. Dauert die 
Erwerbsunterbrechung jedoch länger als die reguläre 
Freistellungsphase, müssen Frauen mit erheblichen 
Lohneinbußen rechnen (Schmelzer et al. 2015). 

Lohneinbußen aufgrund von Erziehungspausen 
treffen vor allem Akademikerinnen, da nicht getätigte 
Investitionen aufgrund verringerter Arbeitszeit hohe 
Opportunitätskosten haben. Dies gilt besonders zu Be-
ginn der Erwerbstätigkeit. An einem fortgeschrittenen 
Zeitpunkt der Erwerbstätigkeit sinkt die Lohnwachs-
tumsrate. Dies führt zu einer Aufschiebung der Ge-
burt, um die Gesamtverluste zu minimieren, und der 
Zeitpunkt für die erste Geburt verschiebt sich an den 
Rand des Fruchtbarkeitsfensters (Boll 2010). Frauen 
in niedrigeren Bildungsschichten sind hingegen kaum 
betroffen, da sie weniger Humankapital akkumuliert 
haben, was entwertet werden kann. 

»Child Penalty«: Kostspieliger  
Einbruch von Erwerbseinkommen

Wie kostspielig die Spezialisierung ab Beginn der El-
ternzeit ist, zeigt die sogenannte »Child Penalty« – der 
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langfristige Einbruch von Erwerbseinkommen und -zeit 
der Mutter relativ zum Vater (Kleven et al. 2019). Für 
Deutschland lässt sich anhand von SOEP-Daten identi-
fizieren, dass die Einkommenswege beider Elternteile 
vor der Geburt des ersten Kindes vergleichbar ver-
laufen. Durch die Geburt bricht das Einkommen der 
Mutter jedoch unmittelbar um fast 80% ein und ist 
auch zehn Jahre später noch ca. 55% niedriger, wo-
hingegen das Einkommen der Väter unbeeinflusst ist.

Kleven et al. (2019) berechnen die »Child Penalty« 
für mehrere Länder mit dem Ergebnis, dass Deutsch-
land und Österreich die größten negativen Effekte 
haben, skandinavischen Länder jedoch »nur« einen 
langfristigen Einkommenseinbruch von 21–26% auf-
zeigen. Kurzfristige Differenzen in der »Child Penalty« 
erklären die Autor*innen mit Unterschieden bei der 
Elternzeitstruktur.3 Die langfristigen Folgen begrün-
den sie hingegen mit in den untersuchten Ländern 
unterschiedlich stark ausgeprägten Geschlechternor-
men. Dieses Argument bestätigt Kleven (2022) anhand 
US-amerikanischer Daten, die zeigen, dass US-Staa-
ten, in denen progressivere Geschlechternormen vor-
herrschen, eine kleinere »Child Penalty« aufweisen. 
Darüber hinaus weisen Individuen, die von einem ge-
schlechterprogressiven Bundesstaat in einen traditio-
nellen ziehen, eine kleinere »Child Penalty« auf als die 
dort gebürtigen Individuen und vice versa. 

In einer stabilen Ehe kann dieser Einkommensein-
bruch durch die gleichmäßige Aufteilung des Haus-
haltseinkommens ausgeglichen werden. Im Fall ei-
ner Scheidung entfällt diese Absicherung jedoch, und  
die vom Arbeitsmarkt ausgetretene oder zurückge-
zogene Person wird vor finanzielle Schwierigkeiten 
gestellt. 

Ehen werden im Vergleich zu den 1960er und 
1980er Jahren, als die »New Economic Theory« auf-
gestellt wurde, immer häufiger geschieden. Abbildung 
2 zeigt, dass die Scheidungsrate – die Anzahl der Ehe-
schließungen im Vergleich zur Anzahl der Ehescheidun-
gen für das jeweilige Jahr – zwar um die 2000er Jahre 
in Deutschland ihren Höhepunkt hatte, jedoch heut-
zutage merklich höher ist als früher.4 

Im Jahr 2021 sind Frauen bei der Ehescheidung 
durchschnittlich 44 und Männer 47 Jahre alt. Die 
durchschnittliche Dauer geschiedener Ehen beträgt 
ca. 14,5 Jahre (Statistisches Bundesamt 2022). Somit 
verläuft die Ehe innerhalb der für die berufliche Fort-
bildung wesentlichen Jahre.

DAS GELTENDE SCHEIDUNGSRECHT  
UND DIE UNTERHALTSRECHTSREFORM 2008

Um das Armutsrisiko der zweitverdienenden Person zu 
verringern, schreibt das Scheidungsrecht einen Zuge-

3	 Lott und Eulgem (2019) argumentieren zusätzlich, dass die flä-
chendeckenderen Kinderbetreuungsmöglichkeiten in Schweden eine 
Rolle in diesem Unterschied spielen.
4	 Der Einbruch 1978 entstand durch eine Reform im Scheidungs-
recht, das die Unterhaltspflicht vom Scheidungsverschuldendem hin 
zur wirtschaftlich stärkeren Person verschob.

winn- und Versorgungsausgleich vor sowie mögliche 
nacheheliche Unterhaltszahlungen. Der Zugewinnaus-
gleich verteilt das während der Ehe erworbene Ver-
mögen gleichmäßig auf die geschiedenen Partner*in-
nen auf, während der Versorgungsausgleich für die 
Aufteilung der Rentenanwartschaften sorgt. Hierbei 
handelt es sich um eine Aufteilung der während der 
Ehe erworbenen monetären Mittel. 

Die langfristigen finanziellen Nachteile, die durch 
erwerbsbezogenen Humankapitalverlust bei Spezi-
alisierung entstehen, werden größtenteils vernach-
lässigt und nur teilweise durch Unterhaltszahlungen 
abgedeckt. Während des in Deutschland verpflichten-
den Trennungsjahres steht dem*der weniger oder gar 
nicht verdienenden Ehepartner*in Trennungsunterhalt 
zu. Ab dem Tag der rechtskräftigen Scheidung wird 
dieser vom nachehelichen Unterhalt abgelöst. Die 
Anforderungen hierfür sind jedoch hoch und richten 
sich nach Tatbeständen geregelt im BGB §1570-76. 
Zusätzlich gilt seit der Unterhaltsrechtsreform 2008 
der Grundsatz der Eigenverantwortung, wonach jede*r 
Geschiedene seinen*ihren Lebensunterhalt schnellst-
möglich selbst bestreiten muss und Unterhaltszah-
lungen deshalb zeitlich eng befristet sind. Die Höhe 
des Ausgleichs, für die durch die ehebedingte Spezi-
alisierung entstandenen Nachteile, wurde durch die 
Reform maßgeblich verringert.
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Bei Spezialisierung während der Ehe sind primär 
die Tatbestände Betreuung eines Kindes, Erwerbslo-
sigkeit oder nicht ausreichendes Einkommen (Aufsto-
ckungsunterhalt) von Bedeutung. Betreuungsunterhalt 
wird jedoch nur in den ersten drei Lebensjahren des 
gemeinsamen, während der Ehe geborenen Kindes 
gezahlt.5 Falls kein Betreuungsunterhalt gezahlt wird, 
kann Anspruch auf Unterhalt wegen Erwerbslosigkeit 
oder Aufstockungsunterhalt bestehen. Bei Ersterem, 
muss sich jedoch an strenge Auflagen gehalten wer-
den, die bezeugen, dass sich intensiv um eine neue 
Arbeitsstelle beworben wird (Fortbildungsmaßnah-
men, Umschulungen, ca. 20 Bewerbungen pro Mo-
nat, Erwerbsbemühungen außerhalb des Wohnorts). 
Aufstockungsunterhalt kann gefordert werden, wenn 
das Gehalt aus einer angemessenen Erwerbstätigkeit 
nicht ausreicht, um den ehelichen Lebensstandard 
beizubehalten, die Ehe mindestens drei Jahre bestan-
den hat und ein ehebedingter Nachteil nachgewiesen 
wird.6 Im Regelfall wird der Aufstockungsunterhalt 
aber maximal drei Jahre gewährt. Nachehliche Unter-
haltszahlungen sorgen somit eher für eine kurzfristige 
finanzielle Absicherung für den*die Geringverdiener*in 
während der Übergangsphase zur Vollzeiterwerbs-
tätigkeit, jedoch nicht für die langfristige Kompen-
sation des durch die Spezialisierung reduzierten 
Erwerbseinkommens. 

SCHEIDUNGSKONSEQUENZEN

Die Ehe bringt aufgrund geteilter Kosten und steuer-
licher Bevorzugung finanzielle Vorteile mit sich. Wird 
eine Ehe geschieden, verringert sich im Regelfall das 
Haushaltseinkommen beider Expartner*innen. Dies 
gilt in besonderem Maße für Frauen, die als häufige 
Zweitverdienerinnen einen hohen relativen und abso-
luten Einkommensverlust haben (Mortelsmans 2020). 
5	 Vor der Unterhaltsrechtsreform 2008 musste die betreuende Per-
son erst ab dem 15. Lebensjahr des gemeinsamen Kindes eine Voll-
zeittätigkeit ausüben. Kriterien wie Kindererziehung, die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt und berufliche Qualifikationen sind dabei aus-
schlaggebend, und die Dauer hängt vom Einzelfall ab und ist zeitlich 
befristet.
6	 Hierbei ist die Frage entscheidend, wie der Ehegatte zum jetzigen 
Zeitpunkt ohne Eheschließung beruflich und finanziell dastünde.

Um den starken Verlust an verfügbarem Einkommen 
abzufangen, müssen Frauen ihre Erwerbstätigkeit auf 
ein angemessenes Niveau anheben, was aufgrund der 
Betreuungslast und Arbeitsmarktunterbrechung bzw. 
Arbeitszeitreduktion erschwert wird. 

Wenige Studien beschäftigen sich mit den Ver-
änderungen des individuellen Einkommens und Be-
schäftigungsniveaus von Frauen nach Scheidungen. 
Radenacker (2020) untersucht anhand des VSKT-Da-
tensatzes der Rentenversicherung das Einkommen 
von Müttern nach Scheidungen. Ihre Ergebnisse zei-
gen, dass das Einkommen nach der Scheidung leicht 
ansteigt, wobei dieser Trend klein ist und schon vor 
der Auflösung der Ehe beginnt. Das durchschnittliche 
individuelle Einkommen von geschiedenen Müttern 
liegt jedoch bei nur bei 20–25% des durchschnitt
lichen Einkommens aller Rentenversicherten. Ob das 
Einkommen ansteigt, hängt zusätzlich von der Anzahl 
der Kinder und insbesondere dem Alter des jüngs-
ten Kindes ab. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen 
Brüggmann et al. (2018) anhand der gleichen Daten. 
Obwohl die Erwerbstätigenquote von Frauen zum  
Zeitpunkt der Scheidung bei 57% liegt (71% bei 
Männern), existieren große Unterschiede beim Ein-
kommen, da zwei Jahre nach der Einreichung der 
Scheidung geschiedene Frauen durchschnittlich nur  
40%, Männer jedoch 87% des Durchschnittseinkom-
mens erzielen.

Scheidungen beeinflussen zusätzlich die Fami-
liensituation. In mehr als der Hälfte aller Eheschei-
dungen gibt es mindestens ein minderjähriges Kind 
(Statistisches Bundesamt 2022). Ungefähr 18% aller 
Geschiedenen sind alleinerziehend. Umgekehrt sind 
über 50% aller Alleinerziehenden entweder geschie-
den oder verheiratet, aber getrennt lebend. Bei Frauen 
liegt dieser Anteil sogar bei 59%, womit große Über-
schneidungen zwischen beiden Gruppen vorliegen 
(Mikrozensus 2021). 

SOZIODEMOGRAFISCHE MERKMALE UND 
SOZIOÖKONOMISCHE SITUATION VON 
ALLEINERZIEHENDEN

Alleinerziehenden-Familien sind in Deutschland alles 
andere als eine Seltenheit. In einer von fünf Familien 
leben Kinder nicht mit beiden Elternteilen in einem 
Haushalt. Auf einen langsamen Anstieg des Anteils 
Alleinerziehenden-Familien seit den 1990er Jahren 
setzte ab 2017 ein leichter Rückgang ein. Gleichzeitig 
leben Kinder immer seltener mit verheirateten Eltern 
in einem Haushalt. Der Anteil der Familien, in denen 
Kinder in einem Haushalt mit ihren unverheirateten 
Eltern zusammenleben, hat sich seit 1996 von 4% auf 
heute 9% mehr als verdoppelt (vgl. Abb. 3).

Trennen sich Eltern, leben die gemeinsamen Kin-
der in der Folge zu einem deutlich überwiegenden 
Teil bei den Müttern. 2021 waren von den 2,61 Mio. 
Alleinerziehenden 2,15 Millionen (82%) weiblich (Sta-
tistisches Bundesamt 2022). Kinder getrenntlebender 
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Eltern sind häufiger Einzelkinder als Kinder verhei-
rateter Eltern (39,1 und 19,5%). Rund die Hälfte der 
alleinerziehenden Väter lebt mit nur einem Kind zu-
sammen, wohingegen dies auf nur 38% der alleiner-
ziehenden Mütter zutrifft. Alleinerziehende Mütter und 
Väter unterscheiden sich zudem darin, dass Mütter 
häufiger mit kleineren Kindern in einem gemeinsamen 
Haushalt leben als Väter. 30,2% der alleinerziehenden 
Mütter leben in Haushalten, in denen das jüngste Kind 
unter sechs Jahre alt ist, bei den Vätern trifft dies auf 
nur 14,7% zu. Im Gegensatz dazu leben 65,2% der Vä-
ter in Haushalten, in denen das jüngste Kind zwischen 
zehn und 18 Jahre alt ist (Lenze 2021).

Nimmt man die Erwerbsquote von alleinerzie-
henden Müttern mit Kindern von 0–14 Jahren im 
Vergleich zu Müttern, die mit den Vätern ihrer Kinder 
zusammenleben, in den Blick, so lässt sich erkennen, 
dass Alleinerziehende (72,9%) fast ebenso häufig ei-
ner Erwerbstätigkeit nachgehen wie in Partnerschaft 
lebende Mütter (73,3%) (OECD 2022). 

Bezieht man den Bildungsstand in die Betrach-
tung mit ein, so wird deutlich, dass alleinerziehende 
Mütter im Vergleich zu in Partnerschaft lebender 
Mütter durchweg höhere Erwerbsquoten aufweisen 
(vgl. Abb. 4). Alleinerziehende aller Bildungsstände 
verzeichnen im Zeitraum 2009–2019 bedeutende  
Erwerbsquotensteigerungen. Während die Erwerbs
beteiligung niedrigqualifizierter alleinerziehender 
Mütter in diesem Zeitraum um fast 10 Prozentpunkte 
anstieg, verringerte sich diese für in Partnerschaft  
lebende Mütter um 5,6 Prozentpunkte. Bemerkens
wert ist zusätzlich die sehr hohe Erwerbsquote  
alleinerziehender Mütter mit höherer Bildung von  
fast 87%.7

Darüber hinaus arbeiten alleinerziehende Mütter 
häufiger in Vollzeit (24%) oder vollzeitnaher Teilzeit 
(22%) als Mütter in Paarfamilien (Vollzeit 16%, voll-
zeitnahe Teilzeit 15%). Auch äußern mit 28% allein-
erziehende Mütter öfter den Wunsch, ihre Arbeitszeit 
auszuweiten, verglichen mit nur 11% der Mütter in 
Paarfamilien (Lenze 2021).

Das Vorhandensein einer Arbeitsstelle schützt Al-
leinerziehende (nicht nach Geschlecht differenziert) 
jedoch nicht vor Armutsgefährdung und der Abhän-
gigkeit von Sozialleistungen. 2019 galten dem Mik-
rozensus zufolge 42,7% der Alleinerziehenden-Haus-
halte als armutsgefährdet – ein Wert, der seit 2011 
konstant über der Marke von 40% liegt.8 Im Vergleich 
dazu weisen Paarfamilien mit zwei im Haushalt le-
benden Kindern mit 11,0% ein signifikant geringeres 
Armutsrisiko auf. 

Alleinerziehende befinden sich zudem überpro-
portional oft im SGB-II-Bezug. Von allen Familienhaus-
7	 Dass die durchschnittliche Erwerbsquote für alleinerziehende 
Mütter unter der in Partnerschaft lebender Mütter liegt, ist darauf 
zurückzuführen, dass ein im Vergleich größerer Teil der Alleinerzie-
henden nur über einen niedrigen Bildungsabschluss verfügt und in 
dieser Gruppe die Erwerbsquote unterdurchschnittlich ist (Statisti-
sches Bundesamt 2018, Alleinerziehende in Deutschland).
8	 Ein Nettoäquivalenzeinkommen von unter 60% des nominalen 
Medianeinkommens.

halten mit Kindern, die Grundsicherung beziehen, sind 
52,2% Alleinerziehenden-Haushalte, obwohl sie nur 
ein Fünftel aller Haushalte mit Kindern ausmachen. 
Bei dieser hohen Zahl ist es überaus wichtig anzumer-
ken, dass 40% der alleinerziehenden SGB-II-Bezie-
her*innen erwerbstätig sind, die eigene Erwerbstätig-
keit jedoch nicht ausreicht, um das Existenzminimum 
für die Familie abzudecken (Lenze 2021). 

Die Unterhaltsrechtsreform von 2008 wurde mit 
der Absicht implementiert, die Eigenständigkeit der 
getrennten Partner*innen zu stärken. Die vorliegen-
den Daten weisen allerdings nicht darauf hin, dass 
diese Zielvorgabe bisher erfüllt wurde. Bredtmann 
und Vonnahme (2019) untersuchen, ob die Unterhalts-
reform Auswirkungen auf das Arbeitsmarktverhalten 
von verheirateten Frauen hatte, finden dafür aber 
keine Evidenz.

Bröckel und Andreß (2015) zeigen auf Basis des 
SOEP für den Zeitraum 2000–2012, dass Mütter ihre Er-
werbsbeteiligung nach einer Scheidung zwar auswei-
ten, es sich dabei jedoch größtenteils um Teilzeitarbeit 
oder geringfügige Beschäftigung handelt und Mütter 
trotz höherer Erwerbsquoten häufiger auf Sozialtrans-
fers angewiesen sind als vor der Jahrtausendwende.

Des Weiteren wäre zu erwarten gewesen, dass 
die Unterhaltsrechtsreform 2008, die Kinder in der 
Rangfolge der Unterhaltsansprüche an die erste Stelle 
setzt,9 dazu führt, dass sich der Anteil der Kinder, die 
Unterhaltszahlungen erhalten, erhöht.

Hartmann (2014) findet, dass im Jahr 2012 nur 
etwa die Hälfte der anspruchsberechtigten Kinder Un-
terhalt erhielten, und von diesen erhielt wiederum nur 
etwa die Hälfte den Mindestanspruch. Hubert et al. 
(2020) kommen auf Grundlage der DJI-Alleinerziehen-
denstudie zu einem ähnlichen Ergebnis. Ihrer Studie 
zufolge erhält nur ein knappes Viertel der Kinder ei-
nen Unterhalt in Höhe des Mindestunterhaltes oder 
darüber. Verglichen mit Studien aus der Zeit vor der 
Reform 2008, ist festzustellen, dass der Anteil der Kin-
der, die den Mindestunterhalt erhalten, in den letzten 
20 Jahren sogar gesunken ist (Lenze 2021).
9	 Und somit nachehliche Unterhaltszahlungen an Priorisierung ver-
lieren.
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FAZIT

Spezialisierungsrisiken in der Ehe werden einseitig 
vom Zweitverdienenden getragen. In den meisten 
Fällen ist dies ab Geburt des ersten Kindes die Frau. 
Die aktuelle institutionelle Regelung unterstützt über 
finanzielle Anreize wie dem Ehegattensplitting, der 
familienbezogenen Krankenversicherung oder durch 
die Ausgestaltung des Elterngeldes mit ihrer Decke-
lung des Maximalbetrages und nur geringen nicht 
übertragbaren Partnerschaftsmonaten das Modell 
der Spezialisierung, das es für Zweitverdienende er-
schwert, finanzielle Unabhängigkeit während der Ehe 
zu erlangen. Gleichzeitig verlangen die Änderungen 
des Unterhaltrechts eine schnelle finanzielle Selb-
ständigkeit und Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
von Zweitverdienenden nach Auflösung der Ehe. Diese 
gegenläufige Situation erhöht die finanziellen Risiken 
für Mütter und erhöht das Armutsrisiko für alleiner-
ziehende Familien. In Zeiten hoher Scheidungsraten 
sollten entweder finanzielle Spezialisierungsanreize 
abgeschafft werden oder Individuen, die auf den 
Haushalt spezialisiert waren, nach Scheitern der Ehe 
finanziell besser aufgefangen werden, insbesondere 
alleinerziehende Mütter. 
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Die Soziale Marktwirtschaft ist seit dem zweiten 
Weltkrieg eine zentrale Säule der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland. Im 1990 unterzeichneten Staatsvertrag 
mit der Deutschen Demokratischen Republik wurde 
die Soziale Marktwirtschaft als gemeinsames Wirt-
schafts- und Gesellschaftsmodell festgeschrieben. 
Auch die Europäische Union strebt laut Vertrag von 
Lissabon eine »wettbewerbsfähige Soziale Marktwirt-
schaft« an. Das von Ludwig Erhard proklamierte Ziel 
der Sozialen Marktwirtschaft ist »Wohlstand für Alle«. 
Dahinter steht die erfolgreiche Verbindung von markt-
wirtschaftlicher Effizienz mit sozialem Ausgleich. Lud-
wig Erhard selbst hat dabei betont, dass insbesondere 
die Leistungsfähigkeit der Marktwirtschaft und die 
Wirkung des Wettbewerbs dafür sorgen, dass breite 
Bevölkerungsschichten am Wohlstand partizipieren 
können (Erhard 1957).

Die zentrale Größe zur Beurteilung des gesell-
schaftlichen Wohlstands ist das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP). Allerdings ist die Fokussierung auf diese 
Kennzahl spätestens seit der globalen Finanzkrise 
2008/2009 vermehrt in die Kritik geraten. Ein zent-
raler Kritikpunkt ist, dass das BIP die sozialen und 
ökologischen Aspekte von Wohlstand nicht ausrei-
chend abbildet. Es gibt eine Vielzahl von Vorschlägen 
und umgesetzten Indikatoren, die versuchen, diese 
Aspekte besser abzubilden, z.B. der Inclusive Growth 
Index der Vereinten Nationen (UNCTAD 2022).1

Um zu untersuchen, ob der von Ludwig Erhard 
proklamierte »Wohlstand für alle« in den vergangenen 
Jahrzehnten in Deutschland erreicht werden konnte 
und wie gut es gelingt, wirtschaftlichen Erfolg mit 
sozialen Aspekten in Europa zu verbinden, schlagen 
wir einen neuen Indikator, aufbauend auf Peichl et al. 
(2017), vor. Dieser Indikator misst, inwiefern breite Be-
völkerungsschichten am wirtschaftlichen Erfolg teilha-
ben können. Dafür korrigieren wir das Bruttoinlands
produkt um Ungleichheit und Armutsrisiko.

Unsere Analyse zeigt, dass die Bundesrepub-
lik Deutschland eine stabil positive wirtschaftliche 

1	 Siehe u.a. auch Enquete-Kommission Wachstum, Wohlstand,  
Lebensqualität (2013), OECD (2018) und Stiglitz et al. (2018) für  
breitere, multidimensionale Ansätze zur Wohlstandsmessung.

Entwicklung verzeichnen konnte. Obgleich das um 
Ungleichheit und Armutsrisiko korrigierte Wachstum 
etwas weniger stark ausfällt, ist ein positiver Trend 
mit Seitwärtsbewegung seit der Wiedervereinigung 
zu beobachten. Die Differenz zwischen korrigiertem 
und nicht-korrigiertem BIP ist auf eine gestiegene Un-
gleichheit, insbesondere in den Markteinkommen, und 
ein gestiegenes Armutsrisiko zurückzuführen. 

Im europäischen Vergleich liegt Deutschland, wie 
auch beim nicht-korrigierten BIP, im oberen Mittel-
feld. Allerdings fällt Deutschland durch die Korrektur  
um zwei Plätze im Ranking der Mitgliedsländer der  
Europäischen Union zurück. Eine Unterteilung in Ty-
pen von Wohlfahrtsstaaten zeigt, dass die Inklusivi- 

Dieser Beitrag untersucht, inwiefern das von Ludwig Erhard 
proklamierte Ziel »Wohlstand für Alle« in der Bundesrepublik 
Deutschland im Zeitraum 1962–2019 erreicht wurde. Unsere 
Analyse basiert auf einem Indikator, der das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf um die Ungleichheit in den 
verfügbaren Einkommen und um die Armutsrisikoquote korri-
giert. Er berücksichtigt damit zum einen das Ergebnis markt-
wirtschaftlicher Effizienz und zum anderen den sozialen Aus-
gleich – zwei zentrale Elemente der Sozialen Marktwirtschaft. 
Unsere Analyse zeigt, dass die Bundesrepublik Deutschland 
in den vergangenen Jahrzehnten trotz einiger Rezessionsjahre 
eine stabile wirtschaftliche Entwicklung verzeichnen konnte. 
Das um Ungleichheit und Armutsrisiko korrigierte Bruttoin-
landsprodukt ist seit der Wiedervereinigung etwas schwächer 
gewachsen als das nicht-korrigierte Pro-Kopf-Einkommen. 
Die Divergenz zwischen korrigiertem und nicht-korrigiertem 
Bruttoinlandsprodukt ist insbesondere auf einen Anstieg in 
der Ungleichheit der Markteinkommen nach der Wiederver-
einigung zurückzuführen. Im europäischen Vergleich liegt 
Deutschland im oberen Mittelfeld. Unser Indikator für die So-
ziale Marktwirtschaft kann in Zukunft zu einem Indikator der 
sozial-ökologischen Marktwirtschaft weiterentwickelt werden. 
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tät im skandinavischen Wohlfahrtsstaat am höchsten 
und in den südeuropäischen Ländern am geringsten 
ist.

Obgleich die breite Teilhabe am Wohlstand in 
Deutschland demnach etwas abgenommen hat, ist 
die Zustimmung zur Sozialen Marktwirtschaft hoch. 
Blesse et al. (2022) zeigen in einer repräsentativen 
Umfrage, dass 75% der Befragten die Soziale Markt-
wirtschaft positiv bewerten, die durchschnittliche 
Zustimmung liegt bei 6,8 von 10 Punkten. Ein zent-
rales Ergebnis von Baarck et al. (2022) ist, dass das 
Gerechtigkeitsempfinden in Deutschland – sowohl das 
allgemeine Verteilungsgerechtigkeits- als auch das 
Generationengerechtigkeitsempfinden – gering ausge-
prägt ist. Die grundlegenden Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft, das Leistungs- und das Bedarfsprin-
zip, werden aber weitgehend unterstützt. 

GEMEINSAME BETRACHTUNG VON WACHSTUM 
UND UNGLEICHHEIT

Die Konstruktion eines Indikators zur Erfolgsmes-
sung der Sozialen Marktwirtschaft ist aufgrund der 
Vielschichtigkeit des Konzepts nicht trivial. Zudem 
erschweren unterschiedliche gesellschaftliche Vor-
stellungen vom richtigen Maß an sozialer Absicherung 
bzw. staatlicher Umverteilung eine Bewertung des 
sozialen Aspekts (Hampe 2018).  

Peichl et al. (2017) schlagen einen Indikator für 
inklusives Wachstum vor. Die wirtschaftliche Entwick-
lung wird als inklusiv betrachtet, »sofern der materi-
elle Wohlstand gleichmäßig bei allen Bevölkerungs-
schichten ankommt« (Peichl et al. 2017, S. 43). Hierfür 
wird die wirtschaftliche Entwicklung, gemessen durch 
das preisbereinigte BIP pro Kopf, um Ungleichheit und 
Armutsrisiko nach unten korrigiert:

BIPkorrigiert = BIP*(1 – Armutsrisikoquote)*(1 – Gini)

Wir betrachten sowohl Ungleichheit als auch Ar-
mutsrisiko als Korrekturfaktoren, durch Einbeziehung 
des letzteren erfassen wir auch Änderungen am unte-
ren Rand der Einkommensverteilung. Man kann argu-
mentieren, dass für die Beurteilung der Gerechtigkeit 
der Einkommensverteilung insbesondere die Situation 
von Einkommensschwächeren entscheidend ist (Hufe 
et al. 2021). 

Die Messung des wirtschaftlichen Erfolgs erfolgt 
anhand des preisbereinigten BIP pro Kopf. Als Basis 
nehmen wir also den Indikator, der traditionell als 
zentrale Kennzahl von Wohlstand verwendet wird.  
Einkommensungleichheit wird anhand des Gini-Koef-
fizienten quantifiziert, der die gesellschaftliche Ver
teilung bzw. Konzentration von Einkommen misst.  
Per Definition nimmt der Gini-Koeffizient Werte zwi-
schen 0 und 1 an, wobei 0 den Fall vollkommener 
Gleichverteilung beschreibt, während der Maximalwert 
1 erreicht wird, wenn ein Individuum bzw. ein Haus-
halt das gesamte Einkommen erzielt. Für die Messung 

materieller Armut wird die Armutsrisikoquote verwen-
det, die den Anteil der Gesamtbevölkerung mit einem 
verfügbaren Haushaltseinkommen unterhalb der Ar-
mutsrisikoschwelle, definiert als 60% des Medians der 
Nettoäquivalenzeinkommen, ausweist (BMAS 2021). 

Die wirtschaftliche Entwicklung wird dementspre-
chend als weniger inklusiv angesehen und eine Ab-
wärtskorrektur vorgenommen, je höher die Ungleich-
heit und die Armutsrisikoquote ausfallen. Unserem 
Indikator liegt folglich die Annahme zugrunde, dass 
ein höheres Maß an Ungleichheit bzw. materieller Ar-
mut der Zielsetzung der Teilhabe aller Bevölkerungs-
schichten am Wohlstand widerspricht.2 

ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND

Im Folgenden werden die Ergebnisse zum im Rah-
men von Peichl et al. (2017) entwickelten Indikator 
für Deutschland sowie seine einzelnen Komponenten 
auf Basis der aktuellen Datengrundlage vorgestellt.

Datenbasis

Die Messung der wirtschaftlichen Entwicklung in den 
vergangenen Jahrzehnten erfolgt hierbei anhand des 
preisbereinigten BIP pro Kopf. Das vom Statistischen 
Bundesamt (2022) ausgewiesene BIP je Einwohner in 
jeweiligen Preisen wird hierfür um den Verbraucher-
preisindex (OECD 2022) deflationiert. Der Gini-Koef-
fizient und die Armutsrisikoquote basieren für den 
Zeitraum bis 1983 auf Informationen zum verfügbaren 
Haushaltseinkommen aus der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) und seit 1983 auf Informa-
tionen aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP). 
Die EVS fand erstmalig 1962 statt und wird seit 1978 
turnusmäßig alle fünf Jahre erhoben. Die Haushalts-
befragungen im Rahmen des SOEP werden seit 1984 
jährlich durchgeführt und ermöglichen die Analyse 
bis einschließlich 2019.3,4  Die Kombination der Da-
tenquellen ermöglicht in der Konsequenz eine histo-
rische Analyse der Sozialen Marktwirtschaft über den 
Zeitraum von 1962 bis 2019.5

Für die Berechnung der Armutsrisikoquote und des 
Gini-Koeffizienten werden sowohl im EVS als auch im 

2	 Der korrigierte BIP-Indikator sollte nicht normativ interpretiert 
werden. Eine vollständige Gleichverteilung der Einkommen ent-
spricht sicher nicht der gesellschaftlichen Zielvorstellung und würde 
zu erheblichen Effizienzverlusten führen. Darüber hinaus führt ein 
Rückgang der Ungleichheit nicht automatisch zu einer gerechteren 
Einkommensverteilung. Vielmehr wird in der Literatur zur Chancen-
gerechtigkeit zwischen fairer und unfairer Ungleichheit unterschie-
den (Roemer und Trannoy 2016 für einen Überblick).
3	 Die aktuellste Welle (v.37) des SOEP umfasst die Erhebungsjahre 
1984-2020. Die Berechnung des Gini-Koeffizienten sowie der Armuts-
risikoquote auf Basis des SOEP erfolgt jedoch für die Jahre 1983-
2019, da sich die Angaben der privaten Haushalte zum Haushaltsein-
kommen jeweils auf das Vorjahr beziehen. 
4	 Wegen der geringen Anzahl an verfügbaren Datenpunkten in den 
1960er und 1970er Jahren wird der Indikator der Sozialen Marktwirt-
schaft in den Jahren, in denen keine Mikrodaten zur Verfügung ste-
hen, linear interpoliert
5	 Aufgrund der unterschiedlichen Datenquellen ergibt sich für die 
Jahre 1983/1984 ein Bruch in der Zeitreihe des Indikators, wobei 
Unterschiede in den Datensätzen durch eine Harmonisierung der 
Datenbestände reduziert werden konnten.
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SOEP die verfügbaren Haushaltseinkommen der privaten 
Haushalte verwendet.6 Dementsprechend wird die sozi-
ale Dimension im Indikator zur Sozialen Marktwirtschaft 
anhand einer Einkommensbetrachtung nach Steuern 
und Transfers, also inklusive der umverteilenden Wir-
kung des Staates, abgebildet. Die Nettohaushaltsein-
kommen setzen sich hierbei aus den Einkommen aller 
Haushaltsmitglieder zusammen und berücksichtigen 
u.a. die erzielten Arbeitseinkommen, die Vermögensein-
kommen und Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung, öffentliche Transfers, wie z.B. aus der gesetzlichen 
Arbeitslosen-, Renten- und Unfallversicherung, oder 
nicht-öffentliche Transfers, wie z.B. Unterhaltszahlun-
gen, abzüglich der Lohn-, Einkommen-, Vermögen- und 
Kirchensteuer sowie der Sozialversicherungsbeiträge. 

Wirtschaftliche Entwicklung

Gemessen an der Entwicklung des realen Bruttoin-
landsprodukts konnte die Bundesrepublik Deutsch-
land nach dem Zweiten Weltkrieg enorme wirt-
schaftliche Erfolge verzeichnen. Die Phase des »Wirt-
schaftswunders« war von kräftigen Wachstumsraten 
gekennzeichnet, die von 1950 bis 1965 zumeist bei 
etwa 5–10% lagen (vgl. Abb. 1). Danach schwächte 
sich die Dynamik zwar etwas ab. Die Wirtschaft ist 
in den folgenden Jahrzehnten, unterbrochen von 
exogenen Schocks wie den Ölpreiskrisen 1973 und 
1979/1980 und starken Preisanstiegen oder der glo-
balen Finanzkrise 2007/2008, dennoch weiter gewach-
sen und konnte sich nach Rezessionsjahren, in denen 
die gesamtwirtschaftliche Produktion sank, zumeist 
rasch erholen. 

Mit der Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 
1990 und dem Beitritt der ostdeutschen Bundesländer 
sank das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner aufgrund des geringeren wirtschaftlichen 
Produktionsniveaus sprunghaft um 7,7%, und die 
Wachstumsdynamik schwächte sich ab. Für den Zeit-
raum 1991–2019 berechnet sich für die Bundesrepublik 
ein durchschnittliches Wirtschaftswachstum pro Kopf 
von jährlich 1,0%, während dies von 1962 bis 1990 noch 
bei 3,2% lag. Dennoch ist es im Rahmen der Sozialen 
Marktwirtschaft in Deutschland gelungen, über viele 
Jahrzehnte hinweg eine positive gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und wirtschaftliche Stabilität zu erzeugen. 

Entwicklung von Ungleichheit

Der auf Basis von EVS und SOEP berechnete Gini-Koef-
fizient wird in Abbildung 2 dargestellt. Die Daten zeich-
nen ein leicht u-förmiges Bild. Die Einkommensun-

6	 Für die Analyse der Einkommensverteilung sowie der Armutsge-
fährdung werden äquivalisierte Nettohaushaltseinkommen verwen-
det, so dass die Haushaltsstruktur Berücksichtigung findet. Im Zuge 
der Harmonisierung zwischen EVS und SOEP wird hierbei von der 
gängigen Äquivalenzskala der OECD abgewichen, die jedem Kind 
unter 14 Jahren einen Faktor von 0,3 zuordnet. Stattdessen wird so-
wohl im EVS als auch im SOEP aufgrund fehlender Informationen in 
früheren EVS-Wellen für Kinder unter 18 Jahren der Faktor 0,3 ver-
wendet.

gleichheit nahm im zeitlichen Verlauf bis in die Mitte 
der 1980er Jahre ab, stieg in den folgenden Jahrzehn-
ten jedoch wieder an. Im Zuge der Wiedervereinigung 
Deutschlands und der Integration der ostdeutschen 
Bundesländer Anfang der 1990er Jahre erhöhte sich 
der Gini-Koeffizient. Dies ist vor dem Hintergrund der 
bestehenden regionalen Disparitäten zwischen dem 
alten Bundesgebiet und den neuen Bundesländern zu 
sehen. Der Rückgang der gemessenen Einkommensun-
gleichheit im SOEP in den 1990er Jahren dürfte dem-
entsprechend mit dem wirtschaftlichen Aufholprozess 
der ostdeutschen Länder in Zusammenhang stehen 
(Peichl et al. 2017). 

Seit der Jahrtausendwende zeigt sich sowohl auf 
Basis des EVS sowie auf Grundlage des SOEP ein langsa-
mer, relativ kontinuierlicher Anstieg des Gini-Koeffizien-
ten. Im Jahr 2019 erreichte der Gini-Koeffizient erstmal 
einen Wert von 0,3, nachdem er in den 1980er Jahren je 
nach Datengrundlage bei etwa 0,23 bis 0,24 lag. 

Armutsgefährdung

Abbildung 3 zeigt die Armutsrisikoquote auf Basis des 
EVS sowie des SOEP. Gemäß der verwendeten Defi-
nition sank die Armutsgefährdung in den 1960er und 
1970er Jahren etwas, bevor sich Anfang der 1980er 
Jahre eine Trendwende abzeichnete. Lag der Anteil 
der Personen an der Gesamtbevölkerung mit einem 
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verfügbaren Haushaltseinkommen unterhalb von 60% 
des Medians der Nettoäquivalenzeinkommen im Jahr 
1978 im EVS bei 9,1, so stieg er bis 2013 auf über 17% 
an. Die Armutsrisikoquote auf Basis des SOEP ist über 
den Zeitraum von 1983 bis 2019 ebenfalls deutlich und 
weitgehend kontinuierlich angestiegen, von 11,6% im 
Jahr 1983 auf 16,7% 2019. 

Um Ungleichheit korrigiertes BIP

Abbildung 4 zeigt die Entwicklung des nicht-korri-
gierten sowie des um Ungleichheit und Armutsrisiko 

korrigierten Bruttoinlandsprodukts pro Einwohner. 
Wir indexieren beide Zeitreihen auf den Wert des 
nicht-korrigierten BIP im Jahr 1962. In diesem Jahr 
entsprach das korrigierte BIP 65,8% des nicht-kor-
rigierten BIP. Bis zur Wiedervereinigung verlaufen 
beide Zeitreihen weitgehend parallel. Im Jahr 1990 
entsprach das korrigierte BIP rund 67% des nicht-kor-
rigierten BIP, die Lücke zwischen beiden Maßen ist 
bis zur Wiedervereinigung also marginal geringer ge-
worden. Danach öffnet sich die Schere und das kor-
rigierte und nicht-korrigierte BIP divergieren. Im Jahr 
2019, dem letzten Jahr unserer Zeitreihe, entsprach 
das korrigierte BIP nur noch 58,7% des nicht-korri-
gierten BIP. Diese Entwicklung lässt sich durch den 
in den Abbildungen 2 und 3 dargestellten Anstieg des 
Gini-Koeffizienten und der Armutsrisikoquote nach 
der Wiedervereinigung erklären. 

Eine wichtige Frage zur Beurteilung der umvertei-
lenden Wirkung des Steuer- und Transfersystems ist, 
ob der Anstieg in der Ungleichheit der verfügbaren 
Einkommen und der Armutsrisikoquote (überwiegend) 
auf einen Anstieg der Ungleichheit in den Marktein-
kommen oder auf eine geringere Umverteilungswir-
kung von Steuern und Transfers zurückzuführen ist 
(Bargain et al. 2012). Letzteres würde implizieren, dass 
die Soziale Marktwirtschaft im betrachteten Zeitraum 
weniger »sozial« geworden ist. Peichl et al. (2017) zei-
gen jedoch, dass der Anstieg in der Ungleichheit der 
verfügbaren Einkommen vor allem durch einen An-
stieg in der Ungleichheit der Markteinkommen zu er-
klären ist. So ist festzuhalten, dass die Teilhabe der 
breiten Bevölkerung an der positiven wirtschaftlichen 
Entwicklung über den betrachteten Zeitraum leicht 
abgenommen hat. Dieser Rückgang ist insbeson- 
dere auf einen Anstieg in der Ungleichheit der Markt- 
einkommen nach der Wiedervereinigung zurück- 
zuführen.

EUROPÄISCHER VERGLEICH

Neben der historischen Entwicklung des Indikators 
zur Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland gibt der 
Vergleich zwischen den 27 Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union weiteren Aufschluss zur wirtschaftlichen 
Teilhabe im internationalen Vergleich. Um eine Ver-
gleichbarkeit zwischen den Ländern zu gewährleisten, 
wurde die kaufkraftbereinigte BIP-Komponente des 
Indikators verwendet. 

Abbildung 5 zeigt das um Ungleichheit und Ar-
mutsrisiko korrigierte BIP für alle EU-Mitgliedstaaten 
im Jahr 2020. Der europäische Vergleich zeigt, dass 
sich Luxemburg und Irland deutlich von den ande-
ren Mitgliedstaaten abheben, vor allem wegen sehr 
hoher Werte beim BIP pro Kopf und weniger wegen 
geringer Werte für die Armutsrisikoquote oder den 
Gini-Koeffizienten. Am unteren Ende des Spektrums 
liegt Bulgarien, das neben dem niedrigsten BIP pro 
Kopf auch die höchsten Werte bei der Armutsrisiko-
quote und dem Gini-Koeffizienten aufweist. 
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Für ein differenzierteres Bild sind in Tabelle 1 das 
BIP pro Kopf (nicht-korrigiert und um Ungleichheit 
und Armutsrisiko korrigiert), das Verhältnis der bei-
den Maße sowie die Veränderung des Ranges eines 
Mitgliedstaates im Vergleich zur Rangfolge auf Basis 
des nicht-korrigierten BIP dargestellt. Eine Rangver-
änderung von –1 ergibt sich beispielsweise, wenn ein 
Land in der Rangfolge des regulären BIP auf Platz 10 
liegt und in der Rangfolge des korrigierten BIP auf 
Platz 11. Die Rangveränderungen lassen sich so in-
terpretieren, dass die jeweiligen Länder in Relation 
zu ihrer Wirtschaftskraft überdurchschnittlich (po-
sitive Rangveränderung) bzw. unterdurchschnittlich 
(negative Rangveränderung) inklusiv im Sinne des In-
dikators sind. Wir gruppieren die Länder nach Wohl-
fahrtsstaatstypen (Manow 2021).

Die Ergebnisse zeigen, dass am oberen und unte-
ren Rand der Rangfolge keine Veränderungen von BIP 
pro Kopf zum Indikator zur Sozialen Marktwirtschaft 
stattfinden. Den größten Sprung in der Rangfolge 
macht die Slowakei, die im Ranking des Indikators 
um acht Plätze nach oben rutscht. Größere positive 
Rangveränderungen sind zudem bei Ungarn, Polen 
und Tschechien zu beobachten, die jeweils drei Plätze 
weiter oben zu finden sind. Die größten negativen 
Rangveränderungen ergeben sich für Litauen (–5) so-
wie Spanien, Portugal und Italien (jeweils –3). Auch 
Deutschland rutscht in der Rangfolge des Indikators 
um zwei Plätze nach hinten.

Die Korrektur des BIP um Ungleichheit und Ar-
mutsrisiko fällt bei den skandinavischen Wohlfahrts-
staaten am geringsten aus, was angesichts des ho-
hen Umverteilungsniveaus in diesen Ländern wenig 
überraschend ist. Im Durchschnitt der drei skandi-
navischen Länder entspricht das korrigierte BIP rund 
63% des unkorrigierten BIP. Als nächstes folgen Irland, 
das einzig verbliebene angelsächsische Land in der EU 
(62%), und die Gruppe der kontinentaleuropäischen 
Länder, darunter Deutschland, die mit im Durchschnitt 
61% ein etwas geringeres Verhältnis von korrigier-
tem und nicht-korrigiertem BIP aufweisen. Obgleich 
die post-sozialistischen Länder mit einem Verhältnis 
von durchschnittlich 59% an dritter Stelle liegen, ist 
zu berücksichtigen, dass es starke Heterogenität in 
dieser Gruppe gibt. So sind sowohl Bulgarien, das mit 
45,7% die stärkste Korrektur des BIP verzeichnet, als 
auch die Slowakei, die mit 70,1% die geringste Kor-
rektur des BIP ausweist, in der Gruppe der post-so-
zialistischen Länder enthalten. Schlusslicht sind die 
südeuropäischen Länder, in denen das BIP am we-
nigsten inklusiv ist. In dieser Ländergruppe entspricht 
das korrigierte BIP im Durchschnitt lediglich 57% des 
nicht-korrigierten BIP.

FAZIT

Die Erfassung der verschiedenen Dimensionen von 
Wohlstand ist nicht trivial. Eine Vielzahl von Indika-
toren wurde entwickelt, um soziale und ökologische 

Aspekte der wirtschaftlichen Entwicklung zu erfassen. 
Unser neuer, einfacher Indikator bildet ab, in welchem 
Ausmaß der Wohlstand »dem Volke in seiner Gesamt-
heit zugute« kommt (Erhard 1957). Dieser Indikator 
korrigiert das Bruttoinlandsprodukt, die zentrale 
Kennzahl der wirtschaftlichen Entwicklung, um die 
Ungleichheit der verfügbaren Haushaltseinkommen 
und das Risiko, unter die Armutsschwelle zu rutschen. 

Es sind eine Vielzahl von Modifikationen und Er-
weiterungen unseres Indikators denkbar, um die In-

Tab. 1

Vergleich BIP pro Kopf und Indikator zur Sozialen Marktwirtschaft
Mitgliedstaaten der EU, Jahr 2020

Land BIP pro 
Kopf

BIP 
korrigiert

BIP 
korrigiert/ 

BIP pro 
Kopf (in %)

Rangver-
änderung 

Skandinavisch

Dänemark 40 156,2 25 661,1 63,90 0

Finnland 34 026,4 21 958,3 64,53 1

Schweden 37 171,2 22 797,4 61,33 0

Mittelwert 37 117,9 23 472,3 63,26  

Post-sozialistisch

Bulgarien 16 413,3 7 504,2 45,72 0

Estland 25 163,0 13 868,2 55,11 –1

Kroatien 19 231,8 11 265,8 58,58 2

Lettland 20 992,7 10 780,2 51,35 –2

Litauen 25 978,9 13 336,5 51,34 –5

Polen 22 758,0 14 115,8 62,03 3

Rumänien 21 503,3 10 904,2 50,71 –2

Slowakei 20 944,7 14 678,6 70,08 8

Slowenien 26 538,5 17 784,5 67,01 2

Tschechien 27 867,3 19 116,7 68,60 3

Ungarn 22 233,1 14 038,9 63,14 3

Mittelwert 22 693,1 13 399,4 58,52  

Kontinentaleuropäisch

Belgien 35 460,9 22 723,8 64,08 1

Deutschland 36 645,6 21 368,2 58,31 –2

Frankreich 31 212,8 19 022,1 60,94 –1

Luxemburg 78 658,3 44 700,6 56,83 0

Niederlande 39 423,1 24 512,8 62,18 0

Österreich 37 207,9 23 386,3 62,85 0

Mittelwert 43 101,4 25 952,3 60,87  

Südeuropäisch

Griechenland 18 658,1 10 534,0 56,46 0

Italien 28 060,2 15 152,5 54,00 –3

Malta 28 876,9 16 725,7 57,92 –2

Portugal 22 836,2 13 166,1 57,65 –3

Spanien 25 232,9 13 535,2 53,64 –3

Zypern 26 455,3 16 029,2 60,59 1

Mittelwert 25 019,9 14 190,5 56,71  

Angelsächsisch

Irland 62 435,9 38 588,8 61,81 0

Mittelwert 30 820,1 18 416,9 59,29  

Quelle: Eurostat (2022); Berechnungen der Autor*innen.
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klusivität des Wachstums akkurater abzubilden. Un-
ser Indikator geht davon aus, dass die Ungleichheit 
von verfügbaren Einkommen für die Beurteilung von 
gerechter Einkommensverteilung maßgeblich ist. Al-
lerdings könnte man im Sinne von Erhard (1957) ar-
gumentieren, dass »der Markt an sich sozial ist, nicht 
dass er sozial gemacht werden muss«. So wendet 
Fratzscher (2016) ein, dass man nicht von funktionie-
render Sozialer Marktwirtschaft sprechen kann, wenn 
hohe Ungleichheit durch hohe Steuern und Transfers 
behoben werden muss. Dies würde implizieren, dass 
die Ungleichheit alternativ oder zusätzlich auf Basis 
der Markteinkommen berechnet werden sollte. Auf der 
anderen Seite zählt es gerade zu den Herausforderun-
gen der Sozialen Marktwirtschaft, auf Veränderungen 
in den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedin-
gungen zu reagieren und eine sinnvolle Balance von 
marktwirtschaftlicher Effizienz und sozialem Ausgleich 
zu finden (Fuest 2018).

Zudem könnte man analog zur Armutsrisikoquote 
den Anteil der Top-Verdiener erfassen. Auch lässt 
unser Indikator die Chancengerechtigkeit außen vor. 
Chancengerechtigkeit berücksichtigt, ob Ungleichheit 
auf unterschiedlichen Anstrengungen beruht oder auf 
Faktoren, die außerhalb der Einflusssphäre des Ein-
zelnen liegen. 

In den vergangenen Jahren ist die ökologische 
Nachhaltigkeit stark in den Fokus gerückt. Auch diese 
Dimension lassen wir bislang außen vor. Um zu beur-
teilen, wie sozial-ökologisch eine Marktwirtschaft ist, 
sollten daher Umweltschäden berücksichtigt werden. 
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Die Corona-Pandemie hat die Arbeitswelt und das 
Konsumverhalten mit andauernder Wirkung verändert. 
Unternehmen haben in der Pandemie zum ersten Mal 
eine breite Nutzung von Homeoffice ermöglicht. Etwa 
ein Drittel aller Beschäftigten arbeitete zumindest 
teilweise von zu Hause aus. Wenn weniger Menschen 
zur Arbeit in die Städte kommen, hat dies Auswirkun-
gen auf den privaten Konsum, der sich näher an den 
Wohnort verlagert und zunehmend online erfolgt. So-
mit können die Veränderungen der Arbeitswelt und 
des Konsums während der Pandemie auch langfristige 
Folgen für die Zukunft der Städte bedeuten. 

Die vorliegende Studie und das begleitende Wor-
king Paper (Alipour et al. 2022) untersuchen die Ent-
wicklung der Homeoffice-Nutzung und des privaten 
Konsums in deutschen Großstädten. Die umfangrei-
chen Analysen basieren auf kleinräumigen, tagesak-
tuellen Daten der fünf Metropolregionen Berlin, Mün-
chen, Hamburg, Stuttgart und Dresden. Die Ergebnisse 
zeigen, dass sowohl der private Konsum im Internet 
angestiegen als auch dass innerhalb der Städte eine 
Verlagerung von den Konsumzentren in der Innenstadt 
hin zu den Wohngebieten am Stadtrand erfolgt ist. 
Weniger Konsum im Zentrum, mehr Konsum in Wohn-
gebieten und Vororten – dieses Phänomen wird auch 
»Donut-Effekt« genannt. Es ist vor allem in den deut-
schen Millionenstädten Berlin, München und Hamburg 
zu beobachten und an Wochentagen stärker ausge-
prägt als am Wochenende. Zwar ist an Samstagen kein 
Konsumrückgang in Innenstädten im Vergleich zu der 
Zeit vor der Pandemie zu erkennen, dennoch gleicht 
dies nicht den Umsatzverlust an Wochentagen aus. 
Darüber hinaus zeigt sich, dass (Wohn-)Gebiete, in 
denen früher wenig im Homeoffice gearbeitet wurde 
und die seit der Pandemie einen hohen Zuwachs an 
Homeoffice-Beschäftigten hatten, deutlich mehr Kon-
sum als vor der Pandemie verzeichnen.

Dauerhaft mehr Homeoffice, mehr Online-Shop-
ping und die resultierenden regionalen Konsum-

verschiebungen stellen das Konzept von deutschen 
Innenstädten als reine Einkaufs- und Arbeitsorte in 
Frage. Auch nach Aufhebung der meisten pandemiebe-
dingten Einschränkungen legen viele Arbeitnehmer*in-
nen großen Wert auf die Möglichkeit, zumindest einige 
Tage in der Woche im Homeoffice arbeiten zu können. 
Verlagert sich dadurch der Konsum langfristig ins In-
ternet und in die Vororte oder ziehen Bewohner*innen 
aus den teuren Ballungsräumen in günstigere Regio-
nen, so leidet die Standort- und Aufenthaltsattrakti-
vität in den Stadtzentren. Das kann erhebliche Folgen 
für den Einzelhandel, Gastronomie, Bürokomplexe 
und den Verkehr haben. Für Stadtplaner*innen, Un-
ternehmer*innen und Konsument*innen ist es daher 
essentiell zu verstehen, inwiefern Konsumrückgänge 
während der Pandemie nur temporärer Natur waren 
und welche langfristigen Veränderungen zu erwarten 
sind. Diese Studie gibt einen Ausblick darauf, was in 
Bezug auf den Konsum in deutschen Großstädten in 
der nahen Zukunft zu erwarten ist.

Die Corona-Pandemie hat die Arbeitswelt transformiert und  
vielen Arbeitnehmer*innen die Arbeit aus dem Homeoffice 
ermöglicht. Infolgedessen hat sich der Konsum aus den Stadt-
zentren in Wohngebiete und Vororte verlagert. Die vorliegende 
Studie untersucht die Entwicklung der Homeoffice-Nutzung und 
der Einzelhandelsumsätze in fünf deutschen Großstädten und 
deren Umland auf Basis kleinräumiger, tagesaktueller anony
misierter Kartenzahlungsdaten. Der Umsatz in den Innenstäd-
ten lag Ende Mai 2022 weiterhin 10% unter dem Vorkrisen- 
niveau. Wohngebiete, in denen traditionell wenig im  
Homeoffice gearbeitet wurde, die aber seit der Pandemie  
einen hohen Zuwachs an Homeoffice-Beschäftigten aufwiesen, 
verzeichneten hingegen einen bis zu 20% höheren Konsum 
als vor der Pandemie. Umfragedaten lassen darauf schließen,  
dass Homeoffice auch in Zukunft in einem ähnlichen  
Umfang wie in den vergangenen Jahren erhalten bleibt. Die 
Zunahme von Homeoffice, regionale Konsumverschiebungen 
und Online-Shopping haben damit das Potenzial, 
das Erscheinungsbild der Städte zu verändern.

IN KÜRZE
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MIKROGEOGRAFISCHE ANALYSE VON KONSUM 
UND HOMEOFFICE MIT DATEN VON MASTERCARD

Unsere Analyse basiert auf tagesgenauen Daten über 
Kartenzahlungsumsätzen von »Mastercard Location 
Insights«. Diese Transaktionsinformationen wurden 
dem ifo Institut von Mastercard unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. Die Daten sind anonymisiert und 
auf PLZ-Ebene aggregiert.1 Der Datensatz beinhaltet 

1	 Kartenzahlungen über Mastercard entsprechen rund 45% der  
Kredit- und Debitkartenumsätze in Deutschland. Im Jahr 2019 lag 
der Anteil der Kartenzahlungen am gesamten Zahlungsvolumen bei 
48%. Im Jahr 2020 stieg der Anteil der Kartenzahlungen auf 52% an.

Beobachtungen für die Metropolregionen Berlin, Mün-
chen, Hamburg, Stuttgart und Dresden zwischen dem  
1. Januar 2019 und dem 31. Mai 2022. Um Verzer-
rungen durch Reiseeinschränkungen zu vermei-
den, beschränken sich unsere Analysen auf private 
Konsumausgaben von in Deutschland ansässigen Kar-
teninhaber*innen. Daneben ziehen wir aggregierte 
Konsumdaten von »Mastercard Spending Pulse« he-
ran, um die Entwicklung des Online-Konsums nach-
zuvollziehen. Diese anonymisierten und aggregierten 
Daten sind auf regionaler und nationaler Ebene ver-
fügbar und erlauben die Analyse von Verschiebungen 
zwischen Online- und Offline-Konsum.

Diese Daten verknüpfen wir mit umfragebasier-
ten Informationen zur lokalen Homeoffice-Nutzung 
in den fünf Metropolregionen. Hierzu hat infas360 
in unserem Auftrag eine repräsentative Umfrage mit 
knapp 12 000 Teilnehmer*innen durchgeführt. Darüber 
hinaus verbinden wir die Informationen zu Konsum 
und Homeoffice mit Daten zur Bebauungsstruktur der 
jeweiligen Postleitzahlgebiete aus den offiziellen Flä-
chennutzungsplänen der Städte.

LANGFRISTIGE VERSCHIEBUNG DES KONSUMS 
HIN ZUM ONLINE-KONSUM

Infolge der Lockdown-Maßnahmen verschob sich ein 
signifikanter Teil des Konsums hin zum Online-Shop-
ping. Abbildung 1 zeigt den Online-Anteil des Privat-
konsums seit 2018. Insbesondere die Sommermonate 
ohne signifikante Pandemieeinschränkung sind hierbei 
von Interesse, da diese weitgehend mit der Zeit vor 
der Pandemie vergleichbar sind. Während der On-
line-Konsum vor Covid einen Anteil von ca. 17% der 
Gesamtausgaben aufwies, stieg er mit Beginn der Pan-
demie eklatant an und pendelte sich auf 22 bis 24% in 
den jeweiligen Sommermonaten ein. Dies deutet auf 
eine langfristige Niveauverschiebung infolge der Pan-
demie hin. Nichtdestotrotz wird ein Großteil des Kon-
sums weiterhin vor Ort getätigt. Insbesondere diese 
lokalen Konsumverschiebungen sind für die Zukunft 
der Innenstädte von hoher Relevanz.

DONUT-EFFEKT IN DEN GROSSSTÄDTEN:  
KONSUM VERSCHIEBT SICH IN VORSTÄDTE

Wie haben sich lokale Konsummuster seit der Pande-
mie verschoben? Abbildung 2 zeigt die räumliche Kon-
sumveränderung in München sowie in den umliegen-
den Postleitzahlgebieten. Die Grafiken kontrastieren 
den Wert der Konsumausgaben der Monate Juni bis 
September 2020 und 2021, in denen Einschränkun-
gen aufgrund von Corona-Maßnahmen weitestgehend 
aufgehoben waren, sowie des Monats Mai 2022 nach 
dem Ende der Maßnahmen im aktuellen Jahr mit den 
entsprechenden Monaten des Jahres 2019. Vor allem 
relativ zentral gelegene Stadtbezirke verzeichnen si-
gnifikante Konsumeinbrüche: Insbesondere für den 
Sommer 2020 ist ein deutlicher »Donut-Effekt« zu er-

ᵃ Die rote vertikale Linie zeigt den Beginn der Corona-Pandemie im März 2020 an, die grau schattierten Bereiche
Lockdown-Perioden und die blau schattierte Periode die letzten Monate, in denen die Corona-Einschränkungen 
weitestgehend aufgehoben waren.
Quelle: Mastercard Spending Pulse; Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 

Anteil der Online-Umsätze an den deutschen privaten Konsumausgaben, 2018–2022ᵃ

17,5% 17,2%

22,3%
23,5%

24,4%

 Online-Anteil der privaten Konsumausgaben in %   

40

35

30

25

20

15

2018 2019 2020 2021 2022

Abb. 1

Quelle: Mastercard Location Insights; Berechnungen des ifo Instituts.

Räumliche Konsumveränderung in der Metropolregion München in den Sommern 2020, 
2021 und 2022 im Vergleich zu 2019 

© ifo Institut

 Panel A: Konsumausgaben in München Sommer 2020 vs. Sommer 2019 Änderung in %    

Panel B: Konsumausgaben in München Sommer 2021 vs. Sommer 2019

 Panel C: Konsumausgaben in München Mai 2022 vs. Mai 2019                       

Keine Angaben

(> 30,4]
(18,2 bis 30,4]
(11,3 bis 18,2]
(5,1 bis 11,3]
(0,0 bis 5,1]
(−4,5 bis 0,0]
(−8,8 bis –4,5]
(−14,1 bis –8,8]
(−22,1 bis –14,1]
[< –22,1]

Änderung in %    

Keine Angaben

(> 39,2]
(23,6 bis 39,2]
(13,9 bis 23,6]
(6,5 bis 13,9]
(0,0 bis 6,5]
(−7,1 bis 0,0]
(−12,1 bis –7,1]
(−18,0 bis –12,1]
(−28,5 bis –18,0]
[< –28,5]

Änderung in %    

Keine Angaben

(> 47,6]
(28,9 bis 47,6]
(17,4 bis 28,9]
(8,2 bis 17,4]
(0,0 bis 8,2]
(−4,8 bis 0,0]
(–10,2 bis −4,5]
(−16,9 bis −10,2]
(−26,2 bis –16,9]
[< −26,2]

Abb. 2

ZUM INHALT



55ifo Schnelldienst  10 / 2022  75. Jahrgang  12. Oktober 2022

FORSCHUNGSERGEBNISSE

kennen. In Bezirken wie Milbertshofen oder Schwa-
bing-Freimann, die im Stadtgebiet liegen und neben 
Wohnbebauung Gewerbegebiete und große Arbeitge-
ber wie die BMW AG beherbergen, brach der Konsum 
deutlich ein.2 Dezentrale Wohnbezirke wie Aubing oder 
zentrale Bezirke mit hoher Wohnbebauung, aber gerin-
ger Bürodichte wie Schwabing-West verzeichnen hin-
gegen einen Konsumanstieg. Dies deutet auf hetero-
gene Effekte auf Basis der vorherigen Konsumstruktur 
sowie einen Zusammenhang mit Bürobebauung und 
Homeoffice-Nutzung hin.

GEBIETE MIT VORMALS HOHEM KONSUM  
VERZEICHNEN DIE STÄRKSTEN RÜCKGÄNGE

Im nächsten Schritt wird dieser Zusammenhang de-
taillierter untersucht. Dazu werden die Postleitzahl-
gebiete aller fünf Städte und des jeweiligen Umlands 
anhand ihrer Umsätze im Jahr 2019 in Gebiete mit 
hoher, mittlerer und niedriger Konsumintensität ein-
geteilt. Gebiete mit hoher Konsumintensität zählten 
2019 zum obersten Dezil der Konsumausgaben, be-
finden sich zumeist in zentraler Lage, haben eine 
hohe Bevölkerungsdichte und weisen eine hohe An-
zahl an Geschäften und dedizierten Einkaufsstraßen 
oder Einkaufszentren auf. In München zählen hierzu 
beispielsweise die Altstadt, das Gärtnerplatzvier-
tel oder die Maxvorstadt. Daneben enthält die Ka-
tegorie einzelne außerstädtische Gebiete mit hoher  
Geschäftsdichte, beispielsweise mit einer Konzen-
tration von Einkaufszentren und Einrichtungshäu-
sern. Gebiete mit niedriger Konsumintensität liegen 
zumeist dezentral im ländlicheren Raum außerhalb 
der Stadtgrenzen.

Abbildung 3 zeigt die Umsatzveränderungen 
nach Konsumintensität jeweils im Vergleich zum 
Durchschnitt des Jahres 2019. Wie in der Abbildung 
ersichtlich, verliefen die Trends im Jahr 2019 parallel, 
divergierten jedoch mit dem Beginn der Corona-Pan-
demie stark. Insbesondere in vormals umsatzstarken 
Gebieten brach der Konsum zeitweise um mehr als 
60% ein, während er in umsatzschwachen Gebieten 
sogar anstieg. Diese Trends weisen eine hohe Persis-
tenz auf: Auch seit der Aufhebung der Corona-Ein-
schränkungen im April 2022 liegt der Konsum in 
ehemals umsatzschwachen Gebieten fast 40% über 
dem Vorkrisenniveau, während der Konsum in um-
satzstarken Gebieten noch knapp 10% zurückliegt. 
Dies deutet auf eine andauernde Konsumverlagerung 
hin: In ländlichen Wohngebieten wird dauerhaft mehr 
konsumiert, während der Konsum in zentralen Berei-
chen zurückgegangen ist.

Dieses Bild wird durch eine Analyse nach Bran-
chen gestützt. Abbildung 4 zeigt die Entwicklungen 
separat für den Lebensmitteleinzelhandel, die Gas-
tronomie und Bekleidungsgeschäfte auf. Auch wenn 
diese Branchen in unterschiedlichem Ausmaß von 
2	 Eine Karte von München mit allen Stadtteilen ist unter  
https://geoportal.muenchen.de/portal/master zu finden.

ᵃ Die rote Linie zeigt den Beginn der Corona-Pandemie im März 2020 an, die grau schattierten Bereiche 
Lockdown-Perioden und die blau schattierte Periode die letzten Monate, in denen die Corona-Einschränkungen 
weitestgehend aufgehoben waren.
Quelle: Mastercard Location Insights, Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 

Veränderung der Einzelhandelsumsätze in ehemals umsatzstarken und umsatz-
schwachen Postleitzahlgebietenᵃ
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Veränderung der Einzelhandelsumsätze in ausgewählten Branchen in ehemals 
umsatzstarken und umsatzschwachen Postleitzahlgebietenᵃ 
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ᵃ Die rote Linie zeigt den Beginn der Corona-Pandemie im März 2020 an, die grau schattierten Bereiche 
Lockdown-Perioden und die blau schattierte Periode die letzten Monate, in denen die Corona-Einschränkungen 
weitestgehend aufgehoben waren.
Quelle: Mastercard Location Insights; Berechnungen des ifo Instituts.
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Pandemie-Maßnahmen betroffen waren, tritt die 
Verlagerung in vormals umsatzschwache Gebiete in 
allen Branchen auf. 

Infolge der Schließungen von Gastronomie und 
Betrieben haben sich die Ausgaben im Lebensmit-
teleinzelhandel zu Beginn der Pandemie teils ver-
doppelt. Mit der erneuten Öffnung anderer Konsum-
möglichkeiten gingen die Konsumausgaben im Le-
bensmitteleinzelhandel zwar wieder zurück, blieben 
jedoch dennoch auf einem hohen Niveau. Die deutli-
che Konsumverlagerung in vormals umsatzschwache 
Gebiete deutet darauf hin, dass Lebensmitteleinkäufe 
nun häufiger in Wohngebieten anstelle von zentralen 
Lagen am Ende des Arbeitstags getätigt werden. Die 
nur geringfügige Senkung in den vormals umsatzstar-
ken Gebieten kann auch durch eine Substitution von 
anderen Produktkategorien hin zu Lebensmitteln so-
wie durch Inflationseffekte getrieben sein.3 

3	 Zwischen 2019 und 2020 ist der Anteil von Kartenzahlungen an 
privaten Konsumausgaben vergleichsweise geringfügig von 48 auf 
52% gestiegen. Ebenso verzeichnet die Anzahl der ausgegebenen 
Karten und die Anzahl der Terminals lediglich einen geringen Anstieg 
in den Jahren 2020 und 2021. Dies lässt uns darauf schließen, dass 
die differenziellen Effekte aus unserer Studie nur wenig von der Sub-
stitution von Bar- zu Kartenzahlungen getrieben sind.

Außerhalb der Lockdown-Phasen, in denen die 
Umsätze in Bekleidungsgeschäften weitestgehend 
entfielen, ist in dieser Branche ein ähnlicher Trend 
zu beobachten. Die Verlagerung des Konsums erfolgt 
demnach nicht nur bei alltäglichen Lebensmittelein-
käufen, sondern ebenfalls bei langlebigeren Gütern, 
die traditionell häufig in Einkaufsstraßen und -zentren 
erworben werden.

Ebenso weisen die Umsätze der Gastronomie 
insbesondere im letzten Sommer und in den vergan-
genen Monaten einen deutlichen Zuwachs auf, ins-
besondere in den ehemals umsatzschwachen Post-
leitzahlgebieten. Die insgesamt hohen Zuwachsraten 
deuten auf Nachholeffekte hin: Während Umsätze in 
den vormals umsatzstarken Gebieten gegenüber 2019 
stagnieren, sind Umsätze in ehemals umsatzschwa-
chen Gebieten deutlich angestiegen. Auch Kleidungs-
stücke werden demnach häufiger in weniger zentralen 
Gebieten erworben.

Vergleichbare Trends zeigen sich ebenfalls bei ei-
ner Einteilung der innerstädtischen Gebiete auf Ba-
sis amtlicher Flächennutzungspläne. Insbesondere 
in Gebieten mit gemischter Bebauung – zumeist re-
lativ zentrale Bezirke mit Bürogebäuden, Einkaufs-
möglichkeiten und Wohnungen – sowie dedizierten 
Einkaufsstraßen brach der Konsum stark ein. Gebiete 
mit reiner Wohnbebauung verzeichneten hingegen 
einen Anstieg während der Pandemie, haben jedoch 
wieder ihr Vorkrisenniveau erreicht. Ein Teil davon 
mag jedoch von Nachholeffekten, beispielsweise in 
der Gastronomie, getrieben sein, die zu einem kurz-
fristigen Anstieg des Konsums auch in zentralen Lagen 
führen. In den vergangenen Monaten tritt eine leichte 
Konvergenz auf, Differenzen bleiben jedoch bestehen. 
Während Einkaufsstraßen wieder ihr Vorkrisenniveau 
erreicht haben, liegt der Konsum in Wohngebieten 
dauerhaft höher. Der Konsum in Gewerbegebieten sta-
gniert hingegen weiter auf einem niedrigeren Niveau. 

HOMEOFFICE ALS TREIBER DER 
KONSUMVERSCHIEBUNGEN

Ein möglicher Mechanismus hinter regionalen Konsum-
verschiebungen ist der Wechsel vieler Beschäftigten in 
das Homeoffice. Um diesen Zusammenhang näher zu 
beleuchten, berechnen wir zunächst ein lokales Maß 
für das ungenutzte Homeoffice-Potenzial. Der Wert 
gibt den Anteil der Beschäftigten an, deren Tätigkeit 
grundsätzlich im Homeoffice erledigt werden könnte, 
die aber vor der Pandemie nicht im Homeoffice ge-
arbeitet haben. Die Idee ist, dass Regionen mit ei-
nem größeren unausgeschöpften Potenzial vor dem 
Ausbruch der Pandemie einen größeren Spielraum 
für Steigerungen der Homeoffice-Quote nach dem 
Ausbruch besitzen. Abbildung 6, linke Graphik, bildet 
den linearen Zusammenhang zwischen ungenutztem  
Potenzial und dem Wachstum der Homeoffice-
Quote im Februar 2022 gegenüber dem Vorkri-
senniveau ab. Der positive und statistisch signifi-

ᵃ Die rote Linie zeigt den Beginn der Corona-Pandemie im März 2020 an, die grau schattierten Bereiche 
Lockdown-Perioden und die blau schattierte Periode die letzten Monate, in denen die Corona-Einschränkungen 
weitestgehend aufgehoben waren.
Quelle: Mastercard Location Insights, Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 
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kante Zusammenhang legt nahe, dass das Maß in 
der Tat eine hohe Vorhersagekraft für beobachtete 
Veränderungen in der Homeoffice-Nutzung dar-
stellt. Abbildung 6, rechte Graphik, stellt densel-
ben Zusammenhang anhand von Wachstumsraten  
basierend auf Wünschen der Arbeitnehmer*innen 
einerseits (in schwarz) und den Plänen der Arbeit-
geber*innen für die Zukunft andererseits (in rot) 
dar. Auch hier ist das unausgeschöpfte Potenzial 
ein guter Indikator für künftige Änderungen in der 
Homeoffice-Nutzung.

Da es keine Informationen über Veränderungen 
der tatsächlichen Homeoffice-Nutzung regional und 
im Zeitverlauf gibt, benutzen wir das unausgeschöpfte 
Potenzial als Annäherung. Abbildung 7 zeigt Trend-
linien für Postleitzahlen mit hohem, mittlerem und 
niedrigem unausgeschöpften Homeoffice-Potenzial 
an. Auffällig ist, dass die Entwicklungen bereits kurz 
nach dem Ausbruch der Pandemie und besonders 
stark ab dem Jahr 2021 divergieren. Insbesondere in 
Gebieten, die mit einem hohen Spielraum zur Steige-
rung von Homeoffice in die Pandemie gestartet sind, 
steigen die Konsumausgaben an. In Gebieten, in denen 
relativ zum Potenzial bereits mehr Leute zu Hause 
arbeiteten, ist dies weniger der Fall. Auch diese Ent-
wicklung scheint eine hohe Persistenz aufzuweisen. 
Am aktuellen Rand liegen die Konsumausgaben in Ge-
bieten, in denen ein stärkeres Homeoffice-Wachstum 
möglich war, etwa 20% über dem Vorkrisenniveau. 

Dieser Zusammenhang wird bei einer Unter-
scheidung nach Wochentagen noch deutlicher: Wäh-
rend Trends unter der Woche divergieren, beste-
hen an Samstagen keine signifikanten Differenzen. 
Eine mögliche Interpretation dieses Befundes ist, 
dass die zunehmende Homeoffice-Nutzung zu ei-
ner Verlagerung des (schnellen After-Work-)Konsums  
an Arbeitstagen führt, Innenstädte dagegen ihre At-
traktivität als Einkaufsziele an Wochenenden nicht 
verloren haben.

AUSBLICK

Was bedeuten diese Ergebnisse für die nahe Zukunft? 
Im Schnitt über die fünf Metropolregionen in unse-
rem Datensatz hinweg wünschen sich 30% der Be-
schäftigten, künftig mindestens einen Tag in der Wo-
che im Homeoffice zu arbeiten. Das wäre mehr als 
eine Verdopplung gegenüber dem Vorkrisenniveau 
(14%). Auch Unternehmen planen mit mehr Homeof-
fice, wenn auch zunächst im deutlich niedrigeren 
Umfang (16 %). Wenn sich Verhandlungen perspekti-
visch etwa in der Mitte treffen, dann würden ähnlich 
hohe Homeoffice-Quoten, wie wir sie während der 

Pandemie beobachtet haben, erreicht werden (etwa  
24% im Februar 2022). Dies lässt erwarten, dass 
sich die Konsumausgaben auch langfristig ins Inter-
net sowie in Wohnbezirke und suburbane Gebiete 
verschieben. 

Dauerhaft mehr Homeoffice, mehr Online-Shop-
ping und regionale Konsumverschiebungen – die Er-
gebnisse unserer Studie haben wichtige Auswirkungen 
für die Zukunft der Städte. Es ist davon auszugehen, 
dass insbesondere der unterwöchige Konsum in den 
Innenstädten hinter dem Vorkrisenniveau zurück-
bleiben wird. Von dieser Entwicklung am stärksten 
betroffen sind Einzelhandel und Gastronomie in zen-
tralen Lagen und dem Umfeld großer Bürokomplexe. 
Ob Geschäfte überleben, wie viel Verkehr es gibt und 
wie Gebäude genutzt werden – all das hängt davon 
ab, wie viele Menschen regelmäßig in die Stadt kom-
men. Wenn zukünftig mehr Arbeitnehmer*innen von 
zu Hause arbeiten, dann wird die Stadt der Zukunft 
deutlich dezentraler organisiert werden müssen. Die 
neue Arbeitswelt hat damit das Potenzial, das Erschei-
nungsbild der Städte grundlegend zu verändern.
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Thomas A. Fackler und Valentin Lindlacher

Wie lässt sich die Mobilität von  
Hochschulabsolvent*innen auf dem  
Arbeitsmarkt erhöhen?

Löhne und Qualifikationen werden stark davon beein-
flusst, wo Menschen aufwachsen und wo sie arbeiten 
(z.B. Mion und Naticchioni 2009; Combes et al. 2012; 
Bosquet und Overman 2019). Im Allgemeinen ist es 
schwierig, wenn nicht gar unmöglich, die Motivation 
für einen Umzug in Daten zu erkennen. Bei der Mo-
bilität von Studierenden wird die Bereitschaft (oder 
Fähigkeit) der Eltern, die Miete für ihr Kind, das eine 
Universität in einer anderen Stadt besucht, zu zahlen, 
nicht beobachtet. Außerdem wird die Entscheidung 
einer Person, zum Studieren umzuziehen, zumindest 
teilweise durch ihr Umfeld, ihren familiären Hinter-
grund und die Gegend, in der sie lebt, bestimmt. Da-
her müssen Forschungsarbeiten, die die Auswirkungen 
von Mobilität untersuchen, Probleme der umgekehrten 
Kausalität und der Selektion berücksichtigen.

Unsere Studie untersucht, wie die regionale Mo-
bilität für die erste Arbeitsstelle durch eine frühere 
Umzugserfahrung beeinflusst wird.1 Dabei wird der 
Einfluss, den die Entscheidung für eine Hochschule 
in der Nähe des Schulorts oder in einer anderen Ar-
beitsmarktregion auf die Mobilität nach dem Hoch-
schulabschluss hat, geprüft. Die Datenbasis bilden 
Schulabgänger*innen aus Münchner Vororten.2 
1	 Die Studie bezieht sich auf den Artikel von Ehrenfried et al. (2022), 
der im Journal Regional Studies veröffentlicht wurde.
2	 Im gesamten Text beziehen wir uns auf Schulen, an denen eine 
(Fach-)Hochschulreife erworben werden kann, und deren Absol-
vent*innen.

Die berufliche Laufbahn und das Lebenseinkom-
men von Hochschulabsolvent*innen wird nachhaltig 
durch die Entscheidung beeinflusst, in welcher Region 
sie in den Arbeitsmarkt eintreten. Durch ihre Auswir-
kungen auf spätere Umzüge kann die Mobilität nach 
dem Schulabschluss also langfristige Folgen für die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung einer Region 
haben, die weit über die Ausgaben der Studierenden 
hinausgehen (Carrascal Incera et al. 2021).

In den meisten Ländern findet die Abwanderung 
tendenziell von ländlichen Gebieten in größere Bal-
lungsräume statt. In Deutschland ist die Wirtschafts
tätigkeit jedoch stärker dezentralisiert als in anderen 
Ländern. Sogenannte Hidden Champions, Unterneh-
men mit bedeutendem Marktanteil, die in ländlicheren 
Regionen angesiedelt sind, machen einen großen Teil 
der Wirtschaft aus. Da deutsche Arbeitnehmer*innen 
im internationalen Vergleich im Allgemeinen weniger 
mobil sind und hochqualifizierte Arbeitskräfte auch 
außerhalb der Ballungsräume gefragt sind, ist es be-
sonders wichtig, die Mobilität Studierender zu fördern 
und dafür zu sorgen, dass Hochschulabsolvent*innen 
aus den Ballungsräumen auch in kleinere Gemeinden 
ziehen.

BAYERISCHES ABSOLVENTENPANEL

Um die Entscheidung für einen Hochschulwechsel und 
die Wahl des Studienortes als Determinante der frü-
hen regionalen beruflichen Mobilität zu untersuchen, 
wird das Bayerische Absolventenpanel (BGP), eine Be-
fragung von Absolvent*innen bayerischer Hochschu-
len, genutzt. Das BGP wird vom Bayerischen Staatsin-
stitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung 
(IHF) durchgeführt und konzentriert sich auf den Über-
gang von der Hochschule in den Arbeitsmarkt. Ziel ist 
es, alle bayerischen Hochschulen und alle Studienfä-
cher zu erfassen. Die Erhebung wird etwa alle zwei 
bis drei Jahre durchgeführt, wobei die erste Kohorte 
2003/2004 und die vierte und letzte 2013/2014 befragt 
wurden. Die papierbasierten Fragebögen werden von 
den Hochschulen an die jeweiligen Absolvent*innen 
verschickt und anschließend vom IHF gesammelt und 
ausgewertet. In dieser Studie wird die erste Welle des 
BGP verwendet und sich auf die beiden Abschlussko-
horten 2005/2006 und 2009/2010 konzentriert. 

Welche Auswirkung hat Mobilität nach dem Schulabschluss 
auf die spätere Mobilität der Schulabgänger*innen aus der Ar-
beitsmarktregion München? Frühe Mobilität führt zu einem 
beträchtlichen Anstieg der späteren Arbeitsmobilität, was Aus-
wirkungen auf die Arbeitsmarkteffizienz und verteilungspoli-
tische Belange hat. So steigt mit jedem Kilometer Entfernung 
zum Stadtzentrum die Wahrscheinlichkeit, zum Studium umzu-
ziehen, um 2 Prozentpunkte. Im Vergleich zu jemandem, der in 
der gleichen Arbeitsmarktregion zur Schule gegangen ist und 
studiert hat, macht ein erster Umzug für das Studium einen 
späteren Umzug zum Berufseinstieg dreimal so wahrscheinlich.

IN KÜRZE
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In der Erhebung werden die Hochschulabsol-
vent*innen nach ihrem Studiengang, ihrer ersten 
Arbeitsstelle, sozioökonomischen Indikatoren so-
wie danach gefragt, wann und wo sie ihr Abitur ge-
macht haben. Ein besonderes Merkmal des BGP ist 
die Möglichkeit, die Befragten auf einer granularen 
Ebene räumlich zu verfolgen, da Hochschulabsol-
vent*innen die Postleitzahl der Hochschule, an der 
sie ihren Abschluss gemacht haben, den Namen der 
Hochschule und die Postleitzahl ihrer ersten Arbeits-
stelle angeben.

Die Lage aller bayerischen Hochschulen ist in Ab-
bildung 1 dargestellt. Sie verdeutlicht die hohe Dichte 
an Hochschulen in Bayern und zeigt, dass die Studie-
renden in Bayern eine große Auswahl an Hochschulen 
haben.

KONZEPTIONELLER RAHMEN UND METHODIK

Ein Hindernis für eine unverzerrte Schätzung ist die 
Tatsache, dass Schüler*innen von ihrer Umgebung 
beeinflusst werden könnten. Daher umfasst die Stich-
probe vergleichbare Schüler*innen, die aus den Vor-
orten Münchens stammen. Das Stadtrandgebiet ist 
anhand der Entfernung der Schule zum Stadtzent-
rum (Marienplatz) definiert. Das Vorstadtgebiet wird 
als ein »Donut« mit einem inneren Radius von 15 km 
und einem äußeren Radius von 30 km definiert. In 
München beträgt die durchschnittliche Entfernung 
zwischen dem Stadtzentrum und der Endhaltestelle 
einer S-Bahn 39 km, während diese Entfernung bei 
U-Bahnlinien 11 km beträgt. Durch die Festlegung 
des inneren Kreises auf 15 km wird sichergestellt, 
dass die betrachteten Personen weit genug von den 
Endhaltestellen der U-Bahn, die gewissermaßen die 
Stadtgrenzen bilden, entfernt sind, so dass sie zu-
sätzliche Verkehrsmittel benutzen müssen, um in die 
Stadt zu gelangen. Gleichzeitig wird durch die Festle-
gung von 30 km als Außengrenze sichergestellt, dass 
alle Personen innerhalb des Kreises in einem Gebiet 
mit einem ähnlichen Urbanisierungsgrad leben. Schü-
ler*innen, die in einem Gebiet zwischen 15 und 30 km 
vom Stadtzentrum entfernt wohnen, befinden sich in 
ähnlicher Nähe zu einer S-Bahnhaltestelle und haben 
somit eine gleich gute Anbindung an das Zentrum und 
die Münchner Hochschulen.

Abbildung 2 zeigt die Arbeitsmarktregion Mün-
chen im Hintergrund, die für die Analyse von Interesse 
ist. Die Linien spiegeln die Landkreisgrenzen wider. 
Jeder Punkt steht für eine Schule. Die hellblauen 
Punkte sind Teil des Donuts und daher in der Stich-
probe enthalten. Die hellblaue Fläche ist die konvexe 
Hülle dieser Gymnasien und veranschaulicht grob den 
Donut. Die roten Punkte sind Schulen, die nicht in 
die Analyse einbezogen wurden, weil sie entweder zu 
nahe am Stadtzentrum liegen oder zu weit davon ent-
fernt sind. Der graue Bereich ist die konvexe Hülle der 
Vorort-S-Bahn-Haltestellen. Die dunkelblaue Fläche ist 
die konvexe Hülle der U-Bahnstationen.

Umzüge werden anhand des Standorts der 
Schule, der gewählten Hochschule und der ersten 
Arbeitsstelle definiert. Ein Umzug wird als Änderung 
der Arbeitsmarktregion zwischen zwei Zeitpunkten 
kodiert. Schulabsolvent*innen sind »umgezogen für 
die Hochschule«, wenn sie nicht an einer Münchner 
Hochschule eingeschrieben sind. Analog dazu sind 
Absolvent*innen definiert als »für die Arbeit umgezo-
gen«, wenn der erste Wohnsitz nach dem Hochschul-
abschluss in einer anderen Arbeitsmarktregion als 
die Hochschule und nicht in München liegt. Die Ana-
lyse betrachtet sowohl den Zusammenhang zwischen 
der Distanz zur nächstgelegenen Hochschule und der 
Entscheidung, für ein Studium umzuziehen, als auch 
die Frage, wie diese Entscheidung die Entscheidung 
beeinflusst, nach dem Studium ein weiteres Mal für 
die erste Arbeitsstelle umzuziehen. Während die erste 
Entscheidung in einem linearen Regressionsmodell 
geschätzt wird, wird die zweite mit Hilfe eines zwei
stufigen Modells geschätzt, in dem die erste Entschei-
dung berücksichtigt wird. Dafür wird ein Probit-Modell 
verwendet, das Wahrscheinlichkeiten ausgibt.

Die Pendeldistanz zur Hochschule ist für das Vor-
haben, für die Hochschule umzuziehen, wichtig. Sie 

Abb. 1

Übersicht über alle bayerischen Städte mit einer (Fach-)Hochschuleª

ª In dieser Karte von Bayern mit Kreisgrenzen sind alle Städte mit einer (Fach-)Hochschule genannt und mit einem Stern 
gekennzeichnet. Jede (Fach-)Hochschule ist mit einem Punkt dargestellt. 
Die Arbeitsmarktregion von München ist hervorgehoben.
Quelle: Darstellung der Autoren. © ifo Institut
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ª Schulen werden als Punkte dargestellt. Hellblaue Punkte sind Teil des Donuts, während rote Punkte im inneren 
Kreis oder außerhalb des Donuts liegen. Der hellblaue Bereich ist die konvexe Hülle der hellblau gekennzeichneten 
Schulen. Die innere blaue Fläche ist die konvexe Hülle der U-Bahn-Stationen, die äußere blaue Fläche ist die konvexe 
Hülle der S-Bahn-Haltestellen, und der Hintergrund stellt die Arbeitsmarktregion München dar, wobei die Linien die 
Landkreise innerhalb der Arbeitsmarktregion zeigen.
Quelle: Darstellung der Autoren.
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wird durch die Abwägung zwischen den Kosten und 
dem Nutzen eines Umzugs bestimmt. Während die 
Kosten des Bleibens mit zunehmender Entfernung 
aufgrund längerer Pendelzeiten und höherer Preise 
für (öffentliche) Verkehrsmittel steigen, werden die 
Kosten des Umzugs von der Entfernung nicht beein-
flusst. Daher ist ein positiver Zusammenhang von der 
Entfernung zur Hochschule und der Entscheidung, für 
die Hochschule umzuziehen, zu erwarten.

Es gibt eine Vielzahl von Gründen für (Fach-)Abi-
turient*innen, zu Studienbeginn umzuziehen. Neben 
intrinsischer Motivation, das Leben an einem neuen 
Ort kennenzulernen, kann es sein, dass sie umziehen 
müssen, wenn sie in einer Region ohne Hochschule 
leben oder wenn das Wunschfach an ihrer Heima-
thochschule nicht angeboten wird. Weitere Gründe 
betreffen die Attraktivität des Arbeitsmarktes in einer 
anderen Region oder das persönliche Umfeld sowie 
die Beziehungen zu Familie und Freunden. Der letzt-
genannte Grund könnte auch eine Hürde darstellen, 
wegzuziehen, da soziale Bindungen in der Herkunfts-
region wertvoll sind und im Fall eines Wegzugs mit der 
Zeit schwächer werden. Zusätzlich könnten finanzielle 
Einschränkungen eine Rolle spielen, da es billiger ist, 
während des Studiums bei den Eltern zu wohnen.

Der zweite Umzug, der Übergang von der Hoch-
schule zur ersten Arbeitsstelle, wird wesentlich von 
Erfahrungen während der Studienzeit bestimmt, ins-
besondere wenn neue Erfahrungen durch den ersten 
Umzug gewonnen wurden. Wenn Hochschulabsol-
vent*innen das Leben an einem neuen Ort als etwas 
Positives erleben, sind sie möglicherweise bereit, er-
neut umzuziehen, da sie wissen, dass sie sich leicht 
in einer neuen Umgebung zurechtfinden. Wenn sie 
jedoch noch nie umgezogen sind, könnten sie einer 
neuen Region eher skeptischer gegenüberstehen.

Darüber hinaus werden Studierende, die nach 
dem Schulabschluss für die Hochschule umgezogen 
sind, nach ihrem Studium wahrscheinlich schwächere 
soziale Bindungen und ortsspezifisches Sozialkapital 
in ihrer Hochschulstadt haben als diejenigen, die dort 
zur Hochschule gegangen sind, wo sie aufgewachsen 
sind. Gleichzeitig sind die Bindungen zum Heimat-
ort bei Studierenden, die an den Ort der Hochschule 

gezogen sind, möglicherweise im Laufe der Jahre 
schwächer geworden. Somit kann ein erster Umzug 
einen späteren Umzug weniger »kostspielig« machen, 
weil weniger Sozialkapital aufgegeben werden muss, 
wodurch ebenfalls frühe Mobilität später zu höherer 
Mobilität führt.

ERGEBNISSE

Es zeigt sich, dass je weiter ein Gymnasium von einer 
Münchner Hochschule entfernt ist, desto wahrschein-
licher ist es, dass seine Absolvent*innen zum Studium 
in eine andere Arbeitsmarktregion wechseln. Dabei 
ist zu beachten, dass nur kleine Veränderungen in 
der Entfernung zur Hochschule ausgenutzt werden. 
Anschließend erhöht die Entscheidung, sich an ei-
ner anderen Hochschule einzuschreiben, die Wahr-
scheinlichkeit, für den ersten Arbeitsplatz nach dem 
Abschluss erneut in eine dritte Arbeitsmarktregion 
zu wechseln. Das zeigt, dass die Arbeitskräftemobili-
tät hochqualifizierter Arbeitnehmer*innen durch eine 
relativ frühe Mobilitätsentscheidung geprägt ist und 
kleine anfängliche Unterschiede später große Auswir-
kungen haben können.

Die ersten beiden Spalten von Tabelle 1 zeigen die 
Auswirkung der Distanz zur nächstgelegenen Hoch-
schule auf einen möglichen Umzug für das Studium. 
Mit jedem weiteren Kilometer von der Hochschule er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit, zum Studieren um-
zuziehen, um knapp 2 Prozentpunkte. Folglich hat 
jemand, der 30 km von der nächstgelegenen Hoch-
schule seinen Schulabschluss gemacht hat, eine knapp  
30 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, zum 
Studieren umzuziehen, als jemand, der nur 15 km von 
der nächstgelegenen Hochschule entfernt zur Schule 
gegangen ist.

In Tabelle 1 zeigen wiederum Spalte 3 und 4, 
wie sich ein Umzug zum Studium auf spätere Mobi-
lität für den ersten Beruf auswirkt. Für jemanden, 
der zum Studieren umgezogen ist, ist es knapp drei-
mal so wahrscheinlich, für den ersten Beruf erneut 
umzuziehen.

Während es sich bei der Regressionsanalyse der 
ersten beiden Spalten um ein lineares Modell handelt, 

Tab. 1

Umzug für das Studium und Arbeitsmobilität

(1) (2) (3) (4)

Umzug für das Studium Arbeitsumzug

Distanz zur nächstgelegenen Hochschule 0,0182*** 0,0187***

(0,00577) (0,00577)

Umzug für das Studium     2,988***      2,899***

(0,452) (0,494)

Kreis FE x x x x

Kontrollen (Eltern) x x

Beobachtungen 320 320 320 320

Anmerkung: Standardabweichung in Klammern, * p <  0,1, ** p < 0,05, *** p < 0,01.

Quelle: Berechnungen der Autoren.
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ist die Schätzung aus den Spalten 3 und 4 ein zwei-
stufiges Probit-Modell zur Schätzung des kausalen 
Zusammenhangs zwischen zwei dichotomen Varia-
blen. In beiden Fällen wird einmal nur für den Kreis 
der Schule kontrolliert und einmal mit zusätzlichen 
Kontrollen für elterliche Herkunft.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die regionale Wirtschaftsentwicklung und die Wirk-
samkeit der Standortpolitik hängen entscheidend 
von der Mobilität hochqualifizierter Arbeitskräfte 
ab. In der Untersuchung wird die Entscheidung für 
oder gegen einen Umzug zu Studienbeginn als eine 
Determinante für die frühe regionale Arbeitsplatz-
mobilität analysiert. Sie ermittelt die Auswirkungen 
der Entscheidung, die Heimatarbeitsmarktregion zu 
verlassen, um anderswo zu studieren, auf die spätere 
berufliche Mobilität. Die Ergebnisse zeigen, dass die-
jenigen, die für ein Studium in eine andere Arbeits-
marktregion ziehen, beim Eintritt in den Arbeitsmarkt 
deutlich mobiler sind.

Das Verständnis der Determinanten der Mobilität 
von Hochschulabsolvent*innen hat politische Impli-
kationen. Erstens kann die Erhöhung der Mobilität 
sowohl aus Gründen der Arbeitsmarkteffizienz als 
auch aus Verteilungsgesichtspunkten ein politisches 
Ziel sein. Die Erhöhung der Mobilität von Arbeitneh-
mer*innen kann den Arbeitsmarkt verbessern, indem 
sowohl die Zahl potenzieller Arbeitnehmer*innen 
für Unternehmen als auch die Zahl der geeigneten 
Stellen für Arbeitsuchende erhöht wird. Fahr und 
Sunde (2006) beispielsweise legen Belege für die Be-
deutung räumlicher Abhängigkeiten und des Mobi-
litätsgrads der Arbeitnehmer*innen für die Effizienz 
des Job-Matching-Prozesses vor. Wenn die Mobilität 
außerhalb einer großen Agglomeration beeinflusst 
wird, wie in diesem Fall, kann sie auch ein politi-
sches Instrument zur Verringerung regionaler Dispa-
ritäten sein. Zweitens bestimmt die Mobilität, welche 
Arbeitsmarktregionen profitieren oder verlieren und 
auf welcher Ebene der Verwaltung Maßnahmen ergrif-
fen werden sollten. Drittens könnten Maßnahmen zur 
Erhöhung der Zahl hochqualifizierter Arbeitskräfte 
in einer Region (anstatt zur Erhöhung der Mobilität 
zwischen Regionen), wirksamer sein, wenn sie darauf 
abzielen, Studierende vor Ort zu halten, anstatt zu 
versuchen, Hochschulabsolvent*innen von anderswo 
anzuziehen. Die Schaffung von Möglichkeiten für orts-
ansässige Studierende kann gesellschaftlich optimal 

sein, wenn die Mobilität mit erheblichen (aber schwer 
zu quantifizierenden) Kosten für jede Einzelne verbun-
den ist, wie z.B. geopferte soziale Bindungen. Daher 
ist ein besseres Verständnis der Mobilität von Hoch-
schulabsolvent*innen von entscheidender Bedeutung 
für eine erfolgreiche standortbezogene Politik, die 
darauf abzielt, wirtschaftlich schwächere Regionen zu 
stärken und die natürlichen Vorteile von Ballungsräu-
men auszugleichen (Kline und Moretti 2014).

Die Studie zeigt, dass die Mobilität von Schulab-
gänger*innen bei Studienbeginn ein starker Hebel ist, 
um die zukünftige Mobilität zu beeinflussen. Einerseits 
könnten die politischen Entscheidungsträger*innen 
Anreize für Studierende schaffen, zum Studieren aus 
dem größten Ballungsraum des Landes wegzuziehen, 
um die regionalen Disparitäten zu verringern. Dies 
könnte die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass sie in 
Zukunft zur lokalen Entwicklung in anderen Regio-
nen beitragen. Eine Erhöhung der interregionalen 
Arbeitskräftemobilität könnte im Allgemeinen auch 
der Arbeitsmarkteffizienz insgesamt zugutekommen. 
Wenn andererseits davon ausgegangen wird, dass Wis-
sensarbeiter*innen in größeren Ballungsräumen pro-
duktiver sind (z.B. Moretti 2021), könnte es effizient 
(und im eigenen Interesse des Ballungsraums) sein, 
Maßnahmen zur Bindung von Talenten durchzufüh-
ren. Dies könnte dadurch erreicht werden, dass die  
Abwanderung von Schulabgänger*innen durch sub-
ventionierte Wohnheime oder Fahrkarten für öffent-
liche Verkehrsmittel verhindert wird.
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Human Resources zwischen  
Energie- und Coronakrise: Das  
Maßnahmenpaket der Unternehmen

Unternehmen stehen derzeit vor einer noch nie da-
gewesenen konjunkturellen Situation: Eine hohe 
(Planungs-)Unsicherheit, steigende Preise oder der 
Fachkräftemangel sind gerade einmal die Spitze 
des Eisberges. Die Sonderfragen des dritten Quar-
tals 2022 drehen sich um die aktuellen Geschehnisse 
rund um die Energiekrise und den damit verbunde-
nen Belastungen für Unternehmen und Belegschaft. 
Sektorenübergreifend klagen die Unternehmen der-
zeit über mittlere bis hohe Belastungen durch die 
Energiekrise. Abbildung 1 gibt einen Überblick dar-
über, wie diese Beeinträchtigungen konkret ausse-
hen und sich auswirken. Die größten Sorgen bereiten 
die steigenden Kosten, dicht gefolgt von fehlender 
bzw. schwieriger Planbarkeit. Nach Wirtschaftsbe-
reichen aufgeschlüsselt ist das Verarbeitende Ge-
werbe in dieser Hinsicht am stärksten betroffen: 
72% sprechen von einer hohen Belastung, weitere 
25% von einer mittleren. Mit steigenden Kosten muss 

aber allerorts gekämpft werden: Im Durchschnitt al-
ler befragten Unternehmen sehen sich 62% stark 
und 32% mittelmäßig damit konfrontiert. Die schwie-
rige konjunkturelle Lage wirkt sich allerdings nicht nur 
auf die Geschäftslage der Unternehmen aus, sondern 
auch auf die Stimmung der Angestellten. Gut ein Vier-
tel der befragten Human-Resources-Manager*innen 
(HR) sehen eine entsprechend starke Belastung für die 
Belegschaft, weitere 53% sprechen von einer mittleren 
Belastungsprobe.

ENERGIE-NOTFALLPLAN

Die Unsicherheit in der deutschen Wirtschaft, insbe-
sondere im Verarbeitenden Gewerbe, stieg im Jahres-
verlauf deutlich an. Die Inflation als Folge des Ukrai-
ne-Krieges und der Pandemie stellt Unternehmen vor 
enorme Hürden. Ein Ausbleiben der russischen Gas-
lieferungen hat fatale Konsequenzen. Wie gravierend 
diese ausfallen werden, hängt vor allem von weiteren 
Lieferungen und deren Umfang ab. Zwar kündigte die 
Politik Finanzhilfen zur Unterstützung an, die Sorgen 
der Unternehmen um ihre Energieversorgung werden 
aber immer größer. Unternehmen, deren Strom- und 
Gasverträge auslaufen, erhalten im denkbar schlech-
testen Fall keine weitere Versorgung mehr. Denn an-
ders als bei privaten Haushalten sind die Versorger 
gewerblicher Kunden nicht an ein Fortführen von 
Strom- und Gaslieferungen gebunden. Somit ist es 
auch entscheidend, inwieweit der Gasanteil von pri-
vaten Haushalten und Unternehmen gesenkt werden 
kann und zu welchem Grad sich Firmen darauf bereits 
vorbereitet haben. 

Wie Abbildung 2 zeigt, hat fast jedes dritte be-
fragte Unternehmen bereits einen Notfallplan für 
das Eintreten eines Energieengpasses. Jedoch ist ein 
sehr heterogenes Antwortverhalten abhängig vom 
Wirtschaftsbereich und der Unternehmensgröße zu 
beobachten. Als der wohl am stärksten betroffene 
Wirtschaftsbereich gilt das Verarbeitende Gewerbe, 
insbesondere solche Branchen, die als energieinten-
siv gelten. Die Industrie ist in Deutschland neben den 
privaten Haushalten und dem Verkehrssektor der 
wichtigste Endverbraucher von Energie. Erdgas ist 
dabei der wichtigste Energieträger der Industrie und 
nimmt dabei fast ein Drittel des industriellen Ener-

Das ifo Institut befragt im Auftrag von Randstad Deutschland 
quartalsweise über 1 000 deutsche Personalverantwortliche. Im 
dritten Quartal befasste sich die Umfrage mit den personalpo-
litischen Maßnahmen während der Energie- und Coronakrise. 
Die derzeitigen Belastungen der Unternehmen sind groß. Vor 
allem ist nicht absehbar, wann Besserung eintreten wird. Stei-
gende Kosten sind dabei die größte Belastung für die Unterneh-
men, dicht gefolgt von fehlender Planbarkeit. Mit Blick auf den 
Winter müssen sich die Unternehmen zunehmend Gedanken 
machen, wie sie mit einer drohenden Energieknappheit umge-
hen werden. Dabei hat bereits knapp jedes dritte Unternehmen 
einen Energie-Notfallplan, im Industriesektor trifft dies sogar 
auf jede zweite Firma zu. Zentrale Punkte eines Notfallplans 
umfassen die Senkung der Gebäudetemperatur und den Abbau 
von Überstunden und Urlaub. Personalreduzierung wird trotz 
pessimistischer Geschäftsaussichten kaum in Betracht gezo-
gen. Gegen eine weitere Coronawelle bereiten sich Unterneh-
men insbesondere mit gratis Corona-Tests, einem vermehrten 
Homeoffice-Angebot und einem Besuchermanagement vor.
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gieverbrauchs ein. Zudem wird es auch als Rohstoff 
eingesetzt. Somit ist es nicht verwunderlich, dass die 
Industrie überdurchschnittlich oft bereits Vorkehrun-
gen getroffen hat.1 Während sich in Industriebetrie-
ben bereits 43% der Befragten auf einen Energieeng-
pass vorbereitet haben, sind es im Handel lediglich  
17%. Differenziert nach Betriebsgröße, ist zu beob-
achten, dass sich ein Großteil der Großunternehmen 
(60%) mit entsprechenden Gegenstrategien befasst 
hat. Die Anzahl der Firmen mit entsprechenden Vor-
kehrungen sinkt mit der Unternehmensgröße.

Zu den wahrscheinlichsten Maßnahmen eines 
Notfallplans gehören die Senkung der Gebäudetem-
peratur (hoch: 29%, mittel: 39%), der Überstunden- 
(hoch: 34%, mittel: 28%) und der Urlaubsabbau (hoch: 
27%, mittel: 30%). Auch ein vermehrtes Homeoffice 
Angebot wird von der Mehrheit der befragten Un-
ternehmen in Betracht gezogen (hoch: 22%, mittel: 
31%), gefolgt von der Möglichkeit, Mitarbeitende in 
Kurzarbeit zu schicken (hoch: 22%, mittel: 20%). Als 
am wenigsten wahrscheinlich wird die Einschränkung 
der Geschäftstätigkeit (z.B. durch die Drosselung der 
Produktion, eines geringeren Dienstleistungsangebots 
oder einer Verkürzung von Servicezeiten) gesehen. 
Sehr häufig wird nicht (31%) bzw. kaum (30%) mit 
dieser Maßnahme geplant. Hinsichtlich des akuten 
und sich weiterhin verschärfenden Fachkräfteman-
gels wird flächendeckend von einer Reduzierung des 
Personals abgesehen – jeweils 37% sehen dies als 
unwahrscheinlich oder als kaum wahrscheinlich an.

ENERGIEEINSPARUNG VOR ALLEM IN DER  
INDUSTRIE RELEVANT

Mit Blick auf die Wirtschaftssektoren zeigt sich – ähn-
lich wie bereits bei der Existenz eines Notfallplans in 
Abbildung 2, dass die Industrieunternehmen aufgrund 
ihrer höheren Betroffenheit den einzelnen Maßnah-
men eine sehr viel höhere Relevanz beimessen als die 
anderen Wirtschaftssektoren. Abbildung 3 verdeutlicht 
die Wahrscheinlichkeit der einzelnen Maßnahmen aus 
Sicht der befragten Industriebetriebe. In erster Linie 
wird auf den Abbau von Überstunden und Urlaub so-
wie auf die Senkung der Gebäudetemperatur gesetzt. 
Hinsichtlich der Unternehmensgröße gibt es nur ge-
ringe Unterschiede, mit Ausnahme des vermehrten 
Homeoffice-Angebots: Während bei Großunternehmen 
(> 500 Beschäftigte) nahezu jeder Betrieb dies in Be-
tracht zieht, so sind es bei kleineren Firmen gerade 
einmal knapp ein Drittel der Unternehmen.

Die Verantwortlichkeit der Ausarbeitung eines 
potenziellen Notfallplans liegt in nahezu allen Un-
ternehmen bei der Geschäftsleitung (97%). Zusätzlich 
daran beteiligt sind sowohl zu 22% die HR-Abteilung 
als auch in 13% der Fälle der Betriebsrat. Das Hin-
1	 Ausführliche Informationen zur Bedeutung der energieintensiven 
Industriezweige unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Bran-
chen-Unternehmen/Industrie-Verarbeitendes-Gewerbe/produktions-
index-energieintensive-branchen.html, aufgerufen am 15. Septem-
ber 2022.

zuziehen der beiden letztgenannten Personenkreise 
steigt mit der Unternehmensgröße an, so dass in je-
dem zweiten Großunternehmen auch die HR-Verant-
wortlichen sowie in jedem dritten Unternehmen mit 
mindestens 500 Beschäftigten der Betriebsrat bei 
der Ausarbeitung dieses Notfallplans hinzugezogen 
wird. Das Facility- bzw. Gebäudemanagement ist in 
7% der Industriebetriebe an der Ausarbeitung des 
Notfallplans beteiligt, in anderen Wirtschaftsberei-
chen wurde dieser Personenkreis seltener genannt. 
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BETRIEBLICHE EINSCHRÄNKUNGEN  
DURCH DEN NOTFALLPLAN

Bei Eintreten eines solchen Notfallplans geht gut jedes 
fünfte der befragten Unternehmen davon aus, dass es 
dadurch zu starken Einschränkungen der betrieblichen 
Tätigkeit kommen wird (22%, vgl. Abb. 4). Im Industrie-
sektor ist der Anteil mit gut einem Viertel etwas höher 
(27%), im Handel dafür etwas niedriger (16%). Insge-
samt betrachtet wird am häufigsten mit mittleren Ein-
schränkungen gerechnet. Von geringen Beschränkun-
gen ist überwiegend im Handel die Rede. Aufgegliedert 
nach Unternehmensgröße, erwarten Großunternehmen 
häufiger mittlere (54%) bis starke (16%) Belastungen 
durch einen Notfallplan. Im Vergleich dazu trifft dies 
in 33% bzw. 25% der Fälle auf kleine Unternehmen mit 
weniger als 50 Angestellten zu.

CORONA-SCHUTZMASSNAHMEN IN  
FAST JEDEM UNTERNEHMEN GEPLANT

Neben den wachsenden Sorgen hinsichtlich des 
Energiebedarfs kehren auch erneute Befürchtungen 
hinsichtlich einer weiteren Coronawelle zurück. Die 
bundesweiten Schutzmaßnahmen der Bundesregie-
rung ab dem 1. Oktober 2022 sehen zwar keine Lock-
downs mehr vor, sondern eine Masken- und Testnach-
weispflicht. Nichtdestotrotz ist es für Unternehmen 
wichtig, entsprechende Maßnahmen zu planen. Fast 
alle befragten HR-Verantwortlichen treffen diesbe-
züglich Vorkehrungen (88%), und in allen befragten 
Großunternehmen werden entsprechende Schutz-
vorkehrungen vorbereitet. Mit abnehmender Unter-
nehmensgröße steigt die Anzahl noch unvorbereite-
ter Firmen etwas an, 21% der Firmen mit weniger als  
50 Beschäftigten planen derzeit mit keinen entspre-
chenden Maßnahmen. Im Kommentar wurde aller-
dings auch angegeben, dass Corona-Handlungsan-
weisungen in den vergangenen zwei Jahren ununter-
brochen galten bzw. am bestehenden Hygienekonzept 
festgehalten wird.

Zu den populärsten Maßnahmen gehören gratis 
Corona-Tests und ein vermehrtes Homeoffice-Ange-
bote (vgl. Abb. 5). Bei letzterem zeigt sich jedoch ein 
sehr heterogenes Bild, wenn die zugrunde liegenden 
Unternehmensgrößen betrachtet werden: Betriebe 
mit weniger als 50 Angestellten bieten dies lediglich 
in knapp jedem zweiten Fall an (49%). Dieses Angebot 
steigt allerdings sukzessive mit der Mitarbeiteranzahl 
an (50−249: 73%, 250−499: 90%, ab 500: 93%). Auch 
in Handelsbetrieben wird Homeoffice als Corona- 
Vorkehrung nur in 48% der Fälle angeboten. Ein Besu-
chermanagement und Impfangebote gelten ebenfalls 
als sehr beliebte Maßnahmen der befragten Teilneh-
menden. Hingegen finden spezielle Schulungen für 
digitale Homeoffice-Tools sowie eine Software für die 
Bürobelegung nur wenig Anwendung. Zu den sonsti-
gen Maßnahmen zählen größtenteils die (FFP2-)Mas-
kenpflicht, die AHA-Regel und das bereits bestehende 
Hygienekonzept. Außerdem soll gegebenenfalls wieder 
häufiger im Schichtbetrieb gearbeitet werden, um Kon-
takte zu reduzieren. Alles in allem zeigen die Umfrage-
ergebnisse, dass die Coronakrise durch die Energiekrise 
wesentlich in den Hintergrund gerückt ist, aber durch-
aus noch auf der Agenda der Unternehmen steht. Die 
Angst vor fehlende Gaslieferungen und die steigende 
Inflation sind jedoch Haupttreiber der schlechten Stim-
mung, insbesondere im Verarbeitendem Gewerbe.
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Die Weltkonjunktur befindet sich im Abschwung. Der 
im Februar dieses Jahres ausgebrochene Krieg ge-
gen die Ukraine und die westlichen Sanktionen gegen 
Russland haben die Teuerung für Energierohstoffe 
nochmals angeheizt, und Europa, wo die versiegenden 
Gaslieferungen aus Russland nur zu einem kleinen 
Teil ersetzt werden können, hat mittlerweile mit einer 
Energiekrise zu kämpfen. Hohe Inflationsraten haben 
die US-Notenbank und viele weitere Zentralbanken 
veranlasst, ihre Geldpolitik entschieden zu straffen. 
In China veranlasst die strikte Null-Covid-Strategie 
die Regierung immer wieder dazu, wirtschaftliche Ak-
tivitäten durch Lockdowns zu unterbinden. Zudem 
schwelt in China eine Immobilienkrise, die den Bau-
sektor und das Finanzsystem des Landes belastet. 
Die sich abschwächende weltweite Nachfrage dürfte 
zu einem Nachgeben der Preise von Industriegütern 
und einer allmählichen Entspannung der globalen 
Lieferkettenprobleme beitragen. Das Abarbeiten be-
stehender Aufträge stützt allerdings zunächst noch 
die Konjunktur.

Die sich abschwächende Weltkonjunktur zeigt sich 
auch in nachgebenden Notierungen von Erdöl, Indus-
trierohstoffen und Nahrungsmitteln. Ein Sonderfall 
ist die Gasknappheit in der Europäischen Union und 
in Großbritannien. Hier stiegen die Großhandelspreise 
für Erdgas schon seit Sommer 2021. Mit Ausbruch des 
Kriegs in der Ukraine und insbesondere seit Russland 
im Juni seine Gasausfuhren nach Europa zurückzu-
fahren begann, stiegen die Gaspreise in bislang un-
gekannte Höhen. Import- und Endverbraucherpreise 
hinken den Großhandelspreisen beträchtlich hinter-
her, trotzdem zeichnet sich schon jetzt ein erheblicher 
Schock auf die Terms of Trade, die Handelsbilanz, die 
Verbraucherpreise und die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie ab.

AUFWÄRTSTREND DER PREISE UNGEBROCHEN

Die Aufwärtsdynamik bei den Preisen ist in Europa 
bisher ungebrochen. So stieg die Inflation im Euro-
raum in den vergangenen Monaten kräftig und lag 
im August bei über 9%. Während im Euroraum die 
Preise von Energie und Nahrungsmitteln im Frühjahr 
und Sommer zwei Drittel zum Anstieg der Verbrau-

cherpreise beitrugen, stiegen in den USA im Vorjahr 
zunächst vor allem die Preise für Industriegüter. Et-
was verzögert schlug sich die hohe Inflation dann 
auch im Dienstleistungsbereich nieder, wohingegen 
die Energie- und Nahrungsmittelpreise gegenwärtig 
etwas weniger als die Hälfte der Inflation ausmachen. 
Insgesamt ging die US-Inflation im Juli und im August 
leicht zurück.

Die hohe Inflationsdynamik bringt die Geldpolitik 
weltweit in Zugzwang. So hob die US-Notenbank seit 
März 2022 den Leitzins in mehreren großen Schritten 
an. Weitere Zinssteigerungen sind angekündigt. Die 
Institute erwarten, dass der Leitzins mit 4% Anfang 
2023 seinen Höhepunkt erreichen wird. Im Sommer 
begann die Europäische Zentralbank mit Leitzinserhö-
hungen. Für den Herbst ist mit weiteren Zinsschritten 
zu rechnen. Dagegen senkte die chinesische Noten-

Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose

Energiekrise: Inflation, Rezession, 
Wohlstandsverlust
Kurzfassung der Gemeinschaftsdiagnose  
Herbst 2022

Die deutsche Wirtschaft wird von der krisenhaften Zuspitzung 
auf den Gasmärkten schwer belastet. Die hochgeschnellten 
Gaspreise erhöhen die Energiekosten drastisch und gehen mit 
einem massiven gesamtwirtschaftlichen Kaufkraftentzug ein-
her. Dies dämpft nicht nur die noch unvollständige Erholung 
von der Coronakrise, sondern drückt die deutsche Wirtschaft 
in die Rezession. Dabei kommen die Institute für den kommen-
den Winter zu dem Ergebnis, dass bei normalen Witterungs-
bedingungen keine Gasmangellage eintritt. Dennoch bleibt die 
Versorgungslage äußerst angespannt. Im Winterhalbjahr ist 
aufgrund der steigenden Kosten für Energie, der nachlassenden 
Konsumnachfrage und der schwächelnden Weltwirtschaft mit 
einem deutlichen Rückgang der Wirtschaftsleistung zu rechnen. 
Für das kommende Jahr prognostizieren die Institute einen 
Rückgang des BIP um 0,4%. Im Jahr 2024 expandiert das BIP im 
Jahresdurchschnitt mit 1,9%. Die Inflationsrate dürfte sich in 
den kommenden Monaten weiter erhöhen. Jahresdurchschnitt-
lich ergibt sich für das Jahr 2023 mit 8,8% eine Teuerungsrate, 
die leicht über dem Wert des laufenden Jahres (8,4%) liegt. Erst 
im Jahr 2024 wird die 2%-Marke allmählich wieder erreicht.
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bank im Sommer ihren Zinssatz leicht; dort überwiegt 
angesichts einer bislang moderaten Inflation die Sorge 
um die Konjunktur.

Die Finanzpolitik dürfte im Prognosezeitraum we-
niger stützend wirken als zuvor, weil Maßnahmen, die 
im Zuge der Corona-Pandemie umgesetzt wurden, 
weitgehend wegfallen. Mehrjährige Investitionspro-
gramme in der Europäischen Union und in den USA 
wirken zwar anregend, sind aber von geringerem Um-
fang. Allerdings werden gegenwärtig vielerorts Maß-
nahmen diskutiert und beschlossen, mit denen die 
Folgen der hohen Inflation für die privaten Haushalte 
abgefedert werden sollen.

WELTWIRTSCHAFT IM ABSCHWUNG

Der Prognose der Weltwirtschaft liegt die Annahme 
zugrunde, dass der Krieg in der Ukraine andauert und 
die Sanktionen gegenüber Russland bestehen bleiben. 
Auch wenn die Gaslieferungen aus Russland nach Eu-
ropa wohl nicht vollständig gestoppt werden, bleiben 
die Gaspreise hoch und die Unsicherheit hinsichtlich 
der künftigen Entwicklung beträchtlich. Ausweislich 
der Notierungen an den Terminmärkten gehen die 
Gaspreise in Europa erst ab der zweiten Jahreshälfte 
2023 allmählich zurück. Dieser Einschätzung schlie-
ßen sich die Institute für die vorliegende Prognose an.

Vor diesem Hintergrund rechnen die Institute 
mit einem Zuwachs der Weltproduktion von 2,5% 
in diesem und 1,8% im nächsten Jahr. Erst im Jahr 
2024 dürfte er mit 3,0% wieder kräftiger ausfallen. Der 
weltweite Warenhandel wird im Jahr 2023 mit einer 
Rate von 1,6% weniger als halb so stark expandieren 
wie in diesem Jahr. Die Inflation wird insbesondere 
in den europäischen Ländern auch im nächsten Jahr 
sehr hoch bleiben und dürfte sich erst im Jahr 2024 
wieder spürbar verringern.

DEUTSCHE WIRTSCHAFT VOR REZESSION

Die deutsche Wirtschaft wird von der krisenhaften 
Zuspitzung auf den Gasmärkten schwer belastet. Die 
hochgeschnellten Gaspreise erhöhen die Energiekos-
ten drastisch und gehen mit einem massiven gesamt-

wirtschaftlichen Kaufkraftentzug einher. Dies dämpft 
nicht nur die noch unvollständige Erholung von der 
Coronakrise, sondern drückt die deutsche Wirtschaft 
in die Rezession.

Durch die reduzierten Gaslieferungen aus Russ-
land ist ein erheblicher Teil des Angebots weggefallen 
und auch das Risiko gestiegen, dass die verbleiben-
den Liefer- und Speichermengen im Winter nicht aus-
reichen, um die Nachfrage zu decken. Dadurch sind 
die Gaspreise in den Sommermonaten in die Höhe 
geschossen. Die Unternehmen haben bereits damit 
begonnen, ihren Gasverbrauch spürbar einzuschrän-
ken. Auch wenn die Institute für den kommenden Win-
ter bei normalen Witterungsbedingungen mit keiner 
Gasmangellage rechnen, bleibt die Versorgungslage 
äußerst angespannt.

INFLATION BRICHT REKORDE

Die gestiegenen Energiepreise verstärken den Preis
auftrieb, der bereits in der Corona-Pandemie einge-
setzt hat. Durch die Corona-Schutzmaßnahmen wur-
den die internationalen Lieferketten erheblich gestört, 
was mit steigenden Preisen für Rohstoffe und Vorpro-
dukte einherging. Diese Preissteigerungen wurden an 
die Verbraucher weitergegeben. Die sehr expansive 
Geld- und Finanzpolitik hat den Preisauftrieb zusätz-
lich verstärkt. Dadurch steigen die Verbraucherpreise 
auf breiter Front. Inzwischen haben die Inflationsraten 
Werte erreicht, die sogar noch über die Hochinflati-
onsphasen in den 1970er und frühen 1980er Jahren 
hinausgehen.

Die stark steigenden Verbraucherpreise schmä-
lern die Kaufkraft der privaten Haushalte. Dass der 
private Konsum dennoch im ersten Halbjahr deut-
lich ausgeweitet wurde, liegt daran, dass die privaten 
Haushalte weniger sparen. Hierbei greifen einige wohl 
auch auf die während der Pandemie aufgestauten Mit-
tel zurück, nicht zuletzt, um die während dieser Zeit 
entbehrten Dienstleistungen wieder vermehrt nach-
zufragen. Inzwischen haben sich die Konsumaussich-
ten aber stark eingetrübt. Die durch die verzögerte 
Preisweitergabe bei Gas und Strom weiterhin hohe 
Inflation wird die real verfügbaren Einkommen bis in 
das kommende Jahr hinein deutlich sinken lassen. 
Der massive Kaufkraftentzug dürfte dazu führen, dass 
der private Konsum bis zum Sommer des kommenden 
Jahres zurückgeht und sich erst in der zweiten Hälfte 
des Prognosezeitraums wieder erholen wird.

Die Unternehmen sind von den stark steigenden 
Energiepreisen sehr unterschiedlich betroffen. Derzeit 
gelingt es vielen, die Kostensteigerungen an die Kun-
den weiterzugeben. Deutlich stärker von der Krise am 
Gasmarkt betroffen sind die energieintensiven Unter-
nehmen, allen voran in der chemischen Industrie. Um 
die Kosten zu senken, haben viele Unternehmen damit 
begonnen, ihren Gasverbrauch zu verringern. Dies ist 
zum einen durch Substitution von Gas durch andere 
Produktionsfaktoren geschehen. Zum anderen wurde 

-10

0

10

20

30

700

750

800

850

900

2019 2020 2021 2022 2023 2024

Laufende Rateᵃ
Jahresdurchschnittᵇ
Volumen

a Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %.
b Zahlenangaben: Veränderung der Ursprungswerte gegenüber dem Vorjahr. 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen der Institute; 
ab 3. Quartal 2022: Prognose der Institute. © Gemeinschaftsdiagnose Herbst 2022

Bruttoinlandsprodukt in Deutschland
Preis-, saison- und kalenderbereinigter Verlauf

Verkettete Volumenangaben in Mrd. Euro %

-0,4%-3,7% 2,6% 1,4%1,1%

1,9%

Abb. 1

ZUM INHALT



67ifo Schnelldienst  10 / 2022  75. Jahrgang  12. Oktober 2022

DATEN UND PROGNOSEN

vor allem in der chemischen Industrie die Produktion 
deutlich gedrosselt. Infolge rückläufiger Kaufkraft der 
privaten Haushalte kommen vermehrt auch die kon-
sumnahen Wirtschaftsbereiche unter Druck.

Insgesamt dürfte die Wirtschaftsleistung im drit-
ten Quartal bereits leicht gesunken sein. Im Winter-
halbjahr ist aufgrund der steigenden Kostenbelastung 
durch Energie, der nachlassenden Konsumnachfrage 
und der schwächelnden Weltwirtschaft mit einem 
deutlichen Rückgang zu rechnen. Dass dieser nicht 
noch kräftiger ausfällt, ist dem hohen Auftragspolster 
im Verarbeitenden Gewerbe zu verdanken. Mit den 
nachlassenden Lieferengpässen und der rückläufigen 
Teuerung dürfte die Wertschöpfung in den kommen-
den beiden Jahren wieder ausgeweitet werden.

Die Produktion in diesem Jahr dürfte trotz des 
Rückgangs in der zweiten Jahreshälfte um 1,4% aus-
geweitet werden. Damit halbieren die Institute ihre 
Prognose vom Frühjahr für dieses Jahr annähernd. 
Für das kommende Jahr prognostizieren sie einen 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 0,4%. Im 
Frühjahr erwarteten die Institute für das Jahr 2022 
noch einen Anstieg von 3,1%. In dieser Revision zeigt 
sich das Ausmaß der Energiekrise. So fällt die Wirt-
schaftsleistung im laufenden und kommenden Jahr 
insgesamt um 160 Mrd. Euro niedriger aus, als noch im 
Frühjahr erwartet worden war. Im Jahr 2024 legt das 
Bruttoinlandsprodukt um 1,9% zu. Die Inflationsrate 
dürfte sich in den kommenden Monaten weiter erhö-
hen. Jahresdurchschnittlich ergibt sich für das Jahr 
2023 mit 8,8% eine Teuerungsrate, die leicht über dem 
Wert des laufenden Jahres (8,4%) liegt. Erst im Jahr 
2024 wird die 2%-Marke allmählich wieder erreicht.

ARBEITSMARKT WEITER STABIL

Vom Arbeitsmarkt geht eine stabilisierende Wirkung 
für die konjunkturelle Entwicklung aus. Zwar dürfte 

die Nachfrage nach neuen Arbeitskräften angesichts 
der krisenbedingten Schwächephase zurückgehen. 
Die Unternehmen werden aufgrund des Fachkräfte-
mangels in vielen Bereichen aber bestrebt sein, den 
vorhandenen Personalbestand zu halten, so dass die 
Erwerbstätigkeit vorübergehend nur geringfügig sin-
ken dürfte. Bei fortschreitender Erholung ist dann wie-
der mit einem Aufbau der Beschäftigung zu rechnen.

Die Bundesregierung hat im Laufe dieses Jahres 
bislang drei Entlastungspakete auf den Weg gebracht, 
um die Belastungen durch die steigenden Energie-
preise für Unternehmen und private Haushalte abzu-
federn. Zu den Maßnahmen, die bereits in diesem Jahr 
wirken, gehören die Senkung des Umsatzsteuersatzes 
auf Gas sowie Direktzahlungen an private Haushalte 
und Unternehmen. Die Maßnahmen des dritten Ent-
lastungspakets werden vor allem im kommenden Jahr 
wirken. So sind Anpassungen am Einkommensteuerta-
rif zum Abbau der kalten Progression geplant. Zudem 
sollen mit der Einführung des Bürgergeldes Transfers 
erhöht und an weniger Bedingungen geknüpft werden.

RISIKEN

Das größte Risiko für die Konjunktur stellt derzeit die 
Verfügbarkeit von Gas dar. Sollte der Verbrauch in die-
sem Winter nicht, wie in dieser Prognose unterstellt, 
ausreichend sinken, käme es zu einer staatlichen Ra-
tionierung. In dieser Situation müssten die Unterneh-
men ihre Produktion zusätzlich einschränken. Auch 
im darauffolgenden Winter ist eine Gasmangellage 
nicht auszuschließen. Auf- wie Abwärtsrisiken beste-
hen dadurch, dass die Gasnachfrage in den Winter-
monaten stark von den Temperaturen abhängt. Sollte 
der kommende Winter deutlich wärmer (kälter) als im 
Durchschnitt der vergangenen Jahre werden, würde 
die Gasnachfrage geringer (größer) ausfallen als in 
dieser Prognose unterstellt. In diesem Fall dürften die 

Tab. 1

Eckdaten der Prognose für Deutschland

 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Reales Bruttoinlandsprodukta 1,1 –3,7 2,6 1,4 –0,4 1,9

Erwerbstätigeb (1 000 Personen) 45 277 44 915 44 980 45 557 45 567 45 657

Arbeitslose (1 000 Personen) 2 267 2 695 2 613 2 413 2 564 2 479

Arbeitslosenquote BAc (in %) 5,0 5,9 5,7 5,3 5,5 5,3

Verbraucherpreisea,d 1,4 0,5 3,1 8,4 8,8 2,2

Lohnstückkostena,e 3,1 2,8 0,7 3,8 6,2 3,7

Finanzierungssaldo des Staatesf

  in Mrd. Euro 53,2 –147,6 –134,3 –72,5 –51,2 –41,5

  in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts 1,5 –4,3 –3,7 –1,9 –1,3 –1,0

Leistungsbilanzsaldo

  in Mrd. Euro 262,9 238,7 265,0 165,7 172,9 193,5

  in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts 7,6 7,0 7,4 4,3 4,2 4,5
a Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. b Inlandskonzept. c Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). d Verbrau-
cherpreisindex (2015 = 100). e Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstun-
de. f In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 2010).

Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank; 2022 bis 2024: Prognose der Institute.                                                             © GD Herbst 2022
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Gaspreise schneller (langsamer) zurückgehen und die 
Wirtschaftsaktivität in geringerem (größerem) Maße 
dämpfen.

Auch von der Corona-Pandemie geht nach wie 
vor ein konjunkturelles Risiko aus. Die Infektionszah-
len sind weltweit weiterhin hoch. Zwar sind die Krank-
heitsverläufe bei der derzeit dominierenden Variante 
vergleichsweise mild. Es besteht aber die Möglichkeit, 
dass eine neue Variante mit schwereren Verläufen auf-
tritt. In diesem Fall könnte es wieder zu stärkeren Be-
einträchtigungen der Wirtschaftsaktivität kommen.

Der Wirtschaftspolitik kann aus ökonomischer 
Perspektive geraten werden, Maßnahmen an den Ur-
sachen der Probleme auszurichten. Bezogen auf das 
Gas bedeutet dies, das Angebot durch den Aufbau 
von LNG-Kapazitäten zu stärken und die Nachfrage 
zu dämpfen. Die Bundesregierung hat bei der Ausru-
fung des Notfallplan Gas den Energieversorgern die 
außerplanmäßige Weitergabe höherer Einkaufspreise 
an die Verbraucher nicht gestattet. Dadurch wird der 
Lenkungseffekt des Gaspreisanstiegs verwässert. Die 
Gasversorger geraten zudem unter Druck, weil die ver-
traglich vereinbarten Endkundenpreise die Beschaf-
fungskosten bei weitem nicht mehr decken. Die Bun-
desregierung hat deshalb einzelne Gasversorger mit 
finanziellen Hilfen gestützt und den größten Importeur 
verstaatlicht. Außerdem soll zum 1. Oktober 2022 eine 
Gasumlage eingeführt werden. Damit werden die Zu-
satzkosten beim Gaseinkauf auf alle Verbraucher ver-
teilt und eine Lenkungswirkung erzielt, die allerdings 
durch das Absenken des Mehrwertsteuersatzes auf 
Gas konterkariert wird.

Haushalte mit niedrigen Einkommen, die den 
Anstieg der Gaspreise nicht aus eigener Kraft stemmen 
können, sollten gezielt mit monetären Transfers ge-
stützt werden, ohne das Gas selbst zu subventionieren 
und ohne bürokratische Detailanweisungen zur Reduk-
tion des Gasverbrauchs zu erlassen. Die Entlastungs-
pakete der Bundesregierung enthalten Maßnahmen, 
die in die richtige Richtung gehen. So ist die Wohn-
geldreform zu begrüßen. Auch ist es sinnvoll, dass 
der Bonus pro Kind und die Energiepreispauschale 
für Arbeitnehmer und Rentner steuerpflichtig sind. 
Damit fällt die effektive Entlastung bei Haushalten 
mit höheren Einkommen geringer aus als bei solchen 
mit niedrigeren.

Bei der finanziellen Unterstützung von Unterneh-
men wandelt die Wirtschaftspolitik auf einem schma-
len Grat. Einerseits ist es Aufgabe der Unternehmen 
selbst, Puffer für unvorhergesehene Ereignisse anzu-
legen und nicht mehr rentable Geschäftsmodelle zu 
reformieren oder aufzugeben. Andererseits sollte ein 
gleichzeitiger Marktaustritt sehr vieler Unternehmen 
oder eine Unterbrechung der Produktion kritischer 
Versorgungsgüter bzw. der dafür erforderlichen Inf-
rastruktur vermieden werden. Befristete allgemeine 
Unternehmenshilfen und zielgenaue Stützungsmaß-
nahmen im Einzelfall können daher sinnvoll sein. 
Angesichts der permanenten Energieverteuerung ist 

aber darauf zu achten, dass es nicht zu einer dauer-
haften Subvention nicht mehr rentabler Unternehmen 
kommt; Unternehmenshilfen sollten daher degressiv 
gestaltet werden.

Auf dem Strommarkt stellt sich die Situation et-
was anders dar als auf dem Gasmarkt. Primär kommt 
es darauf an, das Angebot an Strom zu stabilisieren, 
um dem Preisanstieg entgegenzuwirken. Die vermie-
denen Umweltgrenzkosten und Grenzrisiken, die sich 
aus wenigen zusätzlichen Jahren Atomstromproduk-
tion in Deutschland ergäben, dürften eine Stillle-
gung der Atomkraftwerke im Krisenwinter 2022/2023 
kaum rechtfertigen. Auch der anschließende Winter 
2023/2024 wird die deutsche Energiewirtschaft vor 
immense Herausforderungen stellen. Die Institute 
empfehlen daher, den Ausstieg aus der Atomenergie 
um einige Jahre zu verschieben. Dies würde nicht nur 
die Energieversorgungssicherheit erhöhen, sondern 
auch einen Beitrag zur Stabilisierung des Stromprei-
ses leisten.

RISIKOSZENARIO GASMANGEL

Als Schwerpunktthema aktualisieren die Institute 
ihre Analyse zu den konjunkturellen Folgen eines 
Gasmangels in Deutschland. Dazu wird der Einfluss 
einer Vielzahl von Parametern und deren Kombination 
simuliert. Auf diese Weise können die Spannbreite 
möglicher Effekte des russischen Lieferstopps bis zum 
Jahr 2024 quantifiziert und Risiken abgeschätzt wer-
den. Das erweiterte Simulationsmodell für die Gas-
verfügbarkeit in Deutschland berücksichtigt neben 
dem Mindestfüllstand der Gasspeicher neue Erkennt-
nisse über zusätzliche Gasimportmöglichkeiten, macht 
Witterungseinflüsse deutlich, verfeinert die kurzfris-
tigen Gaseinsparpotenziale und berücksichtigt die 
Rückwirkungen zwischen industrieller Aktivität und 
Gasverfügbarkeit.

In den Jahren 2022 und 2023 kann eine Gasman-
gellage im Median aller Modellsimulationen vermieden 
werden. Allerdings besteht ein erhöhtes Risiko, dass es 
zwischen Januar und März 2024 zu einer Rationierung 
in der Industrie kommen wird. Eine Gasmangellage 
ließe sich durch den Weiterbetrieb der aktuell noch 
laufenden Atomkraftwerke und die volle Auslastung 
der geplanten LNG-Terminals vermeiden. Eine ent-
scheidende Rolle spielt das Wetter. Für den Fall, dass 
die kommenden Winter sehr kalt würden, käme es im 
Median der Simulationen sowohl im Frühjahr 2023 als 
auch im Winter 2023/2024 zu einer Gasmangellage. 
Diese könnte verhindert werden, wenn der Gasver-
brauch um 20% reduziert und gleichzeitig die Importe 
(insbesondere über die geplanten LNG-Terminals) er-
höht würden.

Sofern solche Einsparungen nicht gelingen, sind 
gravierende Konsequenzen für die wirtschaftliche 
Aktivität zu erwarten. In einem Risikoszenario, das 
unter anderem einen sehr kalten Winter sowie gerin-
gere Gaseinsparungen unterstellt, dürfte das preis-
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bereinigte Bruttoinlandsprodukt jeweils zu Jahres-
beginn 2023 und 2024 massiv einbrechen. Unter der 
Annahme, dass der dramatische Einbruch nicht mit 
einer Welle von Geschäftsschließungen einhergeht, 
dürfte die Gasmangellage in dem unterstellten Sze-
nario zu einem Rückgang der gesamtwirtschaftlichen 
Leistung im Jahr 2023 von 7,9% und im Jahr 2024 von 
4,2% führen.

Abgeschlossen in Essen am 27. September 2022 

Die Gemeinschaftsdiagnose wird erarbeitet vom ifo 
Institut in München, vom IfW in Kiel, vom IWH in Halle 
und vom RWI in Essen.

Die Langfassung des Gutachtens Projektgruppe Ge-
meinschaftsdiagnose, Energiekrise: Inflation, Rezes-
sion, Wohlstandsverlust, Herbst 2022, Essen 2022, ist 
hier zu finden: https://www.ifo.de/fakten/2022-09-29/
gemeinschaftsdiagnose-herbst-2022-energiekrise-in-
flation-rezession
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Andreas Peichl, Stefan Sauer und Klaus Wohlrabe

Fachkräftemangel in Deutschland 
und Europa – Historie, Status quo 
und was getan werden muss

In vielen Bereichen der deutschen Wirtschaft kann der 
Bedarf an benötigten Fachkräften derzeit nicht oder 
nur mit großem Aufwand gedeckt werden (siehe auch 
Sauer und Wollmershäuser 2021; Freuding und Garnitz 
2022). Die Gründe dafür sind vielfältig. Vor allem muss 
dabei der demografische Wandel genannt werden. Die 
Jahrgänge, die derzeit in Rente gehen, sind zahlen-
mäßig deutlich stärker als die nachkommenden, so 
dass sich die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
spürbar verringert (Statistisches Bundesamt 2021). 
Diese Tendenz wird sich in den kommenden Jahren 
mit dem Renteneintritt der Babyboomer-Jahrgänge 
sogar noch erheblich verstärken. Hinzu kommt, dass 
immer mehr Ausbildungsstellen unbesetzt bleiben 
und die Engpasssituation durch den fehlenden Nach-
wuchs in vielen Berufen weiter befeuert wird. Die gute 
Auftragslage in vielen Branchen bringt zudem einen 
erhöhten Bedarf an Personal mit sich, dass viele Un-
ternehmen aktuell nur mit großem Aufwand oder gar 
nicht finden können. Darüber hinaus wurden viele 
Bereiche, wie etwa das Gastgewerbe oder die Touris-
musbranche, besonders stark von der Coronakrise in 
Mitleidenschaft gezogen. Dies verstärkte das Fachkräf-
teproblem dort zusätzlich, da zahlreiche Beschäftigte 
in andere Wirtschaftsbereiche wechselten (Jansen 
und Risius 2022).

Der Fachkräftemangel dürfte sich mittelfristig 
in einem spürbar niedrigeren Potenzialwachstum in 
der deutschen Volkswirtschaft niederschlagen (Pro-
jektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2022). Aber auch 

viele Unternehmen sehen sich mit vielfältigen Aus-
wirkungen konfrontiert, wie sinkenden Umsätzen, 
steigenden Personalkosten oder erhöhter Arbeitsbe-
lastung der Belegschaft bis hin zur Existenzgefähr-
dung im schlimmsten Fall. Zudem strahlt das Fach-
kräfteproblem auch auf andere wichtige Felder aus. 
So fehlen unter anderem qualifizierte handwerkliche 
Fachkräfte für die Umsetzung der Energiewende, etwa 
für den Ausbau der Erneuerbaren oder im Bereich 
Gebäudetechnik.

Der vorliegende Artikel beschreibt Ergebnisse der 
ifo Konjunkturumfragen zum Thema Fachkräftemangel 
in Deutschland und vergleicht diese mit den anderen 
EU-Ländern anhand europaweiter Unternehmensbe-
fragungen. Dadurch kann besser eingeordnet werden, 
ob es sich beim Fachkräftemangel um ein besonders 
in Deutschland ausgeprägtes oder um ein europawei-
tes Phänomen handelt. Dadurch können auch Rück-
schlüsse für mögliche Politikempfehlungen gezogen 
werden, um den Engpässen entgegenzuwirken.

FACHKRÄFTEMANGEL IN DEUTSCHLAND 
AUF REKORDNIVEAU

In den ifo Konjunkturumfragen werden etwa 
10 000 Unternehmen in Deutschland aus dem Verar-
beitenden Gewerbe, dem Bauhauptgewerbe sowie 
dem Handel und dem Dienstleistungssektor vier-
teljährlich befragt, ob ihre Geschäftstätigkeit durch 
Fachkräftemangel beeinträchtigt wird.1 Die Anteile 
der betroffenen Firmen werden sowohl auf Branchen- 
und Sektorebene als auch für die Gesamtwirtschaft 
berechnet und zeigen als Indikatoren die Entwicklun-
gen der Engpasslage auf.2 

Die aktuellen Ergebnisse vom Juli 2022 signa-
lisieren einen Höchststand des Fachkräftemangels 
seit Beginn der Erhebung (vgl. Abb. 1).3 Demnach 
wurden 49,7% aller Unternehmen beeinträchtigt (ifo 
Institut 2022). Der bisherige Rekord vom April dieses 

1	 Statt Behinderungen der Geschäftstätigkeit wird im Verarbeiten-
den Gewerbe nach Behinderungen der Produktionstätigkeit bzw. im 
Bauhauptgewerbe nach Behinderungen der Bautätigkeit gefragt.
2	  Für detaillierte Beschreibungen der Methodik siehe Marjenko, 
Müller und Sauer (2021) sowie Sauer und Wohlrabe (2020).
3	  Im Verarbeitenden Gewerbe wird die Frage bereits seit 1991 ge-
stellt, der Handel kam im Jahr 2006 hinzu, und im Dienstleistungs-
sektor gibt es seit 2009 verwertbare Ergebnisse. Im Bauhauptgewer-
be wird erst seit 2018 nach Fachkräftemangel gefragt, zuvor wurde 
hier nach Arbeitskräftemangel allgemein gefragt. Der Indikator für 
die Gesamtwirtschaft startet daher im Jahr 2009, umfasst aber erst 
seit 2018 auch das Bauhauptgewerbe.

Der Fachkräftemangel in Deutschland ist immer mehr zum 
flächendeckenden Problem gewachsen, das nahezu alle Wirt-
schaftsbereiche und Regionen betrifft. Knapp die Hälfte aller Un-
ternehmen melden derzeit eine Beeinträchtigung ihrer Geschäfte 
aufgrund fehlenden Fachpersonals. Dieser Artikel geht auf die 
Entwicklung des Fachkräftemangels in Deutschland auf Bran- 
chenebene ein und liefert eine Einordnung in den europäischen 
Kontext. Der Fachkräftemangel hat in nahezu allen Ländern teil-
weise deutlich angezogen. Dies gilt insbesondere für die letzten 
beiden Jahre. Dabei zeigt sich, dass Deutschland im europäischen 
Vergleich besonders stark vom Fachkräftemangel betroffen ist.

IN KÜRZE
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Jahres (43,6%) wurde damit nochmals spürbar über-
troffen. Langfristig gesehen zeigt der Verlauf, dass 
sich die negativen Auswirkungen des Fachkräfteman-
gels seit 2009 deutlich erhöht haben. Zwischen 2009 
und 2011 stieg der Indikator von ca. 10% auf knapp 
20% sichtlich an. Im Anschluss bewegte er sich in 
etwa in diesem Bereich bis zum Jahr 2016. Danach 
kam es zu einem weiteren erheblichen Anstieg bis 
zu einem zwischenzeitlichen Höchststand von 36,2% 
im April 2018. Mit dem Abflauen der Konjunktur ver-
ringerte sich der Anteil anschließend zwar etwas, 
lag Ende 2019 jedoch immer noch bei über 30%. Zu 
Beginn der Corona-Pandemie, die die Unternehmen 
vor zahlreiche andere Probleme stellte, verringerte 
sich das Ausmaß des Fachkräftemangels zunächst 
erheblich. Diese Corona-Delle des Indikators war 
jedoch nur vorübergehend, wie die aktuellen Zahlen 
verdeutlichen.

Wie Abbildung 2 zeigt, wurde im Juli 2022 nicht 
nur gesamtwirtschaftlich, sondern in allen befragten 
Sektoren ein neuer Höchstwert erreicht. Dabei wirken 
sich Fachkräfteengpässe aktuell im Dienstleistungsbe-
reich mit 49,4% betroffener Unternehmen am häufigs-
ten negativ aus. Wichtige Dienstleistungsbereiche, wie 
etwa das Beherbergungsgewerbe und die Veranstal-
tungsbranche, lagen mit rund 64% sogar noch deut-
lich über diesem Sektordurchschnitt. In der Lagerei 
wurden 62,4% der Betriebe von einem Mangel beein-
trächtigt. Im Verarbeitenden Gewerbe klagten 44,5% 
der Umfrageteilnehmer über fehlendes Fachpersonal. 
Darunter waren in der Nahrungsmittelindustrie 58,1% 
der Betriebe durch den Fachkräftemangel beschränkt. 
Auch die Hersteller von Datenverarbeitungsgeräten 
und von Metallerzeugnissen finden nur schwer fach-
kundiges Personal (jeweils rund 57%).

Auf regionaler Ebene gibt es die häufigsten Be-
hinderungen in Ostdeutschland sowie in Bayern und 
Baden-Württemberg. Jedoch ist die Betroffenheit im 
Rest Deutschlands nur leicht geringer, so dass nicht 
von einem regional begrenzten Problem gesprochen 
werden kann. Bei den Auswertungen nach Firmen-
größe steigt der Anteil der beeinträchtigten Unterneh-
men mit der Beschäftigtenzahl. Allerdings sind auch 
hier die Unterschiede nicht sehr groß.

EIN EUROPAWEITER VERGLEICH

Die Europäische Kommission hat die Unternehmens-
befragungen in den europäischen Ländern zum Teil 
harmonisiert. Im Rahmen von langfristigen Verträ-
gen zwischen der EU-Kommission und den Instituten, 
die diese Umfragen durchführen, wird sichergestellt, 
dass einige Fragen in allen Ländern identisch gestellt 
werden. Dies erlaubt eine direkte Vergleichbarkeit. 
Gegenwärtig werden Ergebnisse für die EU insgesamt, 
die Eurozone sowie 33 Länder bereitgestellt,4 wobei 

4	  Daten und Ergebnisse finden sich hier: https://economy-finance.
ec.europa.eu/economic-forecast-and-surveys/business-and-consu-
mer-surveys_en.

darunter auch Länder sind, die nicht der Europäischen 
Union angehören.5 Die Daten sind in einigen Fällen 
schon ab 1985 verfügbar, teilweise jedoch auch deut-
lich später. Je nachdem, wann die Länder systemati-
sche Unternehmensbefragungen gestartet haben oder 
sich dem harmonisierten System der EU-Kommission 
angeschlossen haben. Die Quartalsfrage innerhalb 
der EU bezieht sich aber nicht explizit auf einen Fach-
kräftemangel, sondern auf einen Arbeitskräftemangel 
allgemein als einen umsatz- oder produktionsbehin-
dernden Faktor. Die Definition ist also etwas weiter 
gefasst.

In den Tabellen 1 bis 3 sind die Ergebnisse für 
alle verfügbaren Länder für die Industrie, den Dienst-
leistungssektor und das Baugewerbe dargestellt. Die 
Länder sind gemäß der Größe des aktuellen Fachkräf-
temangels sortiert (2. Quartal 2022). Neben der Da-
tenverfügbarkeit werden die beiden letzten Beobach-
tungen sowie das jeweilige Minimum, Maximum und 
in welchem Jahr letzteres erreicht wurde abgebildet. 
Um einen Eindruck zur langfristigen Entwicklung zu 
bekommen, werden in den Tabellen auch die Durch-
schnitte der letzten drei Jahrzehnte, soweit verfügbar, 
dokumentiert. Für den Dienstleistungssektor gibt es 
keine Daten vor 2000.

5	  So sind z.B. Ergebnisse der Türkei und Mazedonien, aber nicht 
aus der Schweiz verfügbar. Die Daten für die Schweiz wurden von der 
KOF Konjunkturforschungsstelle zur Verfügung gestellt.
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In der Industrie (vgl. Tab. 1) zeigt sich, dass 
Deutschland gegenwärtig den höchsten Anteil der 
Unternehmen hat, die von Fachkräftemangel berich-
ten. Nahezu gleichauf liegt Slowenien. Die Nieder-
lande und Ungarn befinden sich mit etwas über 40% 
knapp dahinter. Am unteren Ende befinden sich Ita-
lien (7,0%), Spanien (8,4%) und Zypern (3%). In der 
Schweiz (31,8%) und in Österreich (25,2%) ist das  
Problem im Vergleich zu Deutschland etwas weniger 
stark ausgeprägt. In der Europäischen Union insgesamt  
liegt der Anteil mit 29% auf Rekordniveau. Ein Blick auf  
die Mittelwerte der verschiedenen Jahrzehnte zeigt, 
dass die Zahlen tendenziell zugenommen haben.  

Für alle Länder gilt, dass die Zahlen für 2022 teilweise 
deutlich über dem Durchschnitt des letzten Jahr-
zehnts liegen. Dies gilt insbesondere für Dänemark 
und Irland. Die ansteigende Tendenz wird durch Ab-
bildung 3 bestätigt. Diese zeigt den zeitlichen Verlauf 
für ausgewählte Länder ab 1991. Es zeigt sich, dass 
der Anteil selten die 20%-Marke durchbrochen hat. Ab 
2010 ist jedoch ein kontinuierlicher Anstieg zu beob-
achten, der abrupt durch die Coronakrise unterbro-
chen worden ist, um danach umso steiler zu werden. 
Der ansteigende Fachkräftemangel im Verarbeitenden 
Gewerbe betraf in den letzten zwei Jahren nahezu alle 
Länder in Europa. Nur in Italien und Spanien scheint 

Tab. 1

Fachkräftemangel in der Industrie im europäischen Vergleich

Angaben in %

2022:II 2022:I Durchschnitt 
1990–1999

Durchschnitt 
2000–2009

Durchschnitt 
2010–2019

Minimum Maximum Wann 
Maximum?

Daten 
verfügbar 

seit

Deutschland 42,8 37,3 3,0 4,2 11,8 0,6 42,8 2022 1985

Slowenien 41,3 39,4 15,2 21,0 20,4 6,1 43,0 2018 1995

Niederlande 40,7 34,5 3,5 5,2 8,3 0,3 40,7 2022 1985

Ungarn 40,2 40,8 16,9 22,3 34,8 6,8 66,6 2019 1999

Polen 39,1 38,1 12,3 24,4 4,3 51,9 2018 2000

Kroatien 38,6 26,0 8,9 10,8 0,9 38,6 2022 2008

Irland 38,2 55,1 13,5 5,2 55,4 2021 2016

Bulgarien 36,4 33,7 1,6 10,1 23,2 0,5 45,5 2018 1993

Mazedonien 34,6 36,7 3,4 18,1 0,2 44,7 2019 2008

Malta 34,3 41,5 3,9 19,2 0,5 62,7 2019 2003

Dänemark 32,6 42,6 3,8 3,9 0,0 42,6 2022 2005

Schweiz 31,8 23,9 9,3 8,6 7,8 0,8 31,8 2022 1999

Luxemburg 31,2 27,3 1,5 2,1 2,3 0,0 31,2 2022 1985

EU 29,1 26,3 3,9 5,9 9,0 0,9 29,1 2022 1985

Belgien 29,0 21,7 5,2 7,6 8,3 1,0 29,0 2022 1985

Eurozone 28,7 25,9 3,8 5,1 7,9 0,9 28,7 2022 1985

Slowakei 28,0 23,0 8,2 4,9 12,7 0,0 37,0 2018 1993

Schweden 28,0 15,0 2,6 4,7 4,9 0,0 28,0 2022 1990

Tschechien 26,1 18,6 11,6 10,3 17,2 0,0 46,3 2018 1995

Litauen 25,4 27,3 3,6 13,2 10,7 0,1 35,1 2007 1994

Österreich 25,2 20,4 3,5 5,9 8,1 0,1 25,2 2022 1996

Türkei 25,1 25,6 32,3 22,7 17,4 40,6 2008 2007

Estland 24,8 23,9 14,6 19,1 14,8 0,6 44,1 2006 1995

Lettland 23,9 21,0 21,5 11,9 0,7 46,5 2006 2004

Albanien 23,9 12,4 5,6 1,9 23,9 2022 2016

Montenegro 23,7 16,0 2,5 0,0 24,5 2021 2012

Frankreich 23,5 16,6 3,6 8,0 8,3 0,8 23,5 2022 1991

Serbien 22,2 21,8 9,8 1,3 26,7 2021 2013

Finnland 22,0 22,0 10,6 8,3 7,9 1,0 30,0 2007 1995

Portugal 11,8 9,7 10,3 8,4 4,9 2,4 16,2 2000 1987

Rumänien 10,6 11,4 21,2 17,5 5,7 1,4 44,7 2000 1996

Griechenland 10,5 7,1 0,8 2,1 1,0 0,0 13,6 2021 1985

Spanien 8,4 7,6 1,6 2,5 1,8 0,1 8,4 2022 1995

Italien 7,0 5,4 3,7 3,9 1,0 0,0 11,0 1988 1985

Zypern 3,3 2,1  11,4 0,9 0,0 25,2 2008 2008

Quelle: EU-Kommission; KOF; Berechnungen des ifo Instituts.
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Fachkräftemangel in der Industrie historisch betrach-
tet bisher nie ein großes Problem gewesen zu sein.

Im Dienstleistungssektor (vgl. Tab. 2) ist der Fach-
kräftemangel mit 34,8% in der Europäischen Union 
etwas höher als in der Industrie. Deutschland liegt mit 
49,4% hinter Malta (69,5%), der Niederlande (60,6%) 
sowie Schweden (50%) auf Platz 4. Nicht weit dahin-
ter rangieren die Schweiz (43,6%) sowie Österreich 
(41,1%). Ähnlich wie in der Industrie befinden sich die 
Anteile gegenwärtig auf ihrem Maximum oder nicht 
weit davon entfernt. Spanien und Italien liegen mit 
20% erneut eher am unteren Ende. Die Anteile sind 
dort jedoch mehr als doppelt so hoch wie in der In-
dustrie. De facto keinerlei Probleme mit einem Man-
gel haben Zypern und die Türkei. Der Vergleich der 
zwei Jahrzehnte zeigt, dass die Anteile teilweise nur 
moderat angezogen haben oder sogar gesunken sind. 
Eine Ausnahme bildet hier unter anderem Deutsch-
land, wo sich der Mittelwert mehr als vervierfacht hat. 
Die aktuellen Zahlen für 2022 liegen für die meisten 
Länder aber deutlich oberhalb des Durchschnitts des 
letzten Jahrzehnts. Abbildung 4 zeigt, dass auch der 
grundsätzliche Verlauf dem der Industrie sehr ähnelt. 
Die Anteile haben sich in den letzten beiden Jahren 
deutlich erhöht. 

Im Baugewerbe berichten in der Europäischen 
Union derzeit 34,4% der Unternehmen von Beeinträch-
tigungen durch Fachkräftemangel. Deutschland liegt 
mit rund 40% etwas darüber. In der Schweiz klagte 
rund jedes zweite Unternehmen über Fachkräfte-
mangel. In Österreich waren es rund 40%. In Irland, 
Griechenland, Luxemburg und Slowenien liegen die 
Werte jenseits der 60%. In Belgien (8,7%) und Spanien 
(11%) liegen die Anteile dagegen auf eher niedrigem 
Niveau. Die Anstiege fallen teilweise moderat aus. Eine 
Ausnahme ist hier Ungarn, wo sich der Anteil mehr 
als verdreifacht hat. Auf der anderen Seite hatte sich 
der Mittelwert in Frankreich im letzten Jahrzehnt in 
etwa halbiert, ist aber auch dort nun wieder erheblich 
gestiegen. Ebenso wie in der Industrie und im Dienst-
leistungssektor liegen die aktuellen Zahlen deutlich 
oberhalb des Mittelwerts des letzten Jahrzehnts. In 
Abbildung 5 wird die Entwicklung über die Zeit ab 
2003 dargestellt. Im Baugewerbe liegen die Daten 
auf monatlicher Ebene vor und sind deshalb etwas 
erratischer im Vergleich zu den Quartalsergebnissen 
in der Industrie und dem Dienstleistungssektor. Das 
Bild, ansteigende Werte in den letzten zwei Jahren, 
ähnelt dem in den anderen Sektoren. In Frankreich 
gab es in den 2010er Jahren bereits ein großes Prob-
lem mit Fachkräftemangel im Bausektor mit Spitzen-
werten von über 50%. Dieser konnte dann bis Ende 
2010 deutlich abgebaut werden, um nun wieder in 
ähnliche Regionen vorzustoßen.

EINORDNUNG DER ERGEBNISSE

Schon vor der Pandemie war der Fachkräftemangel 
ein großes Hemmnis für die deutsche Wirtschaft, und 

er verschärft sich immer mehr. Die geburtenstarken 
Jahrgänge gehen nach und nach in Rente. Diese de-
mografische Entwicklung trifft auf den digitalen und 
ökologischen Strukturwandel, der nur mit ausrei-
chend Fachkräften umzusetzen ist. Hierfür ist not-
wendig, dass Deutschland alle inländischen Potenziale  
insbesondere durch Aus- und Weiterbildung sowie  
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
(Rainer und Peichl 2021) ausschöpft. Zusätzlich be-
nötigt Deutschland Fachkräfteeinwanderung in ho-
hem Maße (Poutvaara 2021). Da Fachkräftemangel 
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aber auch in vielen anderen europäischen Ländern 
vorherrscht, muss das benötigte Personal insbeson- 
dere auch in Drittländern außerhalb der EU ange-
worben werden. Die Politik muss hierfür endlich ent-
schlossen die richtigen Rahmenbedingungen schaffen. 
Auf europäischer Ebene gibt es bereits seit dem Jahr 
2011 eine Agenda für den europäischen Arbeitsmarkt, 
die unter anderem einen Schwerpunkt auf geeignete 
Aus- und Weiterbildung setzt (vgl. European Commis-
sion 2011). Guo et al. (2022) finden jedoch für alle eu-
ropäischen Länder vor allem für handwerkliche Berufe 

weiterhin große Lücken zwischen den Anforderungen 
offener Stellen und den Qualifikationen der zur Ver-
fügung stehenden Arbeitskräfte.
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Tab. 2

Fachkräftemangel im Dienstleistungssektor im europäischen Vergleich

Angaben in %

2022:II 2022:I Durchschnitt 
1990–1999

Durchschnitt 
2000–2009

Durchschnitt 
2010–2019

Minimum Maximum Wann 
Maximum?

Daten 
verfügbar 

seit

Malta 69,5 70,9 13,6 19,3 1,2 1,2 70,9 2022 2007

Niederlande 60,6 53,8 20,2 12,6 1,4 1,4 60,6 2022 2007

Schweden 50,0 45,0 13,9 20,4 3,5 3,5 50,0 2022 2003

Deutschland 49,4 39,6 3,8 20,5 0,0 0,0 49,4 2022 2003

Irland 48,7 54,1 21,7 2,8 2,8 54,1 2022 2016

Finnland 44,0 40,0 17,3 18,7 4,0 4,0 44,0 2022 2003

Dänemark 43,7 40,3 9,5 1,5 1,5 43,7 2022 2010

Schweiz 43,6 39,3 18,0 18,6 8,7 8,7 43,6 2022 2006

Österreich 41,1 34,4 9,1 12,9 1,7 1,7 41,1 2022 2003

Slowenien 38,4 33,0 10,7 8,2 1,8 1,8 38,4 2022 2003

Estland 36,3 23,8 16,8 17,0 0,5 0,5 37,2 2021 2003

Eurozone 35,4 28,6 7,6 11,6 4,1 4,1 35,4 2022 2003

Europäische 
Union

34,8 28,5 7,7 11,8 4,0 4,0 34,8 2022 2003

Belgien 33,0 39,0 22,4 15,3 6,0 6,0 43,0 2007 2003

Slowakei 32,0 25,0 2,4 9,0 0,0 0,0 32,0 2022 2003

Litauen 30,6 29,5 15,3 10,2 1,8 1,8 36,4 2008 2003

Kroatien 30,5 24,2 8,9 8,5 1,4 1,4 30,5 2022 2008

Bulgarien 28,4 19,1 3,5 9,2 0,6 0,6 28,4 2022 2003

Frankreich 27,2 22,3 10,9 10,8 5,1 5,1 27,2 2022 2003

Serbien 24,9 20,0 10,5 1,2 1,2 29,6 2019 2013

Ungarn 24,5 23,6 4,3 17,4 1,3 1,3 41,8 2016 2003

Polen 24,5 23,8 5,2 13,2 0,9 0,9 29,4 2019 2003

Mazedonien 23,3 12,1 2,1 7,3 0,0 0,0 23,3 2022 2008

Montenegro 23,2 14,9 7,8 0,5 0,5 24,2 2021 2012

Italien 22,1 13,4 4,1 2,3 0,1 0,1 22,1 2022 2003

Spanien 20,8 11,1 1,5 3,0 0,1 0,1 20,8 2022 2008

Lettland 20,1 15,6 14,3 7,2 1,2 1,2 32,1 2007 2004

Griechenland 18,0 4,5 4,5 4,8 0,6 0,6 18,0 2022 2003

Tschechien 17,9 10,9 3,5 6,7 0,3 0,3 21,5 2019 2003

Albanien 14,4 4,7 3,2 0,5 0,5 14,4 2022 2016

Portugal 8,9 5,8 6,0 4,0 2,1 2,1 16,4 2001 2001

Rumänien 7,0 7,3 6,1 2,9 0,1 0,1 13,5 2007 2003

Zypern 3,5 0,2 10,0 1,2 0,0 0,0 19,9 2008 2008

Türkei 3,3 2,9 5,8 1,8 1,8 12,5 2014 2011

Quelle: EU-Kommission; KOF; Berechnungen des ifo Instituts.
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Tab. 3

Fachkräftemangel im Baugewerbe im europäischen Vergleich

Angaben in %

2022:II 2022:I Durchschnitt 
1990–1999

Durchschnitt 
2000–2009

Durchschnitt 
2010–2019

Minimum Maximum Wann 
Maximum?

Daten 
verfügbar 

seit

Luxemburg 76,5 72,2 3,3 3,4 9,7 0,0 76,5 2022 1999

Griechenland 69,3 68,6 3,8 4,3 1,2 0,0 69,3 2022 1997

Irland 60,7 55,7 49,8 9,4 73,3 2022 2016

Slowenien 60,1 55,1 31,7 15,8 3,4 61,0 2007 2002

Schweiz 52,1 52,0 26,5 15,3 55,2 2022 2011

Schweden 52,0 46,0 7,2 24,4 29,1 0,0 78,7 2007 1998

Malta 50,4 23,7 18,7 22,4 0,0 66,5 2019 2008

Kroatien 49,0 52,9 18,7 17,1 0,5 56,1 2019 2008

Frankreich 48,7 47,9 34,7 17,6 6,3 51,5 2007 2003

Mazedonien 48,5 42,6 2,6 10,7 0,0 48,5 2022 2008

Estland 45,7 39,7 58,4 36,3 21,4 0,0 86,4 1999 1995

Tschechien 44,0 46,0 12,8 9,7 11,8 0,6 56,4 2019 1993

Slowakei 44,0 41,0 12,1 8,6 10,6 0,0 44,0 2022 1993

Österreich 42,9 39,2 13,7 7,4 15,9 0,0 53,5 2018 1985

Ungarn 41,7 49,3 12,1 8,3 26,5 0,9 72,3 2019 1996

Deutschland 39,9 39,3 2,3 1,2 7,3 0,0 39,9 2022 1991

Polen 38,8 38,2 19,0 25,2 2,1 52,7 2007 2000

Dänemark 37,5 36,8 10,3 12,6 11,8 0,0 47,8 2021 1998

Bulgarien 36,5 36,4 6,4 10,8 19,5 0,7 54,8 2019 1994

EU 34,4 33,6 3,7 10,6 11,4 0,5 34,4 2022 1991

Montenegro 33,5 34,5 10,8 0,0 48,0 2022 2012

Eurozone 33,1 32,3 3,4 9,6 9,4 0,2 33,1 2022 1991

Lettland 31,9 30,1 22,7 13,8 0,0 57,3 2007 2001

Litauen 30,5 28,8 29,8 18,0 0,0 58,5 2007 2005

Portugal 30,2 33,3 7,8 9,3 3,9 33,8 2022 2008

Finnland 30,0 37,0 5,4 23,1 23,7 0,0 72,0 1988 1985

Albanien 29,0 23,0 2,3 0,0 29,0 2022 2016

Niederlande 27,8 32,7 3,9 6,5 7,1 0,0 35,2 2000 1985

Serbien 22,9 16,8 10,4 0,0 37,3 2019 2013

Rumänien 16,8 20,4 13,3 7,6 0,1 28,9 2007 2005

Italien 15,8 14,5 4,1 4,2 0,9 0,0 22,2 1999 1985

Spanien 11,0 7,5 1,4 6,0 5,5 0,0 46,0 2000 1993

Belgien 8,7 7,8 1,7 1,9 2,1 0,0 9,8 1989 1989

Zypern 8,4 5,5 7,7 1,5 0,0 22,6 2008 2008

Türkei 4,9 5,4   3,1 1,1 5,9 2022 2011

Quelle: EU-Kommission; KOF; Berechnungen des ifo Instituts.
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